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Entwurf eines Steuervereinfachungsgesetzes 2011 


A. Problem und Ziel 

Das geltende Steuerrecht ist durch das Bestreben geprägt, der Vielfalt des gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Lebens gerecht zu werden. Damit verbunden 
ist oftmals eine unübersichtliche Kleinteiligkeit der anzuwendenden Steuerge- 
setze, wodurch der Aufwand für den Steuerzahler bei der Erfüllung seiner steu- 
erlichen Pflichten steigt. Der vorliegende Gesetzentwurf zielt gemeinsam mit 
einer Reihe flankierender Maßnahmen darauf ab, die Steuerpraxis zu vereinfa- 
chen, vorhersehbarer zu gestalten und von unnötiger Bürokratie zu befreien. 


B. Lösung 

Das Besteuerungsverfahren wird vereinfacht und weiter modernisiert. Steuer- 
zahler und Steuerverwaltung werden von Erklärungs-, Prüf- und Verwaltungs- 
aufwand entlastet. Das Besteuerungsverfahren wird für alle Beteiligten einfa- 
cher, transparenter und nachvollziehbarer ausgestaltet und steuerbürokratischer 
Aufwand reduziert. Dem dienen folgende Maßnahmen: 

— Anhebung des jährlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrags von 920 Euro auf 
1 000 Euro, § 9a des Einkommensteuergesetzes (EStG), 

— Verzicht auf die persönlichen Anspruchsvoraussetzungen der Eltern bei der 
Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten, §§ 9c, 10 EStG, 

— Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljährige Kinder beim Fami- 
lienleistungsausgleich, § 32 EStG, 

— Vereinfachung bei der Berechnung der Entfemungspauschale, § 9 Absatz 2 
Satz 2 EStG, 

— Reduzierung der Veranlagungsarten für Eheleute, §§ 25, 26a EStG, 

— Befreiung von der Pflichtveranlagung bei Arbeitnehmern mit geringem Ar- 
beitslohn bei zu hoher Mindestvorsorgepauschale, § 46 Absatz 2 Nummer 3 
EStG, 

— Vereinfachung des Veranlagungsverfahrens insbesondere durch Wegfall der 
Einbeziehung der abgeltend besteuerten Kapitaleinkünfte in die Ermittlung 
der zumutbaren Belastung und des Spendenabzugsvolumens, § 2 Absatz 5b 
EStG, 

— Gleichstellung von Stipendien aus unmittelbaren und mittelbaren öffentli- 
chen Mitteln, § 3 Nummer 44 EStG, 
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— Erfassung von Erstattungsüberhängen von Sonderausgaben im Jahr des Zu- 
flusses, § 10 EStG, 

— Vereinheitlichung der Grenzen bei verbilligter Wolmraumüberlassung und 
Verzicht auf das Erfordernis einer Totalüberschussprognose in diesen Fällen, 
§ 21 EStG, 

— Vereinfachung der Besteuerung außerordentlicher Einkünfte aus Forstwirt- 
schaft, §§ 34, 34b EStG, §§ 51, 68 der Einkommensteuer-Durchfiihrungsver- 
ordnung (EStDV), 

— Einführung einer Bagatellgrenze bei der Gebührenpflicht für verbindliche 
Auskünfte, § 89 der Abgabenordnung (AO), 

— Einführang einer gesetzlichen Betriebsfortführungsfiktion in den Fällen der 
Betriebsverpachtung und -Unterbrechung, § 16 EStG, 

— Erleichterungen bei der elektronischen Rechnungsstellung, § 14 des Umsatz- 
steuergesetzes (UStG), 

— Eröffnung der Möglichkeit, Veräußerungsanzeigen nach § 18 des Grund- 
erwerbsteuergesetzes (GrEStG) elektronisch zu übermitteln, 

— Erleichterung der elektronischen Kommunikation mit der Finanzverwaltung, 
§ 87a Absatz 6, § 150 Absatz 6 und 7 AO, 

— Elektronische Abgabe der Erklärung zur Zerlegung der Körperschaftsteuer, 
§ 6 Absatz 7 des Zerlegungsgesetzes (ZerlG), 

— Einführang eines Feststellungsverfahrens für betriebliches Vermögen bei der 
Erbschaftsteuer, § 153 Absatz 2 des Bewertungsgesetzes (BewG), § 13a Ab- 
satz 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG), 

— Eröffnung der Möglichkeit zur gleichzeitigen Abgabe von Einkommensteu- 
ererklärangen für zwei Jahre, § 25a EStG, 

— Erleichterte Nachweisanforderangen für Spenden in Katastrophenfällen, 
§ 51 EStG, 

— Beschränkung der Meldung von Auslandssachverhalten auf einmal pro Jahr, 
§ 138 Absatz 3 AO, 

— Anpassung der besonderen dreimonatigen Steuererklärangsfrist für Land- und 
Forstwirte an die Regelabgabefrist von fünf Monaten, § 149 Absatz 2 AO, 
§ 233a Absatz 2 AO, 

— Verdopplung der für Anzeigen von Vermögensverwahrern und -Verwaltern 
geltenden Bagatellgrenze von 5 000 Euro auf 10 000 Euro, § 1 Absatz 4 
Nummer 2 der Erbschaftsteuer-Durchführangsverordnung (ErbStDV) und 

— Neuregelung beim Kapitalertragsteuerabzug bei Gewiimausschüttungen von 
Genossenschaften, § 44a EStG. 

Zudem wird der Katalog der steuerfreien Einnahmen des § 3 EStG um solche 

Beffeiungsvorschriften bereinigt, die heute in der Praxis keine Bedeutung mehr 

haben. Dies betrifft folgende Tatbestände: 

— Entschädigungen an ehemalige deutsche Kriegsgefangene, § 3 Nummer 19 
EStG, 

— Zinsen aus Schuldbuchforderangen nach dem Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetz, § 3 Nummer 21 EStG, 

— Ehrensold nach dem Gesetz über Titel, Orden und Ehrenzeichen, § 3 Num- 
mer 22 EStG, 

— U nterhaltsbeitrag und Maßnahmebeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsför- 
derangsgesetz, § 3 Nummer 37 EStG, 
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— Bergmannsprämien nach dem Bergmannsprämiengesetz, § 3 Nummer 46 
EStG und 

— Zuwendungen ehemaliger alliierter Besatzungssoldaten an ihre Ehefrauen, 
§ 3 Nummer 49 EStG. 

Die gesetzlichen Neuregelungen sind im Verbund mit ebenso wichtigen nichtge- 
setzlichen Maßnahmen zu sehen, mit denen Bund und Länder gemeinsam Wei- 
chenstellungen vorgenommen haben, um den Aufwand bei der Erfüllung der 
steuerlichen Pflichten für Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen zu 
senken. Zu diesen flankierenden Maßnahmen gehören insbesondere die 

— schrittweise Einführung IT-basierter Verfahren für möglichst alle Phasen des 
Besteuerungsprozesses als Alternative zu den papiergestützten Kommunika- 
tionswegen, 

— Bereitstellung einer elektronischen vorausgefüllten Steuererklämng bei der 
Einkommensteuer, 

— Entbürokratisierung und Flexibilisierang der steuerlichen Förderung der pri- 
vaten Altersvorsorge, 

— anwenderfreundlichere Gestaltung von Steuererklärungsvordmcken, 

— zeitnahe Betriebsprüfung und 

— Erleichterung der Nachweispflichten bei umsatzsteuerfreien innergemein- 
schaftlichen Lieferungen. 

Die gesetzlichen Änderungen und die flankierenden nichtgesetzlichen Maßnah- 
men zusammengenommen bilden einen umfassenden Ansatz zur Vereinfachung 
des Steuerrechts und zur Senkung von Erklärungs-, Prüfungs- und Veranla- 
gungsaufwand. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 


(Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 

Gebietskörperschaft 

Volle Jahreswirkung' 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Insgesamt 

-585 

-825 

-565 

-585 

-585 

-585 

Bund 

-266 

-840 

-565 

-585 

-585 

-585 

Länder und 
Gemeinden^ 

-319 

+ 15 

- 

- 

- 

- 


* Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitrauin von 12 Monaten. 

2 Das oben aufgeführte Finanztableau berücksichtigt die vollständige Kompensation der mit dem Gesetz verbundenen Steuennindereinnahmen der 
Länder und Gemeinden durch den Bund. Finanzverfassungsrechtlich kann der Bund hier unmittelbar nur die Länder entlasten. Der Ausgleich der 
Gemeinden erfolgt durch die Länder. Zusätzlich werden die Länder von den einmaligen Kosten entlastet, die der Finanzverwaltung im Zuge der 
im Jahressteuergesetz 2010 geregelten Einführung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) durch die schriftliche Übermittlung 
der erstmals gebildeten Lohnsteuerabzugsmerkmale entstehen. Zur Veranschaulichung der finanziellen Auswirkungen ohne die erwähnten Kom- 
pensationsleistungen des Bundes vgl. die Darstellung im allgemeinen Teil der Begmndung. 
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2. Vollzugsaufwand 

Diverse der im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen sind geeignet, den Voll- 
zug zu vereinfachen und den Vollzugsaufwand zu reduzieren. Insgesamt sind die 
Auswirkungen nicht quantifizierbar. 

Die vorgesehene gesetzliche Regelung wird in den Rechenzentren der Landes- 
finanzverwaltungen Mehraufwand durch die notwendige Anpassung der auto- 
mationstechnischen Unterstützung für das Besteuerungsverfahren verursachen. 
Der Bund ist an diesem in den Ländern entstehenden Vollzugsaufwand unmit- 
telbar beteiligt, soweit die automationstechnischen Anpassungen im Rahmen 
des Vorhabens KONSENS vorgenommen werden. Der Bundesanteil wird im 
Einzelplan 08 gegenfinanziert. 


E. Sonstige Kosten 

Über die in Abschnitt F dargestellten Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
hinaus entstehen der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, 
keine direkten sonstigen Kosten. 

Weitere mögliche Einspamngen sind nicht zuletzt wegen der Vielzahl der in dem 
Gesetz vorgesehenen Maßnahmen, aber auch im Hinblick auf die jeweilige Ein- 
zelmaßnahme weder quantitativ bestimmbar noch köimten diese Unternehmen 
unterschiedlicher Größenordnung zugeordnet werden. 

Wegen des im Verhältnis zu der großen Anzahl an Einzelmaßnahmen ver- 
gleichsweise überschaubaren direkten finanziellen Entlastungsvolumens des 
Gesetzes sind spürbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. Auch im Hinblick 
auf die eingesparten Bürokratiekosten sind Auswirkungen nicht auszuschließen, 
jedoch nicht bezifferbar. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden Informationspflichten für 

a) Unternehmen eingeführt/geändert/abgeschafft: 

Anzahl; 3/9/0 

betroffene Unternehmen: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 

Häufigkeit/Periodizität: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 

erwartete Nettoentlastung; rd. 4,05 Mrd. Euro 

b) Bürgerinnen und Bürger eingeführt/geändert/abgeschafft; 

Anzahl: 2/10/0 

betroffene Kreise: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 

Häufigkeit/Periodizität: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 

c) die Verwaltung eingeführt/vereinfacht/abgeschafft; 


Anzahl: 


0/0/0 
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Berlin, März 2011 


Bundesrepublik Deutschi.and 
DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Steuervereinfachungsgesetzes 2011 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 881 . Sitzung am 1 8. März 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Steuervereinfachungsgesetzes 2011 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


„§ 25a Gleichzeitige Abgabe von Einkommensteu- 
ererklärungen für mehrere Jahre“. 


Artikel 1 
Artikel 2 

Artikel 3 
Artikel 4 

Artikel 5 
Artikel 6 

Artikel 7 
Artikel 8 

Artikel 9 

Artikel 10 
Artikel 11 
Artikel 12 
Artikel 13 
Artikel 14 
Artikel 15 

Artikel 16 
Artikel 17 

Artikel 18 


Inhaltsübersicht 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung 

Änderung der Abgabenordnung 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abga- 
benordnung 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Änderung der Steuerdaten-Übermittlungsver- 
ordnung 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetzes 

Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungs- 
verordnung 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Änderung des Forstschäden- Ausgleichsgesetzes 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

Aufhebung bundesrechtlicher Rechtsvorschrif- 
ten 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Änderung des Bundeseltemgeld- und Eltem- 
zeitgesetzes 

Inkrafttreten 


c) Die Angabe zu § 26a wird wie folgt gefasst: 

„§ 26a Einzelveranlagung von Ehegatten“. 

d) Die Angabe zu § 26c wird gestrichen. 

e) Nach der Angabe zu § 32d wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 32e Tarifminderung in bestimmten Fällen der 
Ehegatten- Veranlagung“. 

f) Die Angabe zu § 34b wird wie folgt gefasst: 

„§ 34b Steuersätze bei Einkünften aus außerordent- 
lichen Holznutzungen“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 5a wird folgender Satz angefügt: 

„Knüpfen außersteuerliche Rechtsnormen an die in 
den Absätzen 1 bis 3 genannten Begriffe (Einkünfte, 
Summe der Einkünfte, Gesamtbetrag der Einkünfte) 
an, mindern sich für deren Zwecke diese Größen um 
die nach § 10 Absatz 1 Nummer 5 abziehbaren Kin- 
derbetreuungskosten.“ 

b) Absatz 5b Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht für die Anwendung des § 32d Ab- 
satz 2 und 6.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 19, 21, 22 und 37 werden aufgehoben. 

b) In Nummer 44 Satz 1 wird das Wort „unmittelbar“ ge- 
strichen. 

c) Die Nummern 46 und 49 werden aufgehoben. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1900) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 


a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Aufwendungen für die Benutzung öffentlicher Ver- 
kehrsmittel können angesetzt werden, soweit sie den 
im Kalenderjahr insgesamt als Entfemungspauschale 
abziehbaren Betrag übersteigen.“ 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „sowie § 9c Ab- 
satz 1 und 3 gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt. 

5. § 9a wird wie folgt geändert: 


1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angaben zu „Abschnitt II Unterabschnitt 4b. 
Kinderbetreuungskosten“ sowie zu „§ 9c Kinderbe- 
treuungskosten“ werden gestrichen. 

b) Nach der Angabe zu § 25 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 


a) In Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe 
„920 Euro“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt. 

b) In Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter 
„daneben sind Aufwendungen nach § 9c Absatz 1 
und 3 gesondert abzuziehen;“ gestrichen. 

6. Abschnitt II Unterabschnitt 4b wird aufgehoben. 
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7. § 9c wird aufgehoben. 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefugt: 

„5. zwei Drittel der Aufwendungen, höchstens 
4 000 Euro je Kind, für Dienstleistungen zur 
Betreuung eines zum Haushalt des Steuer- 
pflichtigen gehörenden Kindes im Sinne des 
§ 32 Absatz 1, welches das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder wegen einer vor 
Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen 
körperlichen, geistigen oder seelischen Behin- 
derung außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten. Dies gilt nicht für Aufwendungen für 
Unterricht, die Vennittlung besonderer Fähig- 
keiten sowie für sportliche und andere Freizeit- 
betätigungen. Ist das zu betreuende Kind nicht 
nach § 1 Absatz 1 oder Absatz 2 unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig, ist der in Satz 1 ge- 
nannte Betrag zu kürzen, soweit es nach den 
Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Kindes 
notwendig und angemessen ist. Voraussetzung 
für den Abzug der Aufwendungen nach Satz 1 
ist, dass der Steuerpflichtige für die Aufwen- 
dungen eine Rechnung erhalten hat und die 
Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leis- 
tung erfolgt ist;“. 

b) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt: 

„(4b) Übersteigen bei den Sonderausgaben nach 
Absatz 1 Nummer 2 bis 3a die im Veranlagungszeit- 
raum erstatteten Aufwendungen die geleisteten 
Aufwendungen (Erstattungsüberhang), ist der Er- 
stattungsüberhang mit anderen im Rahmen der 
jeweiligen Nummer anzusetzenden Aufwendungen 
zu verrechnen. Ein danach verbleibender Betrag bei 
den nach Absatz 1 Nummer 3 anzusetzenden Beiträ- 
gen ist mit den nach Absatz 1 Nummer 3 a anzuset- 
zenden Beiträgen zu verrechnen. Ergibt sich bei 
Aufwendungen nach Absatz 1 Nummer 4 ein Erstat- 
tungsüberhang, ist dieser dem Gesamtbetrag der 
Einkünfte hinzuzurechnen.“ 

9. ln § 10c Satz 1 werden die Wörter „den §§ 9c und 10 
Absatz 1 Nummer 1, la, 4, 7 und 9“ durch die Wörter 
„§ 10 Absatz 1 Nummer 1, la, 4, 5, 7 und 9“ ersetzt. 

10. ln § 12 werden die Wörter „den §§ 9c, 10 Absatz 1 
Nummer 1, 2 bis 4, 7 und 9“ durch die Wörter „§ 10 Ab- 
satz 1 Nummer 1, 2 bis 5, 7 und 9, den“ ersetzt. 

11. Nach § 16 Absatz 3 a wird folgender Absatz 3b einge- 
fügt: 

„(3b) ln den Fällen der Betriebsunterbrechung und 
der Betriebsverpachtung im Ganzen gilt ein Gewerbe- 
betrieb sowie ein Anteil im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 2 oder Nummer 3 nicht als aufgegeben, bis 

1 . der Steuerpflichtige die Aufgabe im Sinne des Ab- 
satzes 3 Satz 1 ausdrücklich gegenüber dem Finanz- 
amt erklärt oder 


2. dem Finanzamt Tatsachen bekarmt werden, aus de- 
nen sich ergibt, dass die Voraussetzungen für eine 
Aufgabe im Siime des Absatzes 3 Satz 1 erfüllt sind. 

Die Aufgabe des Gewerbebetriebs oder Anteils im Sin- 
ne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 ist 
in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 rückwirkend für 
den vom Steuerpflichtigen gewählten Zeitpunkt anzu- 
erkennen, wenn die Aufgabeerklärung spätestens drei 
Monate nach diesem Zeitpunkt abgegeben wird. Wird 
die Aufgabeerklärung nicht spätestens drei Monate 
nach dem vom Steuerpflichtigen gewählten Zeitpunkt 
abgegeben, gilt der Gewerbebetrieb oder Anteil im Sin- 
ne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erst 
in dem Zeitpunkt als aufgegeben, in dem die Aufgabe- 
erklärung beim Finanzamt eingeht.“ 

12. § 21 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „56 Prozent“ wird durch die Angabe 
„66 Prozent“ ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Beträgt das Entgelt bei auf Dauer angelegter Woh- 
nungsvermietung mindestens 66 Prozent der ortsüb- 
lichen Miete, gilt die Wohnungsvermietung als ent- 
geltlich.“ 

13. § 25 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die steuerpflichtige Person hat für den Veranla- 
gungszeitraum eine eigenhändig unterschriebene Ein- 
kommensteuererklärung abzugeben. Wählen Ehegatten 
die Zusammenveranlagung (§ 26b), haben sie eine ge- 
meinsame Steuererklärung abzugeben, die von beiden 
eigenhändig zu unterschreiben ist.“ 

14. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 

„§ 25a 

Gleichzeitige Abgabe von 
Einkommensteuererklärungen für mehrere Jahre 

(1) Die steuerpflichtige Person kann die Einkom- 
mensteuererklärungen für zwei aufeinander folgende 
Veranlagungszeiträume (Zweijahreszeitraum) auf An- 
trag abweichend von § 25 Absatz 3 innerhalb von fünf 
Monaten nach Ablauf des zweiten Veranlagungszeit- 
raums zusammen abgeben, wenn sie in beiden Veranla- 
gungszeiträumen voraussichtlich ausschließlich Ein- 
künfte im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 4 bis 7 
erzielt. Die Summe der nicht einem inländischen Steu- 
erabzug unterliegenden jährlichen Einnahmen nach den 
§§ 20, 21 und 22 Nummer 1 Satz 1 und 2 und Num- 
mer 2 und 3 darf 1 3 000 Euro nicht übersteigen. Erzielt 
die steuerpflichtige Person im Verlauf des ersten Veran- 
lagungszeitraums des Zweijahreszeitraums andere als 
die in Satz 1 genannten Einkünfte oder übersteigt die 
Summe der Eitmahmen nach Satz 2 13 000 Euro, ist 
eine gleichzeitige Abgabe von Steuererklärungen im 
Zweijahreszeitraum nicht möglich. 

(2) Wählen Ehegatten die Zusammenveranlagung 
(§ 26b), müssen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 von beiden Ehegatten erfüllt werden. Die Sum- 
me der nicht einem inländischen Steuerabzug unterlie- 
gendenjährlichen Einnahmen nach Absatz 1 Satz 2 darf 
26 000 Euro insgesamt nicht übersteigen. 
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(3) Der Antrag kann bis zum Ende der nach § 149 
Absatz 2 der Abgabenordnung für die Steuererklärung 
des Erstjahres geltenden Frist unter Angabe der im 
Zweijahreszeitraum voraussichtlich zu erwartenden 
Einkünfte formlos beim Finanzamt gestellt werden. Er 
kann jederzeit während des Zweijahreszeitraums wi- 
derrufen werden. 

(4) § 37 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

1 . als Veranlagungszeitraum im Sinne des § 37 Absatz 3 
Satz 3 das letzte Kalenderjahr des Zweijahreszeit- 
raums gilt und 

2. § 37 Absatz 5 nicht anzuwenden ist. 

(5) Werden die Einkommensteuererklärungen unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 und 2 oder 
des Absatzes 2 für zwei aufeinander folgende Veranla- 
gungszeiträume zusammen abgegeben, beginnt der 
Zinslauf für Zinsen nach § 233a der Abgabenordnung 
für den ersten Veranlagungszeitraum des Zweijahres- 
zeitraums erst 15 Monate nach Ablauf des zweiten Ver- 
anlagungszeitraums.“ 

15. § 26 wird wie folgt gefasst: 

„§ 26 

Veranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten köimen zwischen der Einzelveranla- 
gung (§ 26a) und der Zusammenveranlagung (§ 26b) 
wählen, wenn 

1. beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig im 
Sinne des § 1 Absatz 1 oder 2 oder des § la sind, 

2. sie nicht dauernd getrennt leben und 

3. bei ihnen die Voraussetzungen aus den Nummern 1 
und 2 zu Beginn des Veranlagungszeitraums Vorge- 
legen haben oder im Laufe des Veranlagungszeit- 
raums eingetreten sind. 

Hat ein Ehegatte in dem Veranlagungszeitraum, in dem 
seine zuvor bestehende Ehe aufgelöst worden ist, eine 
neue Ehe geschlossen und liegen bei ihm und dem 
neuen Ehegatten die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, 
bleibt die zuvor bestehende Ehe für die Anwendung des 
Satzes 1 unberücksichtigt. 

(2) Ehegatten werden einzeln veranlagt, wenn einer 
der Ehegatten die Einzelveranlagung wählt. Ehegatten 
werden zusammen veranlagt, wenn beide Ehegatten die 
Zusammenveranlagung wählen. Die Wahl wird für den 
betreffenden Veranlagungszeitraum durch Angabe in 
der Steuererklärung getroffen. Die Wahl der Veranla- 
gungsart innerhalb eines Veranlagungszeitraums kann 
nach Eingang der Steuererklärung bei der zuständigen 
Finanzbehörde nicht geändert oder widerrufen werden. 
Die Tarifminderung nach § 32e bei Änderungs- oder 
nach Aufhebungsbescheiden bleibt unberührt. 

(3) Wird von dem Wahlrecht nach Absatz 2 nicht 
oder nicht wirksam Gebrauch gemacht, so ist eine Zu- 
sammenveranlagung durchzuführen.“ 


16. § 26a wird wie folgt gefasst: 

„§ 26a 

Einzelveranlagung von Ehegatten 

(1) Bei der Einzelveranlagung von Ehegatten sind je- 
dem Ehegatten die von ihm bezogenen Einkünfte zuzu- 
rechnen. Einkünfte eines Ehegatten sind nicht allein 
deshalb zum Teil dem anderen Ehegatten zuzurechnen, 
weil dieser bei der Erzielung der Einkünfte mitgewirkt 
hat. 

(2) Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen 
und die Steuerennäßigung nach § 35a werden den Ehe- 
gatten jeweils zur Hälfte zugerechnet. Auf übereinstim- 
menden Antrag der Ehegatten werden sie bei dem- 
jenigen Ehegatten abgezogen, der die Aufwendungen 
wirtschaftlich getragen hat. ln begründeten Einzelfällen 
ist der Antrag eines Ehegatten auf abweichende Zuord- 
nung ausreichend, der die Aufwendungen wirtschaft- 
lich getragen hat. § 26 Absatz 2 Satz 3 gilt entspre- 
chend. 

(3) Die Anwendung des § lOd für den Fall des Über- 
gangs von der Einzelveranlagung zur Zusammenveran- 
lagung und von der Zusammenveranlagung zur Einzel- 
veranlagung zwischen zwei Veranlagungszeiträumen, 
wenn bei beiden Ehegatten nicht ausgeglichene Verlus- 
te vorliegen, wird durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates geregelt.“ 

17. § 26c wird aufgehoben. 

18. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 4 werden die Sätze 2 bis 10 durch folgen- 
de Sätze ersetzt: 

„Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbil- 
dung oder eines Erststudiums wird ein Kind in den 
Fällen des Satzes 1 Nummer 2 nur berücksichtigt, 
wenn das Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. 
Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regel- 
mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbil- 
dungsdienstverhältnis oder ein geringfügiges Be- 
schäftigungsverhältnis im Sinne der §§ 8 und 8a des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch sind unschäd- 
lich.“ 

b) ln Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „Absatz 4 
Satz 2 bis 10“ durch die Wörter „Absatz 4 Satz 2 
und 3“ ersetzt. 

19. § 32a Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nummer 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) ln Satz 2 wird das Wort „getrennt“ durch das Wort 
„einzeln“ ersetzt. 

20. Nach § 32d wird folgender § 32e eingefügt: 

„§ 32e 

Tarifminderung in bestimmten Fällen der 
Ehegatten- Veranlagung 

(1) Wird ein Einkommensteuerbescheid oder ein 
Einkommensteueränderungsbescheid, der Ehegatten 
betrifft, aufgehoben, geändert oder berichtigt, wird die 
tarifliche Einkommensteuer, die sich auf Grund der 
nach § 26 Absatz 2 gewählten Veranlagungsart ergibt. 
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auf übereinstimmenden Antrag der Ehegatten um den 
positiven Unterschiedsbetrag nach Absatz 2 gemindert. 

(2) Der Antrag auf Minderung ist begründet, wenn 
sich bei Wechsel der Veranlagungsart für die Ehegatten 
insgesamt eine geringere Steuer ergibt. Die Einkom- 
mensteuer der einzeln veranlagten Ehegatten ist hierbei 
zusammenzurechnen. Der Betrag, um den gemindert 
wird, errechnet sich aus der Differenz der tariflichen 
Einkommensteuer nach der gewählten Veranlagungsart 
und der tariflichen Einkommensteuer, die sich bei einer 
geänderten Ausübung der Wahl der Veranlagungsart 
nach § 26 Absatz 2 ergeben würde. 

(3) Der Antrag ist bis zum Eintritt der Unanfechtbar- 
keit des Änderungs- oder Berichtigungsbescheides 
schriftlich oder elektronisch zu stellen oder zur Nieder- 
schrift zu erklären.“ 

21. § 33 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Aufwendungen, die zu den Betriebsausgaben, Wer- 
bungskosten oder Sonderausgaben gehören, bleiben da- 
bei außer Betracht; das gilt für Aufwendungen im Sinne 
des § 10 Absatz 1 Nummer 7 und 9 nur insoweit, als sie 
als Sonderausgaben abgezogen werden können.“ 

22. § 33a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „zu den Bezü- 
gen gehören auch die in § 32 Absatz 4 Satz 4 ge- 
nannten.“ durch die Wörter „zu den Bezügen gehö- 
ren auch steuerfreie Gewinne nach den §§14, 16 
Absatz 4, § 17 Absatz 3 und § 18 Absatz 3, die nach 
§ 1 9 Absatz 2 steuerfrei bleibenden Einkünfte sowie 
Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen, 
soweit sie die höchstmöglichen Absetzungen für 
Abnutzung nach § 7 übersteigen.“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) ln Satz 3 werden das Wort „mindern“ durch das 
Wort „mindert“ und die Wörter „die vorstehen- 
den Beträge“ durch die Wörter „der vorstehen- 
de Betrag“ ersetzt. 

cc) ln Satz 5 werden die Wörter „Sätzen 1 bis 3“ 
durch die Wörter „Sätzen 1 und 2“ ersetzt. 

23 . ln § 34 Absatz 2 Nummer 4 wird das Semikolon am En- 
de durch einen Punkt ersetzt und Nummer 5 wird auf- 
gehoben. 

24. § 34b wird wie folgt gefasst: 

„§ 34b 

Steuersätze bei Einkünften aus 
außerordentlichen Holznutzungen 

(1) Außerordentliche Holznutzungen sind 

1 . Holznutzungen, die aus Volks- oder staatswirtschaft- 
lichen Gründen erfolgt sind. Sie liegen nur insoweit 
vor, als sie durch gesetzlichen oder behördlichen 
Zwang veranlasst sind; 

2. Holznutzungen infolge höherer Gewalt (Kalamitäts- 
nutzungen). Sie sind durch Eis-, Schnee-, Wind- 
bruch oder Windwurf, Erdbeben, Bergrutsch, Insek- 
tenfraß, Brand oder durch Naturereignisse mit 


vergleichbaren Folgen verursacht. Hierzu gehören 
nicht die Schäden, die in der Forstwirtschaft regel- 
mäßig entstehen. 

(2) Zur Ennittlung der Einkünfte aus außerordent- 
lichen Holznutzungen sind von den Einnahmen sämt- 
licher Holznutzungen die damit in sachlichem Zusam- 
menhang stehenden Betriebsausgaben abzuziehen. Das 
nach Satz 1 ermittelte Ergebnis ist auf die ordentlichen 
und außerordentlichen Holznutzungsarten aufzuteilen, 
in dem die außerordentlichen Holznutzungen zur ge- 
samten Holznutzung ins Verhältnis gesetzt wird. Bei 
einer Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich sind die im Wirtschaftsjahr veräußerten Holz- 
mengen maßgebend. Bei einer Gewirmermittlung nach 
den Grundsätzen des § 4 Absatz 3 ist von den Holzmen- 
gen auszugehen, die den im Wirtschaftsjahr zugeflosse- 
nen Einnahmen zugrunde liegen. Die Sätze 1 bis 4 gel- 
ten für entnommenes Holz entsprechend. 

(3) Die Einkommensteuer bemisst sich für die Ein- 
künfte aus außerordentlichen Holznutzungen im Sinne 
des Absatzes 1 

1 . nach der Hälfte des durchschnittlichen Steuersatzes, 
der sich ergäbe, wenn die tarifliche Einkommen- 
steuer nach dem gesamten zu versteuernden Ein- 
kommen zuzüglich der dem Progressionsvorbehalt 
unterliegenden Einkünfte zu bemessen wäre; 

2. nach dem halben Steuersatz der Nummer 1, soweit 
sie den Nutzungssatz (§ 68 der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung) übersteigen. 

(4) Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen 
sind nur anzuerkennen, wenn 

1 . das im Wirtschaftsj ahr veräußerte oder entnommene 
Holz mengenmäßig getrennt nach ordentlichen und 
außerordentlichen Holznutzungen nachgewiesen 
wird und 

2. Schäden infolge höherer Gewalt unverzüglich nach 
Feststellung des Schadensfalls der zuständigen Fi- 
nanzbehörde mitgeteilt und nach der Aufarbeitung 
mengenmäßig nachgewiesen werden. 

(5) Die Bundesregierung wird ennächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Steuersätze abweichend von Absatz 3 für ein Wirt- 
schaftsjahr aus sachlichen Billigkeitsgründen zu regeln, 
wenn besondere Schadensereignisse nach Absatz 1 
Nummer 2 vorliegen und eine Einschlagsbeschränkung 
(§ 1 Absatz 1 des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes) 
nicht angeordnet wurde.“ 

25. In § 35a Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 9c“ durch 
die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 5“ ersetzt. 

26. § 37 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Angabe „21 Monate“ durch die 
Angabe „23 Monate“ ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „des § 9c Absatz 2 
und 3,“ gestrichen und die Wörter „§ 10 Absatz 1 
Nummer 1, la, Ib, 4, 7 und 9“ durch die Wörter 
„§ 10 Absatz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 5, 7 und 9“ er- 
setzt. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 17/5125 


27. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „des § 9e 
Absatz 2 und 3 und des § 10 Absatz 1 Nummer 1, 
la, Ib, 4, 7 und 9“ durch die Wörter „des § 10 Ab- 
satz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 5, 7 und 9“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „des § 9c Ab- 
satz 2 und 3 und“ gestrichen und die Wörter „§ 10 
Absatz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 7 und 9“ durch die 
Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 5, 7 
und 9“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „des § 9c Ab- 
satz 2 und 3 und“ gestrichen und die Wörter „§ 10 
Absatz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 7 und 9“ durch die 
Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 1, la, Ib, 4, 5, 7 
und 9“ ersetzt. 

28. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz werden die 
Angabe „9 225“ durch die Angabe „9 429“, die Angabe 
„26 276“ durch die Angabe „26 441“ und die Angabe 
„200 320“ durch die Angabe „200 584“ ersetzt. 

29. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt: 

„(4b) Werden Kapitalerträge im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 von einer Genossen- 
schaft an ihre Mitglieder gezahlt, hat sie den Steuer- 
abzug nicht vorzunehmen, wenn ihr für das jeweili- 
ge Mitglied 

1. eine Nichtveranlagungs-Bescheinigung nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 

2. eine Bescheinigung nach Absatz 5 Satz 4, 

3. eine Bescheinigung nach Absatz 7 Satz 4 oder 

4. eine Bescheinigung nach Absatz 8 Satz 3 vor- 
liegt; in diesen Fällen ist ein Steuereinbehalt in 
Höhe von drei Fünfteln vorzunehmen. 

Eine Genossenschaft hat keinen Steuerabzug vorzu- 
nehmen, wenn ihr ein Freistellungsauftrag erteilt 
wurde, der auch Kapitalerträge im Sinne des Satzes 1 
erfasst, soweit die Kapitalerträge zusammen mit den 
Kapitalerträgen, für die nach Absatz 1 kein Steuer- 
abzug vorzunehmen ist oder für die die Kapital- 
ertragsteuer nach § 44b zu erstatten ist, den mit dem 
Freistellungsauftrag beantragten Freibetrag nicht 
übersteigen. Dies gilt auch, wenn die Genossen- 
schaft einen Verlustausgleich nach § 43a Absatz 3 
Satz 2 unter Einbeziehung von Kapitalerträgen im 
Sinne des Satzes 1 durchgeführt hat.“ 

b) In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „Anteilen an 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft sowie“ ge- 
strichen. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „, Namens- 
aktien nicht börsennotierter Aktiengesellschaften 
und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften“ 
durch die Wörter „und Namensaktien nicht börsen- 
notierter Aktiengesellschaften“ ersetzt. 

30. In § 45b Absatz 2 Satz 1 wird am Ende der Nummer 2 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt und wird 
Nummer 3 aufgehoben. 


31. In § 46 Absatz 2 Nummer 3 werden vor dem abschlie- 
ßenden Semikolon die Wörter „und der im Kalender- 
jahr insgesamt erzielte Arbeitslohn 10 200 Euro über- 
steigt, oder bei Ehegatten, die die Voraussetzungen des 
§ 26 Absatz 1 erfüllen, der im Kalenderjahr von den 
Ehegatten insgesamt erzielte Arbeitslohn 19 400 Euro 
übersteigt“ eingefügt. 

32. § 50 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 10, 10a, 10c, 16 Absatz 4, die §§ 24b, 32, 
32a Absatz 6, die §§ 33, 33a, 33b und 35a sind nicht 
anzuwenden.“ 

b) In Satz 4 werden die Wörter „§ 9 Absatz 5 Satz 1, 
soweit er § 9c Absatz 1 und 3 für anwendbar er- 
klärt,“ gestrichen. 

33. § 5 1 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c wird wie folgt ge- 
fasst: 

„c) über den Nachweis von Zuwendungen im Sinne 
des § 10b einschließlich erleichterter Nachweisan- 
forderungen;“. 

34. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den 
folgenden Absätzen und § 52a nichts anderes be- 
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 

2011 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden 
ist, der für einen nach dem 31. Dezember 2010 en- 
denden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 

2010 zufließen.“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den 
folgenden Absätzen und § 52a nichts anderes be- 
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 

2012 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden 
ist, der für einen nach dem 31. Dezember 2011 en- 
denden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 

2011 zufließen.“ 

c) Dem Absatz 4a wird folgender Satz angefügt: 

„Auf fortlaufende Leistungen nach dem Gesetz über 
die Heimkehrerstiftung vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2094, 2101), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2830), ist § 3 Nummer 19 in der bis zum 
31. Dezember 2010 geltenden Fassung dieses Ge- 
setzes weiter anzuwenden.“ 

d) Nach Absatz 23d wird folgender Absatz 23e einge- 
fügt: 

„(23e) § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a in der 
Fassung des Artikels 1 Nummer 5 Buchstabe a des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
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zes]) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2011 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn ist er auf laufenden Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 30. November 2011 endenden Lohn- 
zahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Be- 
züge, die nach dem 30. November 2011 zufließen, 
erstmals anzuwenden. Dies gilt entsprechend für 
§ 39a Absatz 1 Nummer 1 , Absatz 2 Satz 4, Absatz 3 
Satz 2 und § 39d Absatz 2 Satz 1 Nummer 1.“ 

e) Die bisherigen Absätze 23e und 23f werden die Ab- 
sätze 23f und 23g. 

f) Nach Absatz 24a Satz 1 in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) wird fol- 
gender Satz eingefügt: 

„§ 10 Absatz 1 Nummer 5 in der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) gilt auch für Kinder, die wegen 
einer vor dem 1. Januar 2007 in der Zeit ab Voll- 
endung des 25. Lebensjahres und vor Vollendung 
des 27. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung außerstande 
sind, sich selbst zu unterhalten.“ 

g) Dem Absatz 34 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 16 Absatz 3b in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) ist nur auf Aufgaben im Sirme des § 16 Absatz 3 
Satz 1 nach dem . . . [einsetzen: Tag der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] anzuwen- 
den.“ 

h) Dem Absatz 50f wird folgender Satz angefügt: 

„§ 37 Absatz 3 Satz 3 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Da- 
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) ist erstmals für Besteuerungszeiträume 
anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 2009 be- 
ginnen.“ 

i) Absatz 5 1 wird wie folgt gefasst: 

„(51) § 39b Absatz2 Satz5 Nummer 1 ist auflau- 
fenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. No- 
vember 2011 aber vor dem 1 . Januar 2012 endenden 
täglichen, wöchentlichen und monatlichen Lohn- 
zahlungszeitraum gezahlt wird, mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der verminderte oder erhöhte 
hochgerechnete Jahresarbeitslohn nicht um den Ar- 
beitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a), sondern um den lohnsteuerlichen 
Ausgleichsbetrag 2011 in Höhe von 1 880 Euro 
vermindert wird. Bei sonstigen Bezügen (§ 39b Ab- 
satz 3), die nach dem 30. November 2011, aber vor 
dem 1. Januar 2012 zufließen, beim permanenten 
Lohnsteuer- Jahresausgleich (§ 39b Absatz 2 Satz 12) 
für einen nach dem 30. November 2011, aber vor 
dem 1. Januar 2012 endenden Lohnzahlungszeit- 
raum und beim Lohnsteuer- Jahresausgleich durch 
den Arbeitgeber (§ 42b) für das Ausgleichsjahr 
2011 ist jeweils ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 
1 000 Euro zu berücksichtigen.“ 


j) Nach Absatz 55j Satz 1 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 46 Absatz 2 Nummer 3 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2010 anzuwenden.“ 

k) Nach Absatz 62 wird folgender Absatz 62a einge- 
fügt: 

„(62a) § 70 Absatz 4 in der am 31. Dezember 
2011 geltenden Fassung ist weiter für Kindergeld- 
festsetzungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, 
die vor dem 1. Januar 2012 enden.“ 

l) Nach Absatz 67 wird folgender Absatz 68 angefügt: 

„(68) § 25 Absatz 3, die §§ 26, 26a, 32a Absatz 6 
und § 32e in der Fassung des Artikels . . . des Geset- 
zes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 2013 
anzuwenden. § 26c in der am 31. Dezember 2011 
geltenden Fassung ist letztmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2012 anzuwenden.“ 

35. Dem § 52a Absatz 16a wird folgender Satz angefügt: 

„§ 44a Absatz 4b, 7 und 8 und § 45b Absatz 2 in der 
Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes]) sind erstmals auf Kapital- 
erträge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 
31. Dezember 20 11 zufließen.“ 


Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer- 
Durehführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBl. 1 
S. 7 1 7), die zuletzt durch Artikel 63 des Gesetzes vom 8. De- 
zember 2010 (BGBl. 1 S. 1864) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Zwischenüberschrift „Zu § 13 des Geset- 
zes“ wird die Angabe zu § 5 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 51 Pauschale Ermittlung der Gewirme aus Holz- 
nutzungen“. 

b) Nach der Angabe zu § 60 werden die Wörter „Zu den 
§§ 26a bis 26c des Gesetzes“ durch die Wörter „Zu 
den §§ 26a und 26b des Gesetzes“ ersetzt. 

c) Die Angabe zu § 6 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 61 Antrag auf Verteilung von Abzugsbeträgen im 
Fall des § 26a des Gesetzes“. 

d) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst: 

„§ 68 Nutzungssatz, Betriebsgutachten, Betriebs- 
werk“. 


36. § 70 Absatz 4 wird aufgehoben. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 17/5125 


2. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Zuwendung zur Hilfe in Katastrophenfällen: 

a) innerhalb eines Zeitraums, den die obersten 
Finanzbehörden der Länder im Benehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen be- 
stimmen, auf ein für den Katastrophenfall ein- 
gerichtetes Sonderkonto einer inländischen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
einer inländischen öffentlichen Dienststelle 
oder eines inländischen amtlich anerkannten 
Verbandes der freien Wohlfahrtspflege ein- 
schließlich seiner Mitgliedsorganisationen 
eingezahlt worden ist oder 

b) bis zur Einrichtung des Sonderkontos auf ein 
anderes Konto der genannten Zuwendungs- 
empfanger geleistet wird. Wird die Zuwen- 
dung über ein als Treuhandkonto geführtes 
Konto eines Dritten auf eines der genarmten 
Sonderkonten geleistet, genügt als Nachweis 
der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungs- 
bestätigung des Kreditinstituts des Zuwen- 
denden zusammen mit einer Kopie des Bar- 
zahlungsbelegs oder der Buchungsbestäti- 
gung des Kreditinstituts des Dritten;“. 

b) Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

„(2a) Bei Zuwendungen zur Hilfe in Katastrophen- 
fällen innerhalb eines Zeitraums, den die obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder im Benehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen bestimmen, die über 
ein Konto eines Dritten an eine inländische juristische 
Person des öffentlichen Rechts, eine inländische öf- 
fentliche Dienststelle oder eine nach § 5 Absatz 1 
Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuer- 
befreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse geleistet werden, genügt als Nachweis 
die auf den jeweiligen Spender ausgestellte Zuwen- 
dungsbestätigung des Zuwendungsempfängers, wenn 
das Konto des Dritten als Treuhandkonto geführt wur- 
de, die Spenden von dort an den Zuwendungsempfän- 
ger weitergeleitet wurden und diesem eine Liste mit 
den einzelnen Spendern und ihrem jeweiligen Anteil 
an der Spendensumme übergeben wurde.“ 

3. § 51 wird wie folgt gefasst: 

„§51 

Pauschale Ermittlung der Gewinne aus Holznutzungen 

(1) Steuerpflichtige, die für ihren Betrieb nicht zur 
Buchführung verpflichtet sind, den Gewinn nicht nach 
§ 4 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes ermitteln und 
deren forstwirtschaftlich genutzte Fläche 50 Hektar nicht 
übersteigt, können auf Antrag für ein Wirtschaftsjahr bei 
der Ermittlung der Gewinne aus Holznutzungen pauscha- 
le Betriebsausgaben abziehen. 

(2) Die pauschalen Betriebsausgaben betragen 45 Pro- 
zent der Einnahmen aus der Verwertung des eingeschla- 
genen Holzes. 


(3) Soweit Holz auf dem Stamm verkauft wird, betra- 
gen die pauschalen Betriebsausgaben 10 Prozent der Ein- 
nahmen aus der Verwertung des stehenden Holzes. 

(4) Mit den pauschalen Betriebsausgaben nach den 
Absätzen 2 und 3 sind sämtliche Betriebsausgaben mit 
Ausnahme der Wiederaufforstungskosten und der Min- 
derung des Buchwerts für ein Wirtschaftsgut Baumbe- 
stand abgegolten. 

(5) Diese Regelung gilt nicht für die Ermittlung des 
Gewinns aus Waldverkäufen sowie für die übrigen Ein- 
nahmen und die damit in unmittelbarem Zusammenhang 
stehenden Betriebsausgaben.“ 

4. In § 56 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „getrennte 
Veranlagung nach § 26a des Gesetzes oder die besondere 
Veranlagung nach § 26c des Gesetzes“ durch die Wörter 
„Einzelveranlagung nach § 26a des Gesetzes“ ersetzt. 

5. § 61 wird wie folgt gefasst: 

„§61 

Antrag auf Verteilung von Abzugsbeträgen 
im Fall des § 26a des Gesetzes 

Können die Ehegatten den Antrag nach § 26a Absatz 2 
des Gesetzes nicht gemeinsam stellen, weil einer der Ehe- 
gatten dazu aus zwingenden Gründen nicht in der Lage 
ist, kann das Finanzamt den Antrag des anderen Ehegat- 
ten als genügend ansehen.“ 

6. § 62d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „getrennte Veranla- 
gung“ durch das Wort „Einzelveranlagung“ er- 
setzt und die Wörter „oder nach § 26c des Geset- 
zes besonders“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „getrennt“ durch das 
Wort „einzeln“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „getrennt“ durch das 
Wort „einzeln“ ersetzt und werden die Wörter „oder 
nach § 26c des Gesetzes besonders“ gestrichen. 

7. § 68 wird wie folgt gefasst: 

„§ 68 

Nutzungssatz, Betriebsgutachten, Betriebswerk 

(1) Der Nutzungssatz muss periodisch für zehn Jahre 
durch die Finanzbehörde festgesetzt werden. Er muss den 
Nutzungen entsprechen, die unter Berücksichtigung der 
vollen Ertragsfähigkeit des Waldes in Kubikmetern 
(Festmetem) nachhaltig erzielbar sind. 

(2) Der Festsetzung des Nutzungssatzes ist ein amtlich 
anerkanntes Betriebsgutachten oder ein Betriebswerk zu 
Grunde zu legen, das auf den Anfang des Wirtschaftsjah- 
res aufzustellen ist, von dem an die Periode von zehn Jah- 
ren beginnt. Es soll innerhalb eines Jahres nach diesem 
Stichtag der Finanzbehörde übermittelt werden. Sofern 
der Zeitraum, für den es aufgestellt wurde, nicht unmit- 
telbar an den vorherigen Zeitraum der Nutzungssatzfest- 
stellung anschließt, muss es spätestens auf den Anfang 
des Wirtschaftsjahres des Schadensereignisses aufgestellt 
sein. 


Drucksache 17/5125 


- 14- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


(3) Ein Betriebsgutachten im Sinne des Absatzes 2 ist 
amtlich anerkannt, wenn die Anerkennung von einer Be- 
hörde oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
des Landes, in dem der forstwirtschaftliche Betrieb liegt, 
ausgesprochen wird. Die Länder bestimmen, welche Be- 
hörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts die- 
se Anerkennung auszusprechen haben.“ 

8. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Angabe „2009“ durch die Anga- 
be „2011“ ersetzt. 

b) ln Absatz 1 wird die Angabe „2011“ durch die Anga- 
be „2012“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 11 angefugt: 

„(11) § 56 Satz 1 Nummer 1, die §§ 61 und 62d in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2013 anzuwenden.“ 

Artikel 3 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 87a Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann im 
Benehmen mit dem Bundesministerium des Innern durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates für 
die Fälle der Absätze 3 und 4 neben der qualifizierten 
elektronischen Signatur auch ein anderes sicheres Ver- 
fahren zulassen, das den Datenübermittler (Absender der 
Daten) authentifiziert und die Integrität des elektronisch 
übermittelten Datensatzes gewährleistet. Zur Authentifi- 
zierung des Datenübermittlers karm auch der elektroni- 
sche Identitätsnachweis des Personalausweises genutzt 
werden; die dazu erforderlichen Daten dürfen zusammen 
mit den übrigen übermittelten Daten gespeichert und ver- 
wendet werden. Einer Zustimmung des Bundesrates be- 
darf es nicht, soweit Kraftfahrzeugsteuer, Versicherung- 
steuer und Verbrauchsteuem mit Ausnahme der 
Biersteuer betroffen sind.“ 

2. § 89 Absatz 3 bis 5 wird durch folgende Absätze 3 bis 7 
ersetzt: 

„(3) Für die Bearbeitung eines Antrags auf Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft nach Absatz 2 wird eine 
Gebühr erhoben. Die Gebühr ist vom Antragsteller inner- 
halb eines Monats nach Bekanntgabe ihrer Festsetzung 
zu entrichten. Die Finanzbehörde kann die Entscheidung 
über den Antrag bis zur Entrichtung der Gebühr zurück- 
stellen. 

(4) Die Gebühr wird nach dem Wert berechnet, den die 
verbindliche Auskunft für den Antragsteller hat (Gegen- 
standswert). Der Antragsteller soll den Gegenstandswert 
und die für seine Bestimmung erheblichen Umstände in 
seinem Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Aus- 


kunft darlegen. Die Finanzbehörde soll der Gebühren- 
festsetzung den vom Antragsteller erklärten Gegen- 
standswert zugrunde legen, soweit dies nicht zu einem 
offensichtlich unzutreffenden Ergebnis führt. 

(5) Die Gebühr wird in entsprechender Anwendung 
des § 34 des Gerichtskostengesetzes mit einem Gebüh- 
rensatz von 1,0 erhoben. § 39 Absatz 2 des Gerichtskos- 
tengesetzes ist entsprechend anzuwenden. Beträgt der 
Gegenstandswert weniger als 10 000 Euro, wird keine 
Gebühr erhoben. 

(6) Ist ein Gegenstandswert nicht bestimmbar und 
kann er auch nicht durch Schätzung bestimmt werden, ist 
eine Zeitgebühr zu berechnen; sie beträgt 50 Euro je an- 
gefangene halbe Stunde Bearbeitungszeit. Beträgt die 
Bearbeitungszeit weniger als zwei Stunden, wird keine 
Gebühr erhoben. 

(7) Auf die Gebühr kann ganz oder teilweise verzichtet 
werden, wenn ihre Erhebung nach Lage des einzelnen 
Falls unbillig wäre. Die Gebühr kann insbesondere ermä- 
ßigt werden, wenn ein Antrag auf Erteilung einer ver- 
bindlichen Auskunft vor Bekanntgabe der Entscheidung 
der Finanzbehörde zurückgenommen wird.“ 

3. § 138 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz Ib Satz 3 werden die Wörter „Satz 3 und 4“ 
durch die Wörter „Satz 2 bis 9“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Mitteilungen nach den Absätzen 1 und la sind 
innerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen 
Ereignis zu erstatten. Mitteilungen nach Absatz 2 sind 
innerhalb von fünf Monaten nach Ablauf des Kalen- 
derjahres zu erstatten, in dem das meldepflichtige Er- 
eignis eingetreten ist.“ 

4. In § 149 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „dritten Mo- 
nats“ durch die Wörter „fünften Monats“ ersetzt. 

5. § 150 Absatz 6 und 7 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Zur Erleichterung und Vereinfachung des automa- 
tisierten Besteuerungsverfahrens kann das Bundesminis- 
terium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmen, dass und unter 
welchen Voraussetzungen Steuererklärungen oder sonsti- 
ge für das Besteuerungsverfahren erforderliche Daten 
ganz oder teilweise durch Datenfernübertragung oder auf 
maschinell verwertbaren Datenträgern übermittelt wer- 
den können. Dabei können insbesondere geregelt wer- 
den: 

1. das Nähere über Form, Inhalt, Verarbeitung und Si- 
cherung der zu übermittelnden Daten, 

2. die Art und Weise der Übermittlung der Daten, 

3 . die Zuständigkeit für die Entgegennahme der zu über- 
mittelnden Daten, 

4. die Mitwirkungspfiichten Dritter und deren Haftung, 
wenn auf Grund unrichtiger Erhebung, Verarbeitung 
oder Übermittlung der Daten Steuern verkürzt oder 
Steuervorteile erlangt werden, 

5. der Umfang und die Fonn der für dieses Verfahren er- 
forderlichen besonderen Erklärungspfiichten des 
Steuerpflichtigen. 
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Bei der Datenübermittlung ist ein sicheres Verfahren zu 
verwenden, das den Datenübermittler (Absender der Da- 
ten) authentifiziert und die Vertraulichkeit und Integrität 
des elektronisch übermittelten Datensatzes gewährleistet. 
Zur Authentifizierung des Datenübermittlers kann auch 
der elektronische Identitätsnachweis des Personalauswei- 
ses genutzt werden; die dazu erforderlichen Daten dürfen 
zusammen mit den übrigen übermittelten Daten gespei- 
chert und verwendet werden. Das Verfahren wird vom 
Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates bestimmt. Die Rechts- 
verordnung kann auch Ausnahmen von der Pflicht zur 
Verwendung dieses Verfahrens vorsehen. Einer Zustim- 
mung des Bundesrates zu einer Rechtsverordnung nach 
den Sätzen 1 und 5 bedarf es nicht, soweit Kraftfahrzeug- 
steuer, Versicherungsteuer und Verbrauchsteuem mit Aus- 
nahme der Biersteuer betroffen sind. Zur Regelung der 
Datenübermittlung kann in der Rechtsverordnung auf 
Veröffentlichungen sachverständiger Stellen verwiesen 
werden. Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, 
die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der 
die Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt 
ist. § 87a Absatz 3 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 

(7) Soweit die Steuergesetze anordnen, dass der Steu- 
erpflichtige die Steuererklärung nach amtlich vorge- 
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu 
übermitteln hat, kann das Bundesministerium der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Nähere zum Verfahren der elektronischen 
Übermittlung bestimmen; Absatz 6 Satz 2 bis 9 gilt ent- 
sprechend.“ 

6. In § 233a Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „21 Monate“ 
durch die Angabe „23 Monate“ ersetzt. 

7. In § 270 werden die Wörter „getrennter Veranlagung“ 
und „getrennte Veranlagung“ jeweils durch das Wort 
„Einzelveranlagung“ ersetzt. 

8. In § 273 Absatz I werden jeweils die Wörter „getrermten 
Veranlagungen“ durch das Wort „Einzelveranlagungen“ 
ersetzt. 

9. In § 279 Absatz 2 Nummer 4 werden die Wörter „ge- 
trennter Veranlagung“ durch das Wort „Einzelveranla- 
gung“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), 
das durch Artikel 16 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 10a wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) § 150 Absatz 7 der Abgabenordnung in der 
Fassung des Artikels . . .des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegen- 


den Änderungsgesetzes]) ist erstmals für Besteue- 
rungszeiträume anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 2010 beginnen.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 149 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für 
Besteuerungszeiträume anzuwenden, die nach dem 
3 1 . Dezember 2009 beginnen.“ 

2. Dem § 15 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(11) § 233a Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vor- 
liegenden Änderungsgesetzes]) gilt für alle Steuern, die 
nach dem 3 1 . Dezember 2009 entstehen.“ 

3. Nach § 17d wird folgender § 17e eingefügt: 

„§ 17e 

Aufteilung einer Gesamtschuld bei Ehegatten 

Die §§ 270, 273 Absatz 1 und § 279 Absatz 2 Num- 
mer 4 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) sind erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2013 anzuwenden.“ 

4. Nach § 24 wird folgender § 25 angefügt: 

„§ 25 

Gebühren für die Bearbeitung von Anträgen auf 
Erteilung einer verbindlichen Auskunft 

§ 89 Absatz 3 bis 7 der Abgabenordnung in der Fas- 
sung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist erstmals auf Anträge anzuwenden, 
die nach dem . . . [einsetzen: Tag der Verkündung des vor- 
liegenden Änderungsgesetzes] bei der zuständigen Fi- 
nanzbehörde eingegangen sind.“ 

Artikel 5 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekarmtma- 

chung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das durch 

Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 

5. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Rechnung ist jedes Dokument, mit dem über 
eine Lieferung oder sonstige Leistung abgerechnet 
wird, gleichgültig, wie dieses Dokument im Ge- 
schäftsverkehr bezeichnet wird. Die Echtheit der Her- 
kunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts 
und ihre Lesbarkeit müssen gewährleistet werden. 
Echtheit der Herkunft bedeutet die Sicherheit der 
Identität des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit 
des Inhalts bedeutet, dass die nach diesem Gesetz er- 
forderlichen Angaben nicht geändert wurden. Jeder 
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Unternehmer legt fest, in welcher Weise die Echtheit 
der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die 
Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet werden. Dies 
kann durch jegliche innerbetriebliche Kontrollverfah- 
ren erreicht werden, die einen verlässlichen Prüfpfad 
zwischen Rechnung und Leistung schaffen können. 
Rechnungen sind auf Papier oder vorbehaltlich der 
Zustimmung des Empfängers elektronisch zu über- 
mitteln. Eine elektronische Rechnung ist eine Rech- 
nung, die in einem elektronischen Format ausgestellt 
und empfangen wird.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Unbeschadet anderer nach Absatz 1 zulässiger 
Verfahren gelten bei einer elektronischen Rechnung 
die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des 
Inhalts als gewährleistet durch 

1 . eine qualifizierte elektronische Signatur oder eine 
qualifizierte elektronische Signatur mit Anbie- 
ter-Akkreditierung nach dem Signaturgesetz vom 
16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2091) geändert worden ist, in der jeweils gelten- 
den Fassung, oder 

2. elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 
der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 
19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des 
elektronischen Datenaustauschs (ABI. L 338 vom 
28.12.1994 S. 98), wenn in der Vereinbarung über 
diesen Datenaustausch der Einsatz von Verfahren 
vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und 
die Unversehrtheit der Daten gewährleisten.“ 

2. § 14b Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Rechnungen müssen für den gesamten Zeitraum die 
Anforderungen des § 14 Absatz 1 Satz 2 erfüllen.“ 

3. Dem § 27 wird folgender Absatz 18 angefugt: 

„( 1 8) § 14 Absatz 1 und 3 ist in der ab 1 . Juli 2011 gel- 
tenden Fassung auf alle Rechnungen über Umsätze anzu- 
wenden, die nach dem 30. Juni 2011 ausgefuhrt werden.“ 

4. Dem § 27b Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Wurden die in Satz 1 genannten Unterlagen mit Hilfe 
eines Datenverarbeitungssystems erstellt, können die mit 
der Umsatzsteuer-Nachschau betrauten Amtsträger auf 
Verlangen die gespeicherten Daten über die der Umsatz- 
steuer-Nachschau unterliegenden Sachverhalte einsehen 
und soweit erforderlich hierfür das Datenverarbeifungs- 
system nutzen. Dies gilt auch für elektronische Rechnun- 
gen nach § 14 Absatz 1 Satz 8.“ 

Artikel 6 

Änderung der Steuerdaten- 
übermittlungsverordnung 

§ 6 Absatz 1 der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung 
vom 28. Januar 2003 (BGBl. I S. 139), die zuletzt durch Ar- 
tikel 8 der Verordnung vom 17. November 2010 (BGBl. I 

5. 1544) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


„(1) Bei der elektronischen Übermittlung ist ein sicheres 
Verfahren zu verwenden, das den Datenübermittler authenti- 
fiziert und die Vertraulichkeit und Integrität des elektronisch 
übermittelten Datensatzes gewährleistet (§150 Absatz 6 der 
Abgabenordnung). Zur weiteren Erleichterung der elektroni- 
schen Übermittlung kann auf die Authentifizierung des Da- 
tenübermittlers verzichtet werden bei 

1. Lohnsteuer- Anmeldungen nach §41a des Einkommen- 
steuergesetzes, 

2. Steueranmeldungen nach § 18 Absatz 1 bis 2a und 4a des 
Umsatzsteuergesetzes, 

3. Anträgen auf Dauerfristverlängerung und Anmeldungen 
der Sondervorauszahlung nach § 18 Absatz 6 des Um- 
satzsteuergesetzes in Verbindung mit den §§46 bis 48 der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung sowie 

4. Zusammenfassenden Meldungen nach § 1 8a des Umsatz- 
steuergesetzes.“ 


Artikel 7 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 

S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 151 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 Nr. 1 
bis 3“ durch die Wörter „Satz 1 Nummer 1 bis 4“ ersetzt. 

2. Dem § 153 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Das Finanzamt kann in Erbbaurechtsfällen die Abgabe 
einer Feststellungserklärung vom Erbbauberechtigten 
und vom Erbbauverpflichteten verlangen. Absatz 4 Satz 2 
ist nicht anzuwenden.“ 

3 . In § 1 54 Absatz 1 wird am Ende der Nummer 2 der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und wird folgende Nummer 3 
angefügt: 

„3. diejenigen, die eine Steuer schulden, für deren Fest- 
setzung die Feststellung von Bedeutung ist. Wird 
eine Steuer für eine Schenkung unter Lebenden im 
Sinne des § 7 des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetzes geschuldet, ist der Erwerber Beteilig- 
ter, es sei denn, der Schenker hat die Steuer selbst 
übernommen (§ 10 Absatz 2 des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes) oder soll als Schuld- 
ner der Steuer in Anspruch genommen werden. Der 
Schenker ist Beteiligter am Feststellungsverfahren, 
wenn er die Steuer übernommen hat oder als Schuld- 
ner für die Steuer in Anspruch genommen werden 
soll.“ 

4. § 205 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Dieses Gesetz in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf 
Bewertungsstichtage nach dem 30. Juni 2011 anzuwen- 
den.“ 
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Artikel 8 

Änderung des Erbsehaftsteuer- und 
Sehenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. I S. 378), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Nach § 1 3a Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(la) Das für die Bewertung der wirtschaftlichen Ein- 
heit örtlich zuständige Finanzamt im Sinne des § 152 
Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes stellt die Aus- 
gangslohnsumme, die Anzahl der Beschäftigten und die 
Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen ge- 
sondert fest, wenn diese Angaben für die Erbschaftsteuer 
oder eine andere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift 
von Bedeutung sind. Die Entscheidung über die Bedeu- 
tung trifft das Finanzamt, das für die Festsetzung der Erb- 
schaftsteuer oder die Feststellung nach § 151 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes zustän- 
dig ist. § 15 1 Absatz 3 und die §§ 152 bis 156 des Bewer- 
tungsgesetzes sind auf die Sätze 1 und 2 entsprechend an- 
zuwenden.“ 

2. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „zuzurechnen 
war.“ durch die Wörter „zuzurechnen war (junges 
Verwaltungsvermögen).“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Das für die Bewertung der wirtschaftlichen 
Einheit örtlich zuständige Finanzamt im Sinne des 
§ 152 Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes stellt 
die Summen der gemeinen Werte der Wirtschaftsgüter 
des Verwaltungsvermögens im Sinne des Absatzes 2 
Satz 2 Nummer 1 bis 5 und des jungen Verwaltungs- 
vermögens im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 gesondert 
fest, wenn diese Werte für die Erbschaftsteuer oder 
eine andere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift 
von Bedeutung sind. Dies gilt entsprechend, wenn nur 
ein Anteil am Betriebsvennögen im Sinne des Absat- 
zes 1 Nummer 2 übertragen wird. Die Entscheidung, 
ob die Werte von Bedeutung sind, trifft das für die 
Festsetzung der Erbschaftsteuer oder für die Feststel- 
lung nach § 1 5 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des 
Bewertungsgesetzes zuständige Finanzamt. § 151 Ab- 
satz 3 und die §§ 152 bis 156 des Bewertungsgesetzes 
sind auf die Sätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden.“ 

3. Dem § 37 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) § 13a Absatz la und § 13b Absatz 2 und 2a in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 
S. . . . [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) sind auf Erwerbe anzuwenden, für 
die die Steuer nach dem 30. Juni 2011 entsteht.“ 

Artikel 9 

Änderung der Erbsehaftsteuer- 
Durehführungsverordnung 

Die Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung vom 
8. September 1998 (BGBl. I S. 2658), die durch Artikel 27 


des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In § 1 Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe „5 000 Euro“ 
durch die Angabe „10 000 Euro“ ersetzt. 

2. In § 2 Satz 2 wird die Angabe „5 000 Euro“ durch die An- 
gabe „10 000 Euro“ ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „5 000 Euro“ 
durch die Angabe „10 000 Euro“ ersetzt. 

4. § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 

Anwendungszeitpunkt 

Diese Verordnung in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf 
Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer nach dem 
30. Juni 2011 entsteht.“ 

Artikel 10 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 
1804), das durch Artikel 29 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 1 8 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

2. Nach dem Siebten Abschnitt wird folgender Achter Ab- 
schnitt eingefügt: 

„Achter Abschnitt 
Durchführung 
§22a 

Ermächtigung 

Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens wird 
das Bundesministerium der Finanzen ennächtigt, im Be- 
nehmen mit dem Bundesministerium des Innern und mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
ein Verfahren zur elektronischen Übermittlung der An- 
zeige und der Abschrift der Urkunde im Sinne des § 18 
näher zu bestimmen. Die Authentifzierung des Daten- 
übermittlers sowie die Vertraulichkeit und Integrität des 
übennittelten elektronischen Dokuments sind sicherzu- 
stellen. Soweit von dieser Ermächtigung nicht Gebrauch 
gemacht wurde, ist die elektronische Übermittlung der 
Anzeige und der Abschrift der Urkunde im Sinne des 
§ 1 8 ausgeschlossen.“ 

3. Der bisherige Achte Abschnitt wird der Neunte Ab- 
schnitt. 

Artikel 11 

Änderung des Eorstsehäden-Ausgleiehsgesetzes 

Das Forstschäden- Ausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1985 (BGBl. I S. 1756), 
das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 19. Dezember 
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2008 (BGBl. 1 S. 2794) geändert worden ist, wird wie folgt 

geändert: 

1. ln § 1 Absatz 4 werden die Wörter „§ 34b Abs. 4 Nr. 1 
des Einkommensteuergesetzes (Hiebsatz)“ durch die 
Wörter „§ 68 Absatz 1 der Einkommensteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung“ ersetzt. 

2. § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Steuerpflichtige, die für ihren Betrieb nicht zur 
Buchführung verpflichtet sind und ihren Gewinn nicht 
nach § 4 Absatz 1, § 5 des Einkommensteuergesetzes 
ermitteln, können im Wirtschaftsjahr einer Einschlags- 
beschränkung nach § 1 zur Abgeltung der Betriebsaus- 
gaben pauschal 90 Prozent der Einnahmen aus der Ver- 
wertung des eingeschlagenen Holzes abziehen. Soweit 
Holz auf dem Stamm verkauft wird, betragen die pau- 
schalen Betriebsausgaben 65 Prozent der Einnahmen aus 
der Verwertung des stehenden Holzes.“ 

3. § 4a wird wie folgt gefasst: 

„§ 4a 

Bewertung von Holzvorräten aus 
Kalamitätsnutzungen bei der Forstwirtschaft 

Steuerpflichtige mit Einkünften aus Forstwirtschaft, 
bei denen der nach § 4 Absatz 1 , § 5 des Einkommensteu- 
ergesetzes ermittelte Gewinn der Besteuerung zugrunde 
gelegt wird, können im Falle einer Einschlagsbeschrän- 
kung nach § 1 von einer Aktivierung des eingeschlage- 
nen und unverkauften Kalamitätsholzes ganz oder teil- 
weise absehen.“ 

4. § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Im Wirtschaftsjahr einer Einschlagungsbeschrän- 
kung nach § 1 gilt für jegliche Kalamitätsnutzung ein- 
heitlich der Steuersatz nach § 34b Absatz 3 Nummer 2 
des Einkommensteuergesetzes.“ 


Artikel 12 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Das Zerlegungsgesetz vom 6. August 1998 (BGBl. 1 

S. 1998), das durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 6 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Körperschaften im Sinne des § 2 Absatz 1 haben 
für jeden Veranlagungszeitraum eine Erklärung zur 
Zerlegung der Körperschaftsteuer nach amtlich vorge- 
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu 
übermitteln. Auf Antrag kann die Finanzbehörde zur Ver- 
meidung unbilliger Härten auf eine elektronische Über- 
mittlung verzichten, ln diesem Fall ist die Erklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und vom 
gesetzlichen Vertreter des Steuerpflichtigen eigenhändig 
zu unterschreiben. Eine Körperschaft ist auch darm ver- 
pflichtet eine Erklärung zur Zerlegung der Körperschaft- 
steuer zu übermitteln, wenn sie hierzu vom zuständigen 
Finanzamt aufgefordert wird.“ 


2. Dem § 12 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 6 Absatz 7 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2014 anzuwenden.“ 

Artikel 13 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. Januar 2009 (BGBl. 1 S. 142, 3177), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2009 
(BGBl. 1 S. 3950) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 1 Absatz 1 Nummer 3 werden nach den Wörtern 
„nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes“ die 
Wörter „oder § 29 des Bundesbeamtengesetzes“ einge- 
fügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 werden die Sätze 2 bis 10 durch die fol- 
genden Sätze ersetzt: 

„Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 
oder eines Erststudiums wird ein Kind in den Fällen 
des Satzes 1 Nummer 2 nur berücksichtigt, wenn das 
Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Er- 
werbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger 
wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstver- 
hältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhält- 
nis im Sinne der §§ 8 und 8a des Vierten Buches So- 
zialgesetzbuch sind unschädlich.“ 

b) ln Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 2 
bis 7“ durch die Wörter „Absatz 2 Satz 2 und 3“ er- 
setzt. 


Artikel 14 

Änderung des Finanzausgleiehsgesetzes 

ln § 1 Satz 5 des Finanzausgleichsgesetzes vom 20. De- 
zember 2001 (BGBl. 1 S. 3955, 3956), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Mai 2010 (BGBl. 1 S. 671) 
geändert worden ist, werden der Betrag „1 762 712 000 
Euro“ durch den Betrag „1 296 712 000 Euro“, der Betrag 
„1 562 712 000 Euro“ durch den Betrag „1 255 712 000 
Euro“ und der Betrag „1 492 712 000 Euro“ durch den Be- 
trag „1 173 712 000 Euro“ ersetzt. 

Artikel 15 

Aufhebung bundesreehtlieher 
Reehtsvorsehriften 

Das Gesetz über Bergmannsprämien in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Mai 1969 (BGBl. 1 S. 434), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 
(BGBl. 1 S. 1652) geändert worden ist, sowie die Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes über Bergmannsprä- 
mien in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezem- 
ber 1977 (BGBl. 1 S. 3135) werden aufgehoben. 
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Artikel 16 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

ln § 33b Absatz 4 Satz 3 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 
(BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 9. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1885) geändert worden 
ist, werden jeweils die Wörter „Satz 2 bis 10“ durch die Wör- 
ter „Satz 2 und 3“ ersetzt. 


Artikel 17 

Änderung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes 

Nach § 27 Absatz 1 des Bundeseltemgeld- und Eltemzeit- 
gesetzes vom 5. Dezember 2006 (BGBl. 1 S. 2748), das zu- 
letzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 
(BGBl. 1 S. 1885) geändert worden ist, wird folgender Ab- 
satz la eingefügt: 


„(la) Bei der Ermittlung des Überschusses der Eirmah- 
men über die Werbungskosten nach § 2 Absatz 7 Satz 1 ist 
für die vor dem 1. Januar 2012 geborenen oder mit dem Ziel 
der Adoption aufgenommenen Kinder § 9a Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes in der am ... 
[einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes] geltenden Fassung anzuwenden.“ 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Absät- 
ze am 1. Januar 2012 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 3, 5 Buchstabe a, Nummer 11, 26 
Buchstabe a, Nummer 28, 29, 30, 3 1, 33, 34 Buchstabe a, c, 
d, e, h, i und j und Nummer 35, Artikel 2 Nummer 2 und 8 
Buchstabe a sowie Artikel 3 Nummer 1 bis 6, Artikel 4 Num- 
mer 1 , 2 und 4 sowie die Artikel 6 bis 10 und 1 7 treten am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Artikel 5 tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zur Vereinfachung des deutschen Steuerrechts in 
dieser Legislaturperiode. Mit dem Schwerpunkt bei einkom- 
mensteuerrechtlichen Regelungen werden zahlreiche Wei- 
chenstellungen vorgenommen, um Steuerzahler und Steuer- 
verwaltung spürbar von Erklärungs- und Prüfungsaufwand 
im Besteuerungsverfahren zu entlasten. Steuerpflichtige sol- 
len ihren Erklärungspflichten leichter nachkommen können. 
Dazu werden die Anspruchsvoraussetzungen bei steuerlich 
relevanten Sachverhalten gestrafft und der Dokumentations- 
aufwand, d. h. der Aufwand zur Beschaffung, Aufbereitung 
und Übermittlung von Daten und Nachweisen verringert. 
Das spart Zeit und Nerven bei Bürgerinnen und Bürgern, gibt 
Unternehmen die Möglichkeit, sich auf das Wesentliche - al- 
so ihre produktive Tätigkeit - zu konzentrieren und schafft 
bei der Steuerverwaltung freie Kapazitäten, sich eingehen- 
der mit komplexen und risikoträchtigen Fällen zu befassen. 

Der Gesetzentwurf zielt im Verbund mit flankierenden nicht- 
gesetzlichen Maßnahmen im Besteuerungsverfahren darauf 
ab, ein Weniger an Bürokratie und ein Mehr an Vorherseh- 
barkeit und Planungssicherheit zu bewirken. Die damit ver- 
bundene finanzielle Steuerentlastung ist mit Blick auf die Si- 
tuation in den öffentlichen Haushalten auf ein verkraftbares 
Maß begrenzt worden. Oberste Priorität hat für die Bundes- 
regierung die Einhaltung der Schuldenbremse des Grundge- 
setzes und damit die Umsetzung des von der Bundesregie- 
rung eingeschlagenen konsequenten Konsolidierungskurses. 
Aber auch wenn nur eine begrenzte monetäre Steuerentlas- 
tung möglich ist, so wird durch die Vereinfachungsmaßnah- 
men die Gesamtbelastung von Bürgern und Unternehmen 
deutlich gesenkt: Allein die Unternehmen in Deutschland 
werden durch die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Steuer- 
vereinfachung um 4 Mrd. Euro pro Jahr an Bürokratieauf- 
wand entlastet. Die Kostenersparnis für die Unternehmen - 
und nicht zu vergessen die Kostenersparnis der Bürgerinnen 
und Bürger - ist damit viel größer als die direkte Steuer- 
erspamis. 

Reduzierung von Erklärungs- und Prüfnngsanfwand im 
Bestenerungsverfahren 

Die Kritik an der Komplexität des deutschen Steuerrechts 
und einer schwer verständlichen Ausgestaltung der Steuer- 
gesetze im Einzelnen ist nicht neu. Vielfach zeigt sich die 
Komplexität des Steuersystems dann, wenn die der Besteue- 
rung unterliegenden persönlichen Lebenssituationen und 
wirtschaftlichen Sachverhalte vielschichtig sind. In gewis- 
sem Umfang ist dies unvermeidbar. Mit dem Bestreben, auch 
bei komplexeren Sachverhalten jedem Einzelfall gerecht 
werden zu wollen, stößt das Steuerrecht jedoch naturgemäß 
an seine Grenzen. Der Vorwurf zu hoher Komplexität des 
Steuerrechts ist aber auch Folge der Tatsache, dass die steu- 
erlichen Regelungen aus den verschiedensten Gründen häu- 
fig geändert und an neuen Gegebenheiten ausgerichtet wer- 
den müssen. Eine zunehmende Unübersichtlichkeit der 
jeweils geltenden Rechtslage ist oftmals die Folge. Dies 
führt zu einer steigenden Beanspruchung des Steuerzahlers 
bei der Erfüllung seiner steuerlichen Pflichten. 


Dem Aufwand, der mit der Erfüllung dieser steuerlichen 
Pflichten verbunden ist, trägt die Bundesregierung mit dem 
Regierungsprogramm „Bürokratieabbau und bessere Recht- 
setzung“ Rechnung, infolge dessen die Belastungen für Bür- 
gerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung, die durch 
die Befolgung einer bundesrechtlichen Regelung entstehen, 
künftig systematisch ermittelt und dargestellt werden sollen. 
Aufwand zur Erfüllung steuerlicher Pflichten im Besteue- 
rungsverfahren resultiert insbesondere aus der notwendigen 
Dokumentation der steuerlichen Sachverhalte mit entspre- 
chendem Sammeln und Vorhalten von Nachweisen und ins- 
besondere durch die Erklärung steuerlich relevanter Anga- 
ben für den jeweiligen Besteuerungszeitraum. Ein vom 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) in Auftrag gegebe- 
nes Forschungsgutachten zur „gefühlten Steuerbelastung“ 
[Dirk Kiesewetter u. a.: Gefühlte Steuerbelastung; Schluss- 
bericht zu dem Forschungsvorhaben des Instituts für Stand- 
ortforschung und Steuerpolitik, Magdeburg, Dezember 
2009] hat ergeben, dass die Steuerpflichtigen die Belastung 
durch ihre steuerlichen Mitwirkungspflichten subjektiv in 
der Regel als sehr hoch und in der Tendenz stetig zunehmend 
bewerten. Unternehmen beklagen zudem fehlende Rechts- 
und Planungssicherheit, beispielsweise wenn im Rahmen 
von Betriebsprüfungen weit zurück liegende Jahre nochmals 
aufgearbeitet werden müssen. 

Die Bürger werden durch die im Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Maßnahmen bei der Erfüllung ihrer steuerlichen Ver- 
pflichtungen entlastet, indem sowohl der Dokumentations- 
aufwand, d. h. der Aufwand zur Beschaffung und 
Aufbereitung von Daten und Nachweisen, als auch der Er- 
klärungsaufwand zurückgeführt werden. Anspruchsvoraus- 
setzungen bei steuerlich zu berücksichtigenden Sachverhal- 
ten werden gestrafft, wodurch sich der Umfang der 
erforderlichen Angaben stark reduzieren wird. Die vorgese- 
henen Maßnahmen orientieren sich an dem Ziel, auf eine 
kleinteilige Differenzierungstiefe bei der Ausformung steu- 
erlicher Abzugstatbestände zu verzichten und damit wieder 
eine bessere Übersichtlichkeit und stärkere Transparenz zu 
erreichen. 

Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang insbesondere 
folgende Einzelmaßnahmen: 

- Durch Anhebung des jährlichen Arbeitnehmer-Pausch- 
betrags von derzeit 920 Euro auf 1 000 Euro wird das Er- 
fordernis eines Einzelnachweises von Werbungskosten in 
noch größerem Umfang entbehrlich als bisher. Dies be- 
kräftigt die Vereinfachungswirkung der Pauschalrege- 
lung. 

- Deutliche Erleichterungen ergeben sich hinsichtlich der 
steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungs- 
kosten. Unter Beibehaltung der bestehenden Höchstbe- 
träge werden zukünftig Aufwendungen anerkannt, ohne 
dass es wie bisher auf die persönlichen Anspruchs voraus- 
setzungen bei den Eltern (Erwerbstätigkeit, Krankheit 
oder Behinderung) ankommt. Durch Verzicht auf persön- 
liche Anspruchsvoraussetzungen können zudem mehr 
Eltern von dem Steuervorteil profitieren. Nachweis- und 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-21- 


Drucksache 17/5125 


Erklärungsaufwand bei der Anlage Kind werden deutlich 
reduziert (Wegfall einer Seite des Erklärungsvordrucks). 

- Auch der Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze bei 
volljährigen Kindern bei der Beantragung von Kinder- 
geld und den Freibeträgen für Kinder wird den Erklä- 
rungsaufwand für Eltern deutlich vermindern. Die bisher 
erforderliche aufwändige Ermittlung und Erklärung der 
Einkünfte und Bezüge ihrer Kinder wird damit der Ver- 
gangenheit angehören. 

- Nicht unternehmerisch tätige Steuerpflichtige können in 
Zukunft ihre Einkommensteuererklärung zusammenge- 
fasst für zwei Jahre beim Finanzamt abgeben. Durch die 
Ausübung dieses Wahlrechts können sie vermeiden, sich 
in jedem Jahr erneut mit dem Einkommensteuerrecht 
auseinander setzen zu müssen und die Steuererklärung 
auszufüllen. Von dieser Regelung können Arbeitnehmer, 
Bezieher von Alterseinkünften und Personen mit Ein- 
künften aus Vermögensverwaltung im normalen Umfang 
profitieren. 

- Kapitaleinkünfte sind künftig nicht mehr im Rahmen von 
Abzugstatbeständen bei der Einkommensermittlung zu 
berücksichtigen. Damit wird der seit Einführung der Ab- 
geltungsteuer immer wieder geäußerten Kritik Rechnung 
getragen, dass in entsprechenden Fähen die Grundent- 
scheidung des Gesetzgebers zur abgeltenden Pauschalbe- 
steuerung von Kapitaleinkünften keine Wirkung entfalte. 
Die Neuregelung bewirkt, dass Kapitalerträge künftig 
insbesondere nicht mehr in die Ermittlung der zumutba- 
ren Belastung bei den außergewöhnlichen Belastungen 
und des Spendenhöchstbetrages einbezogen werden. Die 
Änderungen tragen dazu bei, dass die Steuerpflichtigen 
bei der Erstellung ihrer Einkommensteuererklärung ihre 
Kapitaleinkünfte beziehungsweise die Kapitaleinkünfte 
der gesetzlich unterhaltsberechtigten Personen nicht 
mehr angeben müssen. Damit entfallen auch die entspre- 
chenden Abfragen zu den Kapitaleinkünften in den Vor- 
drucken zur Einkommensteuererklärung. Dies wird dazu 
beitragen, dass weniger Zeit für die Erstehung der Ein- 
kommensteuererklärung aufgewendet werden muss. 

- Durch die Festschreibung des Jahresprinzips für die 
Günstigerprüfung zwischen Entfernungspauschale und 
tatsächlichen Aufwendungen bei der Nutzung öffentli- 
cher Verkehrsmittel werden die Sachverhaltsermittlung 
und die Berechnung sowie deren Darstellung erleichtert. 

- Für Spendenzahlungen in so genannten Katastrophenfäl- 
len wird das in der Einkommensteuerdurchführungsver- 
ordnung geregelte vereinfachte Nachweisverfahren um 
einzelne Maßnahmen, die bisher nur in Verwaltungser- 
lassen geregelt waren, erweitert. 

- Für bestimmte Sachverhalte, wie beispielsweise die 
Gründung und den Erwerb von Betrieben und Betriebs- 
stätten im Ausland, gilt bisher eine Meldepflicht von 
einem Monat nach Eintritt des Ereignisses. Zur Erleichte- 
rung für die betroffenen Steuerpflichtigen ist es künftig 
ausreichend, das Finanzamt innerhalb von sechs Mona- 
ten nach Ablauf des Wirtschaftsjahres, in dem das melde- 
pflichtige Ereignis eintritt, zu unterrichten. Nach der 
neuen Fristenregelung werden derartige Meldungen so- 
mit nur noch einmal jährlich erforderlich. 


- Auf Grund der Tatsache, dass den Genossenschaften ihre 
Mitglieder bekannt sind, wird künftig dort das Vorliegen 
der Tatbestände zur Befreiung vom Kapitalertragsteuer- 
abzug (Nichtveranlagungsbescheinigungen, Freistellungs- 
aufträge) geprüft und gegebenenfalls Abstand vom Steu- 
erabzug genommen. Damit werden Erstattungsverfahren, 
die insbesondere bei Wirtschafts- und Erwerbsgenossen- 
schaften zusätzlichen Verwaltungsaufwand erzeugen, zu- 
künftig vermieden. 

Verbesserung der Vorhersehbarkeit und Planungssieher- 
heit im Bestenerungsverfahren 

Auch die Erhöhung der Rechtssicherheit im Besteuerungs- 
verfahren ist ein Beitrag zur Vereinfachung. Eine Reihe der 
vorgesehenen Maßnahmen dient daher dem Ziel, das Besteu- 
erungsverfahren vorhersehbarer, transparenter und nachvoll- 
ziehbarer zu gestalten und so durch mehr Verlässlichkeit im 
Verfahren ebenfalls Aufwand für alle Beteiligten zurückzu- 
führen. 

Diesem Anliegen trägt der Gesetzentwurf insbesondere 
durch folgende Maßnahmen Rechnung: 

- Bei der steuerlichen Berücksichtigung von Sonderausga- 
ben werden Erstattungen, insbesondere von Kirchensteu- 
ern, die die in dem entsprechenden Jahr geleisteten Zah- 
lungen übersteigen (Erstattungsüberhang), künftig nur 
noch im Jahr der Erstattung berücksichtigt. Damit kann 
ein Wiederaufrollen der Steuerfestsetzungen aus den Vor- 
jahren vermieden werden und der Steuerpflichtige muss 
keine Änderungen für zurückliegende Veranlagungszeit- 
räume mehr nachvollziehen. 

- Das Veranlagungswahlrecht bei Ehegatten wird neu ge- 
ordnet. Durch Reduzierung der Veranlagungsarten wird 
die Anzahl der Varianten von bisher sieben auf künftig 
vier verringert. Dies vermindert ebenfalls die Komplexi- 
tät des Besteuerungsverfahrens. Die Wahl einer Veranla- 
gungsart ist für je einen Veranlagungszeitraum bindend. 
Durch Einführung einer sog. Tarifminderung für be- 
stimmte Fälle wird gewährleistet, dass Ehegatten gegen- 
über unverheirateten Paaren nicht schlechter gestellt wer- 
den. 

- Die Steuerbefreiung für betriebliches Vermögen bei der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer wird unter verschiede- 
nen Bedingungen gewährt. Deren Einhaltung, z. B. die 
Lohnsummenbedingung, kann jedoch erst nach Ablauf 
der Behaltensfrist von fünf beziehungsweise sieben Jah- 
ren abschließend geprüft werden. Indem die Betriebs- 
Finanzämter bestimmte dazu benötigte Besteuerungs- 
merkmale im Rahmen der ohnehin vorzunehmenden 
Bewertung der betrieblichen Einheiten gesondert fest- 
stellen, soll die Rechtssicherheit für die betroffenen Be- 
triebe wie auch für die Finanzverwaltung erhöht werden. 

- Dem Ziel, Steuerpflichtigen bereits im Vorfeld einer In- 
vestitionsentscheidung mehr Rechtssicherheit über die 
damit verbundenen steuerlichen Folgen zu verschaffen, 
dient auch die Möglichkeit eines Antrags auf Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft. Der Gesetzentwurf sieht 
hier vor, die Gebührenpflicht für verbindliche Auskünfte 
auf wesentliche und aufwändige Fälle zu beschränken 
und bei Bagatellfällen auf eine entsprechende Kostenbe- 
lastung zu verzichten. 
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Rechtsbereinigungen bei Befreiungstatbeständen des § 3 
des Einkommensteuergesetzes 

In § 3 EStG ist definiert, welche Einnahmen abweichend von 
der Generalnorm nicht zu versteuern sind. Einige der dort 
genannten Steuerbefreiungen haben jedoch heute in der Pra- 
xis keine Bedeutung mehr. Diese Befreiungsnormen sind da- 
her entbehrlich. Zur Vereinfachung der Vorschrift des § 3 
EStG wird der Katalog der steuerfreien Einnahmen um fol- 
gende Befreiungstatbestände bereinigt: 

- Entschädigungen an ehemalige deutsche Kriegsgefan- 
gene, 

- Zinsen aus Schuldbuchforderungen nach dem Allgemei- 
nen Kriegsfolgengesetz, 

- Ehrensold nach dem Gesetz über Titel, Orden und Ehren- 
zeichen, 

- Unterhaltsbeitrag und Maßnahmebeitrag nach dem Auf- 
stiegsfortbildungsförderungsgesetz, 

- Bergmannsprämien nach dem Bergmannsprämiengesetz, 

- Zuwendungen ehemaliger alliierter Besatzungssoldaten 
an ihre Ehefrauen. 

Abbau überflüssiger Bürokratie 

Die Bundesregierung hat zudem bekräftigt, dass sie dem An- 
liegen, bestehende Bürokratielasten fortlaufend zu überprü- 
fen und unnötigen bürokratischen Aufwand abzubauen, eine 
hohe Bedeutung beimisst. Dazu gilt es, unerlässliche Rege- 
lungen von überflüssiger Bürokratie zu befreien und die not- 
wendigen administrativen Prozesse unter Einsatz moderns- 
ter technischer Mittel im Interesse sowohl der Bürgerinnen 
und Bürger, der Unternehmen als auch der Verwaltung so bü- 
rokratiearm wie möglich zu gestalten. Der hierbei vorgese- 
hene verstärkte Einsatz moderner Kommunikationsmittel 
zielt darauf ab, weniger aufwändige und gut funktionierende 
Prozessabläufe bei allen Beteiligten sicherzustellen. 

Gestützt auf wissenschaftliche Untersuchungen ist davon 
auszugehen, dass die Entlastung der Unternehmen von unnö- 
tigen bürokratischen Pflichten Wachstumsimpulse auslösen 
kann. Dieses Potenzial soll und darf nicht ungenutzt bleiben. 
Durch die Erfüllung steuerlicher Pflichten verursachte Kos- 
ten machen gerade bei den kleineren und mittleren Unter- 
nehmen einen überproportional großen Teil aus und wirken 
leistungshemmend. Auch wenn aktuelle Studien belegen, 
dass Deutschland beim zeitlichen Aufwand für Steuern und 
Sozialabgaben im EU-25-Vergleich einen Platz im guten 
Mittelfeld einnimmt, trägt der Abbau administrativer Hür- 
den dazu bei, die Wachstumskräfte weiter zu stärken. 

Deshalb werden die Anforderungen an eine elektronische 
Rechnung für die Belange der Umsatzsteuer deutlich redu- 
ziert. Dem Abbau steuerbürokratischen Aufwands dient 
auch die Anhebung der Bagatellgrenze, bis zu der keine An- 
zeigen von Vermögensverwahrern und -Verwaltern über das 
Vermögen von Erblassern erforderlich sind, von 5 000 Euro 
auf 10 000 Euro. Damit ist künftig in vielen Fällen mit gerin- 
gen Guthabenständen keine Anzeige mehr bei der Finanz- 
verwaltung erforderlich. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ist eine jährliche Net- 
toentlastung bei den Bürokratiekosten von Unternehmen in 
Höhe von mehr als 4 Mrd. Euro verbunden. Dies ist ein maß- 


geblicher Beitrag, um das Ziel der Bundesregierung zu errei- 
chen, bis Ende 2011 25 Prozent der gemessenen bürokrati- 
schen Belastungen der Wirtschaft abzubauen. 

Verstärkter Einsatz der modernen Informationstechnik 
(IT) 

Darüber hinaus sollen die zahlreichen Möglichkeiten und 
Vorteile der modernen Informationstechnik künftig auch im 
Besteuerungsverfahren für alle Beteiligten noch umfassen- 
der eingesetzt werden. Moderne Kommunikationsmittel zur 
elektronischen Verarbeitung und Übermittlung von Informa- 
tionen und Daten sind aus dem beruflichen und privaten All- 
tag nicht mehr wegzudenken. Entsprechend des Ziels 4 der 
Nationalen E-Govemment-Strategie von Bund, Ländern und 
Gemeinden wird das Besteuerungsverfahren weiter so aus- 
gerichtet, dass alle dafür geeigneten Verwaltungsangelegen- 
heiten möglichst abschließend über das Internet elektronisch 
erledigt werden können. Verlässliche und stabile IT-gestützte 
Verfahren sollen eine reibungslose Kommunikation mit der 
Steuerverwaltung sicherstellen. Damit wird Aufwand für die 
Erfassung, Übermittlung und Verarbeitung von Daten ge- 
spart. Durch Medienbrüche verursachte Fehlerrisiken, Rei- 
bungsverluste und Kontrollerfordemisse entfallen. Die Ab- 
läufe im Besteuerangsverfahren werden entbürokratisiert 
und beschleunigt. Mit den hierzu vorgesehenen Maßnahmen 
wird die erfolgreiche Strategie fortgesetzt, papierbasierte 
Verfahrensabläufe so weit wie möglich durch elektronische 
Kommunikation zu ersetzen. 

- Die bisher erforderliche papiervordrackgebundene Er- 
klämng zur Zerlegung der Körperschaftsteuer soll künf- 
tig - wie die Körperschaftsteuererklärang auch - in elek- 
tronischer Form erfolgen. 

- Gerichten, Behörden und Notaren obliegen Anzeige- 
pflichten im Zusammenhang mit der Beurkundung eines 
Rechtsvorganges, die einen Rechtsträgerwechsel an einem 
inländischen Gmndstück betreffen. Hier wird erstmalig 
der Weg zur elektronischen Übermittlung dieser Ver- 
äußerungsanzeigen und von Verträgen nach dem Gmnd- 
erwerbsteuergesetz eröffnet. 

- Die Möglichkeit, neben der qualifizierten elektronischen 
Signatur auch ein „anderes sicheres Verfahren“ zur Über- 
mittlung von Steuererklämngen zu nutzen, wird über den 
31. Dezember 2011 hinaus zugelassen. Dies trägt dazu 
bei, Kosten, die ansonsten mit einer Verwendung der qua- 
lifizierten Signatur verbunden wären, zu venneiden. 

Flankierende Maßnahmen auf der Ebene der 
Steuerverwaltung 

Die vorgesehenen gesetzlichen Ändemngen werden von einer 
Reihe weiterer wichtiger Maßnahmen flankiert, welche die 
Zielrichtung des Gesetzesvorhabens unterstützen und vertie- 
fen. 

- Erleichterungen bei der Erfüllung steuerlicher 
Pflichten 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP legt 
einen wesentlichen Schwerpunkt auf die Erweitemng des 
elektronischen Serviceangebots der Steuerverwaltung. 
Gmndlage ist eine bürgerorientierte Strategie zur Fördemng 
der Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, steuerliche 
Pflichten freiwillig vollständig, zeitgerecht und ordnungs- 
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gemäß zu erfüllen (Compliance) nach dem Motto: „Steuer- 
erklärung so einfach und unbürokratisch wie möglich!“ 

Bund und Länder arbeiten deshalb daran, schrittweise für 
möglichst alle Phasen des Besteuerungsprozesses IT-basierte 
Verfahren als Alternative zu den papiergestützten Kommuni- 
kationswegen anzubieten. Dabei wird selbstverständlich den 
berechtigten Datenschutzbedürfnissen der Bürgerinnen und 
Bürger Rechnung getragen. 

Eine wichtige Etappe auf dem Weg zu einer weitgehend pa- 
pierlosen und sicheren Kommunikation zwischen Steuer- 
pflichtigen und Finanzverwaltung ist die Einführung der 
elektronischen Lohnsteuerkarte. Der Arbeitgeber kann ab 
dem Jahr 2012 die elektronische Lohnsteuerkarte abrufen 
und so den jeweils aktuell zutreffenden Lohnsteuerabzug 
vornehmen. Der kosten- und zeitaufwändige Verfahrensweg 
von der Ausstellung der Lohnsteuerkarten durch die Ge- 
meinden bis zur Übergabe an den Arbeitnehmer beziehungs- 
weise Arbeitgeber wird durch ein elektronisches Verfahren 
abgelöst. Aufgaben, die bisher auf Gemeinden, Bürger, Un- 
ternehmen und Finanzverwaltung verteilt waren, werden ge- 
bündelt. Für den Steuerpflichtigen wird das Finanzamt dann 
der zentrale Ansprechpartner für lohnsteuerliche Fragen 
sein. Das schafft klare, transparente Zuständigkeiten und we- 
niger Aufwand für den Bürger. Für den Arbeitgeber wird zu- 
dem eine automatische Übernahme der Daten in die jeweili- 
gen Lohnkonten ermöglicht. Damit entfällt der manuelle 
Erfassungsaufwand ebenso wie die Lagerung, Herausgabe 
und Vernichtung der Lohnsteuerkarten. Auf der Grundlage 
der im Jahr 2008 getroffenen gesetzgeberischen Grundent- 
scheidung zur Einführung der elektronischen Lohnsteuer- 
karte wird die Bundesregierung die zur Verfahrensumstel- 
lung erforderliche Rechtsetzung auf den Weg bringen. 

Die Einführung einer elektronischen vorausgefüllten Steuer- 
erklärung bei der Einkommensteuer als freiwillig nutzbares 
Serviceangebot wird maßgeblich dazu beitragen, Bürgerin- 
nen und Bürger bei der Erfüllung ihrer Erklärungspflichten 
zu unterstützen, indem seitens der Finanzverwaltung die be- 
reits vorliegenden aktuellen Daten des Veranlagungsjahres 
autoiuatisch in den richtigen Feldern der Erklärung bei- 
gesteuert werden. Macht der Steuerpflichtige von diesem 
Serviceangebot Gebrauch, kann er die vorausgefüllten Daten 
nach Abruf der Erklärung prüfen und gegebenenfalls über- 
nehmen, evt. noch fehlende Angaben ergänzen und die Er- 
klärung auf dieser Basis elektronisch an das Finanzamt über- 
mitteln. 

Zu den Erleichterungen für Bürgerirmen und Bürger bei der 
Erfüllung steuerlicher Pflichten gehört aber auch eine an- 
wenderfreundlichere Gestaltung von Steuererklärungsvor- 
drucken und Erläuterungsblättem. Dies gilt umso mehr, als 
Steuererklärungsvordrucke eine wichtige Schnittstelle bei 
der Kommunikation zwischen Steuerpflichtigen und Finanz- 
verwaltung darstellen. Die gesetzlichen Neuregelungen 
wirken sich direkt auf Umfang und Ausgestaltung der Er- 
klärungsvordrucke aus. Da die Neuregelung bei der steuerli- 
chen Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten keine 
Unterscheidung zwischen den gesetzlichen Kriterien der 
„Erwerbstätigkeit“ oder „Krankheit und Behinderung“ mehr 
vorsieht, verschwindet eine ganze Seite des Vordrucks „An- 
lage Kind“. Und in allen Fällen der gesonderten und einheit- 
lichen Feststellung kann darüber hinaus auf das zweiseitige 


Abfrageformular für Kinderbetreuungskosten vollständig 
verzichtet werden. 

Darüber hinaus werden die derzeit bestehenden unterschied- 
lichen Nachweisregelungen für die Inanspruchnahme der 
Steuerbefreiung für irmergemeinschaftliche Lieferungen 
verschlankt und die Nachweispflichten erleichtert. Berech- 
tigten Anliegen der Wirtschaft wurde bereits durch Neufas- 
sung der Verwaltungsanweisungen Rechnung getragen. Es 
ist vorgesehen, entsprechende Neuregelungen im Verord- 
nungswege zu erlassen. Im Zusammenwirken mit Wirt- 
schaftsverbänden und Ländern arbeitet das Bundesministe- 
rium der Finanzen an einer für alle Beteiligten handhabbaren 
Regelung. Angestrebt wird, den dafür notwendigen Abstim- 
mungsprozess bis Mitte 2011 abzuschließen und die entspre- 
chende Verordnung ab 1. Januar 2012 in Kraft zu setzen. 

- Planungs- und Rechtssicherheit im Besteuerungs- 
verfahren stärken 

ln der Betriebsprüfungsordnung wird das Institut der „zeit- 
nahen Betriebsprüfung“ (der Prüfüngszeitraiuu umfasst einen 
oder mehrere gegenwartsnahe Besteuerungszeiträume) erst- 
mals für Unternehmen und Steuerverwaltung definiert und 
ein bundeseinheitlicher Standard formuliert. Die Betriebs- 
prüfung bedeutet häufig die steuerliche Bewältigung weit 
zurückliegender Jahre. Lange Zeiträume zwischen der Ent- 
stehung der Steuer und der Betriebsprüfung sind dabei 
sowohl auf Seiten der Unternehmen als auch auf Seiten der 
öffentlichen Haushalte grundsätzlich nachteilig. Die Unter- 
nehmen stehen zeitnahen Prüfungen durchaus aufgeschlos- 
sen und kooperativ gegenüber, da sie sich davon insbesonde- 
re zügige Rechts- und Planungssicherheit, die Vermeidung 
antizyklischer Steuerbelastungen und von Zinsen auf Steuer- 
nachzahlungen versprechen. Die Finanzverwaltung erwartet 
von einer Nutzung dieses Instruments insbesondere eine bes- 
sere Zusammenarbeit mit den Unternehmen, weil die Sach- 
verhaltsaufklärung leichter ist und die Steuer zeitnah endgül- 
tig veranlagt wird. 

Die Bundesregierung ist sich zudem der Schwierigkeiten 
bewusst, die im Lohnabrechnungswesen auf Grund von 
Unterschieden zwischen Lohnsteuerrecht und Sozialversi- 
cherungsbeitragsrecht bestehen. Künftig wird daher ein be- 
sonderes Augenmerk auf eine noch intensivere Abstimmung 
beider Rechtsgebiete insbesondere bei der Entwicklung ein- 
heitlicher Standards (z. B. einheitlicher IT-Schnittstellen bei 
der Durchführung von Betriebsprüfungen) liegen, um Ar- 
beitgeber soweit wie möglich von unnötiger Bürokratie 
durch unterschiedliche technische Durchführungswege zu 
entlasten. 

Gesetzliche und flankierende Maßnahmen zusammenge- 
nommen bilden einen umfassenden Ansatz, das Besteue- 
rungsverfahren für alle Beteiligten einfacher handhabbar, 
transparenter und auch verlässlicher zu gestalten. Darüber 
hinaus werden mit dem Ziel einer weitergehenden Rechts- 
vereinfachung drei weitere Vorhaben vorangetrieben: 

- Harmonisierung steuerrechtlicher und sozialrecht- 
licher Vorschriften 

Angestrebt wird, die steuerrechtlichen und sozialrechtlichen 
Vorschriften zu harmonisieren, soweit dies mit dem Rege- 
lungszweck des jeweiligen Rechtsgebietes vereinbar ist. 
Hierzu wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
einen Sachstandsbericht sowohl im Hinblick auf das Verfah- 
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rensrecht als auch im Hinblick auf das materielle Recht als 
Grundlage für die weiteren Beratungen vorlegen. 

- Vereinfachung des steuerlichen Reisenkostenrechts 

Ziel ist eine Vereinfachung des steuerlichen Reisenkosten- 
rechts. Auf Grund der komplexen Wirkungszusammenhänge 
und der daraus resultierenden vielschichtigen Folgewirkun- 
gen, die mit Veränderungen im Bereich der Reisekosten ver- 
bunden sind, wird das Bundesministerium der Finanzen 
mögliche Vereinfachungsansätze identifizieren und dem 
Deutschen Bundestag als Grundlage für die weiteren Bera- 
tungen vorlegen. 

- Vereinfachung des Unternehmensteuer rechts 

ln Ergänzung der Maßnahmen des Gesetzentwurfs sind mit- 
telfristig weitere Maßnahmen zur Vereinfachung des Unter- 
nehmensteuerrechts erforderlich. Die Untemehmensbe- 
steuerung muss an die internationalen Entwicklungen und 
Herausforderungen angepasst und modernisiert werden. Der 
Koalitionsvertrag sieht daher - unter Wahrung der Aufkom- 
mensneutralität - Ansatzpunkte für eine Prüfung insbeson- 
dere im Hinblick auf die Neustrukturierung der Regelungen 
zur Verlustverrechnung und die Einführung eines modernen 
Gruppenbesteuerungssystems vor. Das Bundesministerium 
der Finanzen wird bis September 2011 zu diesem Themen- 
komplex Vorschläge vorlegen. 

Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die 
Artikel 1, 5, 11 und 15 (Änderung des Einkommensteuerge- 
setzes, des Umsatzsteuergesetzes, des Forstschäden- Aus- 
gleichsgesetzes sowie Aufhebung des Gesetzes über Berg- 
mannsprämien, da steuerliche Vorschriften geändert werden) 
aus Artikel 1 05 Absatz 2 erste Alternative des Grundgeset- 
zes (GG). 

Für die Änderung der Abgabenordnung (Artikel 3) und die 
Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
(Artikel 4) sowie zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(Artikel 7) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aus Artikel 108 Absatz 5 GG. 

Für Artikel 8 (Änderung des Erbschaftsteuer- und Schen- 
kungsteuergesetzes) ergibt sich die Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative 
GG. Da das Aufkommen der Erbschaftsteuer- und Schen- 
kungsteuer (Artikel 1 06 Absatz 2 Nummer 2 GG) den Län- 
dern zusteht, hat der Bund das Gesetzgebungsrecht aller- 
dings nur, werm die Voraussetzungen des Artikel 72 Absatz 2 
GG vorhegen. Danach hat der Bund das Gesetzgebungs- 
recht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Le- 
bensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der 
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte- 
resse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 
Hinsichtlich der Änderung des Erbschaftsteuer- und Schen- 
kungsteuergesetzes (Artikel 8) ist eine bundesgesetzliche 
Regelung zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit 
im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, ln Erb- oder 
Schenkungsfällen, bei denen sich das zum Erwerb gehören- 
de Vermögen häufig über mehrere Länder verteilt, besteht 
länderübergreifend ein Bedarf an gleichen Verfahrensweisen 
der Finanzverwaltung. Unterschiedliche landesrechtliche 
Regelungen bei der Erbschaftsteuer würden Rechtsunsicher- 
heit erzeugen. Diese Rechtsunsicherheit kann weder im Inte- 


resse des Bundes noch der Länder hingenommen werden. 
Die gesamtwirtschaftlichen Interessen würden bei einer lan- 
desrechtlichen Zersplitterung des Erbschaft- und Schen- 
kungsteuerrechts beeinträchtigt werden, weil unterschiedli- 
che Regelungen oder sogar das Unterlassen einer Regelung 
durch einzelne Länder zu einer dem einheitlichen Lebens- 
und Wirtschaftsraum widersprechenden Wettbewerbsverzer- 
rung führen würden, die sich nachteilig auf die gesamtwirt- 
schaftliche Situation der Bundesrepublik Deutschland aus- 
wirkt. Die Gleichmäßigkeit der Besteuerung wäre bei 
jeweiliger Einzelregelung durch Ländergesetze selbst darm 
nicht mehr gewährleistet, wenn man unterstellt, dass diese 
die nämliche Zielsetzung verfolgten, denn es ist nicht davon 
auszugehen, dass diese in völliger Übereinstimmung durch 
die Gesetze der Länder konkretisiert wird. 

Für die Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes (Artikel 10) 
besteht eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes (Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative GG) mit 
Ausnahme der Befügnis zur Bestimmung des Steuersatzes, 
die bei den Ländern liegt (Artikel 105 Absatz 2a Satz 2 GG). 
Da das Aufkommen der Grunderwerbsteuer den Ländern zu- 
steht (Artikel 1 06 Absatz 2 Nummer 3 GG), hat der Bund das 
Gesetzgebungsrecht allerdings nur, wenn die Voraussetzun- 
gen des Artikels 72 Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der 
Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstel- 
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im ge- 
samtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung 
erforderlich macht. Unterschiedliche landesrechtliche Rege- 
lungen bei der Grunderwerbsteuer würden eine Rechtsunsi- 
cherheit erzeugen, weil gleiche Lebenssachverhalte in Ab- 
hängigkeit der Grundstückslage unterschiedlich behandelt 
würden. Diese Rechtszersplitterung kann weder im Interesse 
des Bundes noch der Länder hingenommen werden. Die 
gleichwertigen Lebensverhältnisse würden bei einer landes- 
rechtlichen Zersplitterung des Grunderwerbsteuerrechts be- 
einträchtigt werden, weil unterschiedliche Regelungen oder 
sogar das Unterlassen einer Regelung durch einzelne Länder 
zu einer dem einheitlichen Lebens- und Wirtschaftsraum wi- 
dersprechenden Wettbewerb sverzerrung führen würden, die 
sich nachteilig auf die gesamtwirtschaftliche Situation der 
Bundesrepublik Deutschland auswirkt. Die Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung wäre bei jeweiliger Einzelregelung durch 
Ländergesetze selbst dann nicht mehr gewährleistet, wenn 
man unterstellt, dass diese die nämliche Zielsetzung verfolg- 
ten, denn es ist nicht davon auszugehen, dass diese in völli- 
ger Übereinstimmung durch die Gesetze der Länder konkre- 
tisiert wird. 

Im Fall der Änderung des Zerlegungsgesetzes (Artikel 12) 
folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Arti- 
kel 107 Absatz 1 GG. 

Im Fall der Änderung des Bundeskindergeldgesetzes (Arti- 
kel 13) hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz nach Ar- 
tikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG. Für die öffentliche Für- 
sorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, werm und 
soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesge- 
setzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 
GG). Die Regelungen in Artikel 13 dienen sowohl der Her- 
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der 
Wahrung der Rechtseinheit, denn mit den das Kindergeld be- 
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treffenden Änderungen werden die Änderungen des Ein- 
kommensteuergesetzes nachvollzogen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung 
des § 1 des Finanzausgleichsgesetzes (Artikel 14) ergibt sich 
aus Artikel 106 Absatz 3 Satz 3 GG. 

Für die Änderung des Bundesversorgungsgesetzes (Arti- 
kel 1 6) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 13 GG. 

Für die in Artikel 17 enthaltene Änderung des Bundeseltem- 
geld- und Eltemteilzeitgesetzes folgt die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 
GG (öffentliche Fürsorge). Die Voraussetzungen des Arti- 
kels 72 Absatz 2 GG sind für die Zuständigkeit aus Artikel 74 
Absatz 1 Nummer 7 GG erfüllt (so auch mit eingehender Be- 
gründung BSGE 103, 291 ff). Das Eltemgeld ist eine Für- 
sorgeleistung. Es zielt darauf ab, Eltern, die sich im ersten 
Lebensjahr des Neugeborenen vorrangig der Betreuung ihres 
Kindes widmen, zu unterstützen. In der betreuungs- und zu- 
wendungsintensiven Zeit der ersten 14 Lebensmonate des 
Kindes will der Staat einen Schonraum für die Familie schaf- 
fen. Deshalb werden in dieser Zeit mit der Einkommens- 
ersatzleistung Einkommenseinbrüche bei jungen Familien 


vermieden oder jedenfalls ein Mindesteltemgeld gezahlt. 
Bundeseinheitliche Regelungen sind zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. Das Elterngeld 
bedeutet gerade im Vergleich zum früheren Erziehungsgeld 
wesentliche Veränderungen für die beruflichen Auszeiten 
von Müttern und Vätern wegen der Kinderbetreuung und da- 
mit für den Arbeitsmarkt. Es ist auch für die gesamtwirt- 
schaftliche Situation in Deutschland von Bedeutung. Eine 
Gesetzesvielfalt bei der Gewährung von Eltemgeld würde zu 
einer nicht hinnehmbaren Rechtszersplitterung führen. 

Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung 

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien vorzunehmenden Relevanzprüfung 
sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebens- 
situation von Frauen und Männern keine Auswirkungen er- 
kennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwiderlau- 
fen. 

Nachhaltigkeit 

Das Vorhaben entspricht einer nachhaltigen Entwicklung, in- 
dem es das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. 
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Finanzielle Auswirkungen 


(Steueimehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 


tfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Steuer- 


art/ 

Volle 

Gebiets- 

Jahres- 

körper- 

Wirkung’ 

Schaft 





Kassenjahr 


2012 

2013 

2014 

2015 

2016 


1 S 2 Absatz 5b EStG ^ Insg. 

Wegfall der Einbeziehung der abgeltend ESt 

besteuerten Kapitaleinkünfte in die Ermittlung SoLZ 

der zumutbaren Belastung und des 
Spendenabzugsvolumens Bund 

ESt 

SolZ 


Länder 

ESt 

Gern. 

ESt 


2 S 3 Nummer 44 EStG ^ Insg. 

Stipendien aus unmittelbaren und mittelbaren ESt 
öffentlichen Mitteln werden gleichgestellt SolZ 

Bund 

ESt 

SolZ 

Länder 

ESt 

Gern. 

ESt 


3 S 9 Absatz 2 Satz 2 EStG * Insg. 

Vereinfachung bei der Berechnung der ESt 

Entfernungspauschale; Festschreibung des SolZ 

Jahresprinzips für die Günstigerprüfung 
zwischen Entfernungspauschale und Bund 

tatsächlichen Aufwendungen bei Nutzung ESt 

öffentlicher Verkehrsmittel SolZ 


Länder 

ESt 

Gern. 

ESt 


6 9a Satz 1 Nummer 1a EStG 

Insg. 

-330 

-630 

-330 

-330 

-330 

-330 

Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags 

ESt 


-65 





von 920 Euro auf 1.000 Euro rückwirkend zum 

LSt 

-315 

-535 

-315 

-315 

- 315 

- 315 

01.01.2011 

SolZ 

- 15 

-30 

- 15 

- 15 

- 15 

- 15 


Bund 

-149 

-285 

-149 

-149 

-149 

-149 


ESt 


-28 






LSt 

- 134 

-227 

- 134 

- 134 

- 134 

- 134 


SolZ 

- 15 

- 30 

- 15 

- 15 

- 15 

- 15 


Länder 

-134 

-255 

-134 

-134 

-134 

-134 


ESt 


-27 






LSt 

- 134 

-228 

- 134 

- 134 

- 134 

- 134 


Gern. 

-47 

-90 

-47 

-47 

-47 

-47 


ESt 


- 10 






LSt 

-47 

-80 

-47 

-47 

-47 

-47 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 17/5125 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 

art/ 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Volle 

Jahres- 

Wirkung’ 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

5 

55 9c. 10 EStG 

Insg. 

-60 

-5 

-45 

-60 

-60 

-60 


Vereinfachung der Absetzbarkeit von 

ESt 

-55 

-5 

-40 

-55 

-55 

-55 


Kinderbetreuungskosten durch einheitlichen 

SolZ 

-5 


-5 

-5 

-5 

-5 


Sonderausgabenabzug unter Wegfall der 









persönlichen Anspruchsvoraussetzungen 

Bund 

-28 

-2 

-22 

-28 

-28 

-28 


(Ervi«rbstätigkeit) der Eltern. 

ESt 

-23 

-2 

- 17 

-23 

-23 

-23 



SolZ 

-5 


- 5 

-5 

-5 

-5 



Länder 

-24 

-2 

-17 

-24 

-24 

-24 



ESt 

-24 

-2 

- 17 

-24 

-24 

-24 



Gern. 

-8 

- 1 

-6 

-8 

-8 

-8 



ESt 

-8 

- 1 

-6 

-8 

-8 

-8 


6 5 21 Absatz 2 EStG 

Insg. 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

Vereinheitlichung der Grenzen bei verbilligter 

ESt 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

Wohnraum Überlassung (von 56 % auf 66 %) 

SolZ 







Bund 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


ESt 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


SolZ 







Länder 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


ESt 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 

+ 2 


Gern. 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

+ 1 


ESt 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

+ 1 


7 § 32 EStG 

Insg. 

-200 

-190 

-195 

-200 

-200 

-200 

Freibeträge für Kinder und Kindergeld bei 

ESt 

- 10 


-5 

- 10 

- 10 

- 10 

volljährigen Kindern ohne Einkommensgrenze 

LSt 

- 180 

- 180 

- 180 

- 180 

- 180 

- 180 


SolZ 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 


Bund 

-91 

-87 

-89 

-91 

-91 

-91 


ESt 

-4 


-2 

-4 

-4 

-4 


LSt 

-77 

-77 

-77 

-77 

-77 

-77 


SolZ 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 


Länder 

-80 

-76 

-78 

-80 

-80 

-80 


ESt 

-4 


-2 

-4 

-4 

-4 


LSt 

-76 

-76 

- 76 

- 76 

-76 

-76 


Gern. 

-29 

-27 

-28 

-29 

-29 

-29 


ESt 

-2 


- 1 

-2 

-2 

-2 


LSt 

-27 

-27 

-27 

-27 

-27 

- 27 

8 55 34. 34b EStG. 55 51 . 68 EStDV® 

Insg. 







Vereinfachung der Besteuerung 

ESt 







außerordentlicher Einkünfte aus Forstwirtschaft 

SolZ 








Bund 








ESt 








SolZ 








Länder 








ESt 








Gern. 








ESt 
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(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 

art/ 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Volle 

Jahres- 

Wirkung’ 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

9 

Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Insg. 

-585 

-825 

-565 

-585 

-585 

-585 

Maßnahmen 1 bis 8 

ESt 

-60 

-70 

-40 

-60 

-60 

-60 


LSt 

-495 

-715 

-495 

-495 

-495 

-495 


SolZ 

-30 

-40 

-30 

- 30 

-30 

-30 


Bund 

-266 

-374 

-258 

-266 

-266 

-266 


ESt 

-25 

-30 

- 17 

-25 

-25 

-25 


LSt 

-211 

-304 

-211 

-211 

-211 

-211 


SolZ 

-30 

-40 

-30 

-30 

-30 

-30 


Länder 

-236 

-333 

-227 

-236 

-236 

-236 


ESt 

-26 

-29 

- 17 

-26 

-26 

-26 


LSt 

-210 

-304 

-210 

-210 

-210 

-210 


Gern. 

-83 

-118 

-80 

-83 

-83 

-83 


ESt 

-9 

- 11 

-6 

- 9 

-9 

-9 


LSt 

-74 

- 107 

-74 

-74 

-74 

-74 

10 

5 1 Satz 5 FAG ® 

Insg. 







Änderung Umsatzsteuerverteilung 

USt 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


Bund 

. 

-466 

-307 

-319 

-319 

-319 


USt 

- 

-466 

-307 

-319 

-319 

-319 


Länder 

_ 

+ 466 

+ 307 

+ 319 

+ 319 

+ 319 


USt 

- 

+ 466 

+ 307 

+ 319 

+ 319 

+ 319 


Gern. 

_ 

. 

_ 

_ 

_ 



USt 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


1 1 Finanzielle Auswirkungen mit 

Insg. 

-585 

-825 

-565 

-585 

-585 

-585 

Finanzausgleichsgesetz (FAG) insgesamt 

ESt 

-60 

-70 

-40 

-60 

-60 

-60 


LSt 

-495 

-715 

-495 

-495 

-495 

-495 


SolZ 

-30 

-40 

-30 

-30 

-30 

-30 


USt 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


Bund 

-266 

-840 

-565 

-585 

-585 

-585 


ESt 

-25 

-30 

- 17 

-25 

-25 

-25 


LSt 

-211 

-304 

-211 

-211 

-211 

-211 


SolZ 

-30 

-40 

-30 

-30 

-30 

-30 


USt 

- 

-466 

-307 

-319 

-319 

-319 


Länder / 
Gemeinden 

-319 

+ 15 

- 

- 

- 

- 


ESt 

-35 

-40 

-23 

- 35 

- 35 

-35 


LSt 

-284 

-411 

-284 

-284 

-284 

-284 


USt 

- 

+ 466 

+ 307 

+ 319 

+ 319 

+ 319 


Anmerkungen: 

Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 
Nicht bezifferbare finanzielle Auswirkungen. 

Nicht bezifferbare geringfügige Steuermindereinnahmen ab dem Veranlagungszeitraum 2011. 

Nicht bezifferbare geringfügige Mehreinnahmen. 

Nicht bezifferbare, geringfügige finanzielle Auswirkungen. 

Die Änderung der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Ländern dient der Entlastung von Ländern und Gemeinden. 
Finanzverfassungsrechtiich kann der Bund hier unmittelbar nur die Länder entlasten. Der Ausgleich der Gemeinden erfolgt durch 
die Länder. 
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Sonstige Kosten 

Über die gesondert dargestellten Bürokratiekosten aus Infor- 
mationspflichten hinaus entstehen der Wirtschaft, einschließ- 
lich mittelständischer Unternehmen, keine direkten sonsti- 
gen Kosten. 

Weitere mögliche Einsparungen sind nicht zuletzt wegen der 
Vielzahl der in dem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen, aber 
auch im Hinblick auf die jeweilige Einzelmaßnahme weder 
quantitativ bestiiumbar noch könnten diese Unternehmen 
unterschiedlicher Größenordnung zugeordnet werden. 

Wegen des im Verhältnis zu der großen Anzahl an Einzel- 
maßnahmen vergleichsweise überschaubaren direkten finan- 
ziellen Entlastungsvolumens des Gesetzes sind spürbare 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
Auch im Hinblick auf die eingesparten Bürokratiekosten 
sind Auswirkungen nicht auszuschließen, jedoch nicht bezif- 
ferbar. 


Bürokratiekosten 


Ifd. Nr. 

Vorschrift 

Informationspflicht 

Bürger 
in min 

je Faii (einschi. 
Periodizität) 

Bürokratieb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 

Je Faii 
(einschi. 
Periodizität) 

e-/-entiastung für 
Unternehmen 

in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaitung 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Faiizahi 

Periodizität 

Merk 

A 

jnft in 

B 

% 

c 

1 

§ 2 Absatz 5b Satz 2 EStG 

Abgeltend durch Steuerabzug vom 
Kapitalertrag besteuerte Kapitalerträge 
sind künftig für die Berechnung der 
zumutbaren Belastung für die 
Berücksichtigung außergewöhnlicher 
Belastungen (§§ 33, 33a EStG) sowie zur 
Ermittlung des Spendenhöchstbetrags 
nicht mehr in der 

Einkommensteuererklärung anzugeben 

-3 




1.140.000 

1,00 

0 

0 

100 

2 

§ 3 Nummer 44 EStG 

Künftig sind auch Stipendien, die mittelbar 
aus öffentlichen Mitteln erfolgen, steuerfrei 

-3 




12.000 

1,00 

0 

0 

100 

3 

§ 9a Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a EStG 

Anhebung des 

Werbungskostenpauschbetrags von 920 
Euro auf 1.000 Euro 

-8 




550.000 

1,00 

0 

0 

100 

4 

§ 9c EStG i.V.m. § 10 
Absatz 1 Nummer 5 EStG 

Aufhebung der bisherigen Regelung zur 
steuerlichen Berücksichtigung von 
erwerbsbedingten und nicht 
erwerbsbedingten 

Kinderbetreuungskosten; dadurch entfälit 
der Nachweis der 
Anspruchsvoraussetzungen zur 
Berücksichtigung erwerbsbedingter 
Kinderbetreuungskosten für diese 
Steuerpflichtigen 

-7 




270.000 

1,00 

0 

0 

100 

5 

§ 16 Absatz 3b Satz 1 
Nummer 1 EStG 

Steuerpflichtige müssen künftig 
Betriebsaufgabe explizit gegenüber dem 
Finanzamt erklären 



193 


64.000 

1,00 

0 

0 

100 

6 

§ 21 Absatz 2 EStG 

Verbilligte Wohnraumüberlassung: Keine 
Totalüberschussprognose bei Überlassung 
von Wohnraum für eine Miete zwischen 

56% und 66% der ortsüblichen Miete mehr 
erforderlich 

-54 




10.000 

1,00 

0 

0 

100 
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Ifd. Nr. 

Vorschrift 

informationspflicht 

Bürger 
in min 

Je Fall (einschl. 
Periodizität) 

Bürokratieb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 

Je Fall 
(einschl. 
Periodizität) 

e-/-entlastung für 
Unternehmen 

inTsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaltung 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Fallzahl 

Periodizität 

Herk 

A 

unft in 

B 

% 

c 

7 

§ 25a EStG 

Bürgerinnen und Bürger können Antrag 
stellen, nur noch alle 2 Jahre 
Einkommensteuererklärungen abzugeben 

14 




323.000 

0,50 

0 

0 

100 

8 

§ 25a EStG 

Bürgerinnen und Bürger müssen nach 
Antrag nur noch alle 2 Jahre 
Einkommensteuererklärungen abgeben 

-24 




323.000 

0,50 

0 

0 

100 

9 

§ 25a EStG i.V.m. § 31 
Absatz 1 KStG 

Stiftungen und Vereine können Antrag 
stellen, nur noch alle 2 Jahre 
Körperschaftsteuererklärungen abzugeben 



27 


4.000 

0,50 

0 

0 

100 

10 

§ 25a EStG i.V.m. § 31 
Absatz 1 KStG 

Stiftungen und Vereine müssen nach 

Antrag nur noch alle 2 Jahre 
Einkommensteuererklärungen abgeben 



-47 


4.000 

0,50 

0 

0 

100 

11 

§ 32 Absatz 4 Satz 2 ff. 
EStG 

Keine Erklärung der Einkünfte volljähriger 
Kinder für deren Berücksichtigung im 
Rahmen des Familienleistungsausgleichs 
mehr erforderlich bei Kindern, die bereits 
nach geltendem Recht berücksichtigt 
werden konnten 

-14 




4.600.000 

1,00 

0 

0 

100 

12 

§ 32 Absatz 4 Satz 2 und 

3 EStG 

Für volljährige Kinder, die sich in einer 
weiteren Berufsausbildung befinden, ist 
nachzuweisen, dass diese nicht 
erwerbstätig sind bzw. nicht mehr als 20 
Stunden wöchentlich arbeiten oder nur 
einer geringfügen Beschäftigung 
nachgehen 

12 




100.000 

1,00 

0 

0 

100 
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Ifd. Nr. 

Vorschrift 

Informationspflicht 

Bürger 
in min 

je Fall (elnschl. 
Periodizität) 

Bürokratleb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 
je Fall 
(elnschl. 
Periodizität) 

e-/-entlastung für 
Unternehmen 

in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaltung 

In Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Fallzahl 

Periodizität 

Merk 

A 

unft in 

B 

% 

c 

13 

§ 34b Absatz 3 Nummer 2 
EStG i.V.m. § 68 EStDV 

Amtlich anerkanntes Betriebsgutachten 
oder Betriebswerk ist künftig nach § 34b 
Absatz 4 Nummer 1 EStG nicht mehr 
Voraussetzung für die Feststellung des 
Nutzungssatzes; dieses ist nunmehr nach 
§ 34b Absatz 3 Nummer 2 EStG i.V.m. § 

68 EStDV für die Festlegung des 
Nutzungssatzes zu erstellen 



-714 


11.000 

1,00 

0 

0 

100 

14 

§ 46 Absatz 2 Nummer 3 
EStG 

Befreiung von der Pflichtveranlagung bei 
Arbeitnehmern mit geringem Arbeitslohn 
wegen einer zu hohen 
Mindestvorsorgepauschale 

-35 




1.000.000 

1,00 

0 

0 

100 

15 

§ 14 Absatz 2 Nummer 2 
Satz 2 UStG 

Erleichterungen bei der elektronischen 
Rechnungstellung: Ausstellung von 
Rechnungen 



-255.657 


1.059.720.000 

1,00 

0 

75 

25 

16 

§ 14 Absatz 3 Nummer 1 
UStG 

Erleichterungen bei der elektronischen 
Rechnungstellung: Verzicht auf die 
qualifizierte elektronische Signatur bei 
elektronisch übermittelten Rechnungen 



-487.125 


1.350.000.000 

1,00 

0 

50 

50 

17 

§ 14b Absatz 1 UStG 

Erleichterungen bei der elektronischen 
Rechnungstellung: Aufbewahrung von 
Rechnungen 



-3.305.393 


10.450.000.000 

1,00 

0 

100 

0 

18 

§ 89 Absatz 3 bis 5 AO 

Aufhebung der Gebührenpflicht für 
verbindliche Auskünfte mit einem 
Gegenstandswert von weniger als 10.000 
Euro 



24 


10.000 

1,00 

0 

0 

100 

19 

§ 89 Absatz 3 bis 5 AO 

Aufhebung der Gebührenpflicht für 
verbindliche Auskünfte mit einem 
Gegenstandswert von weniger als 10.000 
Euro 

5 




10.000 

1,00 

0 

0 

100 
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Ifd. Nr. 

Vorschrift 

Informationspfiicht 

Bürger 
in min 

je Fall (einschl. 
Periodizität) 

Bürokratieb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 
je Fall 
(einschl. 
Periodizität) 

e-/-entlastung für 
Unternehmen 

in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaltung 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Fallzahl 

Periodizität 

Herk 

A 

unft in 

B 

% 

c 

20 

§ 153 Absatz 2 Satz 3 
BewG 

Abgabe einer Feststellungserklärung vom 
Erbbauberechtigten und vom 
Erbbauverpflichteten auf Verlangen des 
Finanzamts 



17 


1.100 

1,00 

0 

0 

100 

21 

§ 153 Absatz 2 Satz 3 
BewG 

Abgabe einer Feststellungserklärung vom 
Erbbauberechtigten und vom 
Erbbauverpflichteten auf Verlangen des 
Finanzamts 

30 




4.500 

1,00 

0 

0 

100 

22 

§ 1 Absatz 4 Nummer 2 
i.V.m. § 1 Absatz 1 

ErbStDV 

Verringerung der Fallzahl der Mitteilungen 
der Banken nach § 1 Absatz 1 ErbStDV 
durch Anhebung der Bagatellgrenze von 
5.000 Euro auf 10.000 Euro 



-128 


24.600 

1,00 

0 

0 

100 

23 

§ 1 Absatz 4 Nummer 2 
i.V.m. § 1 Absatz 2 
ErbStDV 

Verringerung der Fallzahl der Mitteilungen 
der Banken nach § 1 Absatz 2 ErbStDV 
(weitere am Wirtschaftsgut Beteiligte) 
durch Anhebung der Bagatellgrenze von 
5.000 Euro auf 10.000 Euro 



-128 


24.600 

1,00 

0 

0 

100 

24 

§ 6 Absatz 7 ZerIG 

Verpflichtende elektronische Abgabe der 
der Erklärung zur gesonderten und 
einheitlichen Feststellung zur Zerlegung 
der Körperschaftsteuer anstatt der bislang 
vorgesehenen Papierform (mit 
Flärtefallregelung) 



-1.113 


73.696 

1,00 

0 

0 

100 


Summe ohne Einmalkosten in EUR 



-4.050.044 

0 

Summe Einmalkosten in EUR 



0 

0 


Hinweis: Die Darstellung mit einem Punkt bedeutet lediglich, dass eine Quantifizierung nicht möglich ist, z. B. weil keine Daten vorhanden sind. Daraus kann nicht geschlossen 
werden, dass die Informationspflichten nicht zu bürokratischen Be-/Entlastungen führen. 

Durch die Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags in § 9a Satz 1 Nummer 1 EStG bereits für den Veranlagungszeitraum 2011 (Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a) können für 
die Wirtschaft geringfügige, aber nicht bezifferbare, einmalige Kosten aus Informationspflichten entstehen. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an die Aufhe- 
bung von Abschnitt II Unterabschnitt 4b. „Kinderbetreu- 
ungskosten“ sowie der §§ 9c und 26c EStG, die Änderung 
der §§ 26a, 32d und 34b EStG sowie die neu eingefügten 
§§ 25a und 32e EStG. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 5a Satz 2 - neu) 

Durch die Vereinfachung der steuerlichen Berücksichtigung 
von Kinderbetreuungskosten sind Kinderbetreuungskosten 
zukünftig nur einheitlich als Sonderausgaben und nicht mehr 
auch wie Werbungskosten oder Betriebsausgaben abziehbar. 
Dies hätte grundsätzlich Auswirkungen, soweit außersteuer- 
liche Rechtsnormen an steuerliche Einkommensbegriffe an- 
knüpfen, wie z. B. § 14 Absatz 1 des Wohngeldgesetzes. 
Durch den neu angefugten Satz 2 werden Auswirkungen auf 
außersteuerliche Rechtsnormen vermieden. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 5b Satz 2) 

Die durch den Steuerabzug vom Kapitalertrag abgeltend be- 
steuerten privaten Kapitalerträge sind derzeit u. a. dann in 
der Einkommensteuererklärung anzugeben, wenn der Steu- 
erpflichtige außergewöhnliche Belastungen im Sinne des 
§ 33 EStG geltend macht oder wenn dies beim Spendenab- 
zug (§ 10b EStG) zusätzlich beantragt wird. Im Rahmen des 
§ 33 Absatz 3 EStG werden die abgeltend besteuerten Kapi- 
taleinkünfte bei der Berechnung der zumutbaren Belastung 
berücksichtigt. Beim Spendenabzug werden diese Einkünfte 
auf Antrag in die Ermittlung des Spendenhöchstbetrages ein- 
bezogen. Darüber hinaus müssen derzeit abgeltend besteuer- 
te Kapitaleinkünfte eines Unterhaltsempfängers bei der Be- 
rücksichtigung von Unterhaltsleistungen nach § 33a Absatz 1 
Satz 5 EStG angegeben werden. 

Diese zusätzliche Datenerhebung konterkariert den Verein- 
fachungsgedanken der Abgeltungsteuer und bindet Perso- 
nalressourcen in den Finanzämtern. Denn trotz Abgeltungs- 
besteuerung müssen die Kapitaleinkünfte weiterhin aufwän- 
dig ermittelt werden. Der eigentliche Vereinfachungseffekt 
der Abgeltungsteuer wird dadurch stark reduziert. Darüber 
hinaus werden die Steuererklärungsvordmcke durch die zu- 
sätzliche Datenabfrage unnötig verkompliziert. 

Künftig werden abgeltend besteuerte Einkünfte daher nach 
Satz 1 nicht mehr in die Ermittlung der zumutbaren Belas- 
tung und des Spendenhöchstbetrags einbezogen. Im Rahmen 
der Ermittlung der eigenen Einkünfte und Bezüge einer un- 
terhaltenen Person sind Kapitalerträge nach Satz 1 nun zwar 
nicht mehr als eigene Einkünfte anzugeben. Gleichwohl ist 
eine Berücksichtigung dieser Erträge über den Begriff der 
eigenen Bezüge der unterhaltenen Person sachgerecht, da 
auf diese Weise sichergestellt wird, dass ein Abzug von Un- 
terhaltsaufwendungen weiterhin nur dann möglich ist, wenn 
der Unterhaltsempfänger tatsächlich bedürftig ist. 

Mit der neuen Formulierung des Satzes 2 wird geregelt, dass 
sich die in den Fällen des § 32d Absatz 2 und 6 EStG zu be- 


rücksichtigenden Kapitaleinkünfte künftig nur noch auf den 
Tarif, nicht jedoch auf sonstige Abzugstatbestände im Rah- 
men der Einkommensermittlung (z. B. auch nicht mehr beim 
Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG) auswirken. Denn 
vor dem Hintergrund einer konsequenten Systemumstellung 
sowie unter dem Gesichtspunkt der Folgerichtigkeit werden 
Kapitalerträge auch in den Fällen der Günstigerprüfung nur 
noch zur Ermittlung der tariflichen Einkommensteuer heran- 
gezogen. 

Die Neuregelung trägt damit der Grundentscheidung des Ge- 
setzgebers für die Abgeltungsteuer in sämtlichen steuerli- 
chen Bereichen Rechnung und leistet einen erheblichen Bei- 
trag zur Steuervereinfachung. Zugleich werden durch die 
Neuregelung des § 2 Absatz 5b Satz 2 EStG die Anwen- 
dungsfälle des steuerlichen Kontenabrufs nach § 93 Absatz 7 
Satz 1 Nummer 2 AO reduziert. Eine Änderung des § 93 Ab- 
satz 7 AO ist dazu nicht erforderlich. Damit wird zugleich 
auch ein Auftrag des Koalitionsvertrags (Rn 212) erfüllt, der 
eine Überprüfung des Kontenabrufverfahrens gefordert hat. 

Darüber hinaus resultiert aus der mit diesem Gesetz vorge- 
nommenen Abschaffung der Einkommensgrenze bei voll- 
jährigen Kindern zwischen 18 und 25 Jahren eine Folge- 
änderung: Wird bei volljährigen Kindern im Rahmen des 
Familienleistungsausgleiches (§ 32 Absatz 4 Satz 2 EStG) 
und beim Freibetrag zur Abgeltung des Sonderbedarfs eines 
sich in Berufsausbildung befindenden, auswärtig unterge- 
brachten, volljährigen Kindes (§ 33a Absatz 2 Satz 2 EStG) 
zukünftig nicht mehr auf die Einkünfte und Bezüge des Kin- 
des abgestellt, ist auch der Verweis auf diese Normen in § 2 
Absatz 5b Satz 2 EStG zu streichen. 

Zu Nummer 3 

§ 3 Nummer 19, 21, 22 und 37 - aufgehoben - 

Zu Buchstabe a 

§ 3 Nummer 1 9 - aufgehoben - 

Nach dem Gesetz über die Entschädigung ehemaliger deut- 
scher Kriegsgefangener (KgfEG) vom 30. Januar 1954; 
BGBl. I S. 5) erhielten ehemalige deutsche Kriegsgefangene 
und Verschleppte für jeden Monat, den sie über den 31. De- 
zember 1946 hinaus in ausländischem Gewahrsam fest- 
gehalten worden waren, eine Entschädigung in Höhe von 
30 DM und statt der 30 DM für jeden Monat, den sie über 
den 3 1 . Dezember 1 948 hinaus in ausländischem Gewahr- 
sam festgehalten worden waren, eine Entschädigung von 
60 DM. Diese Entschädigung ist nach § 3 Nummer 19 EStG 
steuerfrei. 

Der Entschädigungsanspruch war nach § 9 Absatz 1 KgfEG 
antragsgebunden. Die Antragsfrist endete regelmäßig drei 
Jahre nach dem Zeitpunkt, an dem der berechtigte ehemalige 
Kriegsgefangene im Bundesgebiet eingetroffen war und dort 
seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt begründet hatte, 
spätestens jedoch am 31. Dezember 1993. 

Das KgfEG wurde nach Artikel 5 des Gesetzes zur Bereini- 
gung von Kriegsfolgengesetzen (Kriegsfolgenbereinigungs- 
gesetz - KfbG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2094) 
mit Ablauf des 3 1 . Dezember 1992 aufgehoben. Damit ende- 
te aber nicht zwangsläufig die Zahlung von Entschädigungs- 
leistungen an den unter das KgfEG fallenden Personenkreis. 
Nach § 3 Absatz 2 des Gesetzes über die Heimkehrerstiftung 
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(HKStG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl. 1 S. 2094, 2101) 
können an ehemalige Kriegsgefangene auch Leistungen zur 
Minderung von Nachteilen in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gewährt werden (Rentenzusatzleistungen). Hierbei 
handelt es sich ebenfalls um Entschädigungsleistungen an 
ehemalige deutsche Kriegsgefangene. 

Die nach dem KgfEG gezahlten Leistungen waren allerdings 
bereits nach dem Einkommensteuergesetz nicht steuerbar, da 
sie unter keine der sieben Einkunftsarten fallen. Deshalb 
stellt § 3 Nummer 19 EStG keine echte Steuerbefreiung dar, 
sondern dient lediglich der Klarstellung. Sie ist mithin ent- 
behrlich und kann aufgehoben werden. Hinsichtlich der An- 
wendbarkeit der Regelung des § 3 Nummer 19 EStG auf 
noch weiterlaufende Leistungen nach dem HKStG (Renten- 
zusatzleistungen) wird auf die Anwendungsregelung des 
§ 52 Absatz 4a Satz 5 EStG verwiesen. 

§ 3 Nuiumer 21 — aufgehoben - 

Bestimmte in Wertpapieren (Anleihen, Schatzanweisungen) 
verbriefte oder im Schuldbuch eingetragene Ansprüche ge- 
gen das Reich einschließlich der Sondervermögen Reichs- 
bahn und Reichspost sowie gegen das ehemalige Land 
Preußen kormten unter bestiiumten Voraussetzungen bis 
spätestens 31. Dezember 1992 abgelöst werden (vgl. die 
§§ 30 bis 67 AKG), wobei die im Rahmen der Ablösung ent- 
stehenden Schuldbuchforderungen verzinst wurden. Da in 
der Praxis für die im Allgemeinen Kriegsfolgengesetz 
(AKG) bezeichneten Zinsen keine Anwendungsfähe mehr 
bestehen, wird die Befreiungsvorschrift in § 3 Nummer 21 
EStG aufgehoben. 

§ 3 Nummer 22 - aufgehoben - 

Nach § 1 1 des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen 
erhielten Träger (Ritter und Inhaber) der in dem Erlass vom 
27. August 1939 (RGBl. I S. 1553) und den hierzu ergange- 
nen Durchführungsvorschriften bezeichneten höchsten deut- 
schen Kriegsauszeichnungen des ersten Weltkrieges und die 
Ritter des Sächsischen Militär-Sankt-Heinrichsordens und 
des Württembergischen Militär- Verdienst-Ordens einen Eh- 
rensold, wenn sie ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ausland hatten. 
Das Gleiche galt für Träger anderer in dem Erlass vom 
27. August 1939 aufgeführten Kriegsauszeichnungen, wenn 
sie Deutsche im Sinne des Grundgesetzes waren und ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten. Dieser Ehrensold war nach § 3 Num- 
mer 22 EStG steuerfrei. 

Durch Artikel 10 des Ersten Gesetzes über die Bereinigung 
von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des Bundes- 
ministeriums des Inneren vom 19. Februar 2006 (BGBl. I 
S. 334) wurde § 11 des Gesetzes über Titel, Orden und Eh- 
renzeichen aufgehoben. Damit ist die Steuerbefreiungsvor- 
schrift des § 3 Nummer 22 EStG gegenstandslos geworden. 
Sie kann gestrichen werden. 

§ 3 Nummer 37 - aufgehoben - 

Ziel des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG) 
ist es, Teilnehmer an Maßnahmen der beruflichen Aufstiegs- 
fortbildung finanziell zu unterstützen. Die für eine Förde- 
rung in Betracht kommenden Maßnahmen sind in § 2 AFBG 
näher bezeichnet. Die Unterstützung bei der Wahrnehmung 


dieser Fortbildungsmaßnahmen erfolgt zum einen durch 
einen Beitrag zu den Kosten der Lehrveranstaltungen sowie 
die hälftige Erstattung der notwendigen Kosten für die Er- 
stellung fachpraktischer Arbeiten. Wird die Maßnahme in 
Vollzeitform durchgeführt, so umfasst die Förderung ergän- 
zend einen Beitrag zum Lebensunterhalt des Teilnehmers. 
Sowohl der Maßnahmebeitrag als auch der monatliche Un- 
terhaltsbeitrag setzen sich aus einem Bankdarlehen bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau einerseits und aus einem 
nicht rückzahlbaren Zuschuss andererseits zusammen. Steu- 
erfrei nach § 3 Nummer 37 EStG ist lediglich dieser Zu- 
schuss. Nicht steuerfrei sind daher Beiträge, die dem Teil- 
nehmer zunächst als Darlehen gewährt worden sind und 
deren Rückzahlung ihm später wegen bestandener Prüfung 
beziehungsweise infolge der Übernahme unternehmerischer 
Verantwortung im Rahmen einer Existenzgründung erlassen 
wird. 

Der nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes ge- 
zahlte nicht rückzahlbare Zuschuss wäre bereits nach dem 
Einkommensteuergesetz nicht steuerbar, weil er nicht unter 
die in § 2 Absatz 1 EStG genannten sieben Einkunftsarten 
fällt. Die Vorschrift hatte insoweit nur klarstellenden Cha- 
rakter und stellt keine echte Steuerbefreiung dar. Sie kann 
gestrichen werden. 

Zu Buchstabe b (§ 3 Nummer 44 Satz 1) 

Nach geltendem Recht sind Stipendien steuerfrei, die unmit- 
telbar aus öffentlichen Mitteln oder von zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtungen, denen die Bundesrepu- 
blik Deutschland als Mitglied angehört, zur Förderung der 
Forschung oder zur Förderung der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Ausbildung oder Fortbildung gewährt wer- 
den. Mit der Neuregelung erstreckt sich die Steuerfreiheit 
i. S. des § 3 Nummer 44 EStG auch auf solche Stipendien, 
die lediglich „luittelbar“ dem privilegierten Zweck zu Gute 
kommen. 

Das Erfordernis der Unmittelbarkeit der Zahlungen bereitet 
in der Verwaltungspraxis Schwierigkeiten bei der Sach- 
verhaltsermittlung und führt darüber hinaus zu Ungleich- 
behandlungen. Verwaltungspraktisch entfällt mit der Tat- 
bestandsvoraussetzung „unmittelbar“ eine streitanfällige 
Tatbestandsvoraussetzung. Insbesondere bedarf es keiner 
Feststellungen mehr dazu, ob die Verausgabung der für die 
Stipendien verwendeten Mittel beim Zahlenden selbst nach 
haushaltsrechtlichen Vorschriften erfolgte und ihre Ver- 
wendung einer gesetzlich geregelten Kontrolle unterliegt. 
Gerade für Stipendien, die aus überstaatlichen Einrichtungen 
gewährt werden und dem Stipendiaten aus verwaltungstech- 
nischen Gründen nicht unmittelbar gewährt werden, wird da- 
mit auch eine Ungleichbehandlung beseitigt. 

Zu Buchstabe c 

§ 3 Nummer 46 und 49 - aufgehoben - 
§ 3 Nummer 46 - aufgehoben - 

Nach dem Gesetz über Bergiuaimsprämien (BergPG) wurde 
Arbeitnehmern des Bergbaus, die unter Tage beschäftigt wa- 
ren, eine Bergmannsprämie gewährt (§ 1 Absatz 1 BergPG). 
Die Bergmannsprämie sollte der damaligen negativen Ent- 
wicklung der Arbeitsmarktlage im Bergbau entgegenwirken 
und eine Anerkeimung der besonderen Leistung der unter 
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Tage tätigen Arbeiter darstellen. Nach § 4 BergPG galten die 
Bergmannsprämien weder als steuerpflichtige Einnahmen 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes noch als Einkom- 
men, Verdienst oder Entgelt im Sinne der Sozialversicherung 
oder der Arbeitslosenversicherung; sie galten arbeitsrecht- 
lich nicht als Bestandteil des Lohns oder Gehalts. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 wurde die stufenweise 
Abschaffung der Bergmannsprämie beschlossen: ab 1. Januar 
2007 wurde die Bergmannsprämie von 5 Euro für jede unter 
Tage gefahrene volle Schicht (§ 2 BergPG) auf 2,50 Euro 
herabgesetzt und bestimmt, dass das Bergmannsprämien- 
gesetz letztmals für verfahrene volle Schichten vor dem 
1 . Januar 2008 anzuwenden ist. Mit dem vorliegenden Ände- 
rungsgesetz soll das Gesetz über Bergmannsprämien nun- 
mehr gänzlich aufgehoben werden. 

Die Aufhebung von § 3 Nummer 46 EStG dient der Rechts- 
bereinigung und ist materiellrechtlich Folge der im Gesetz- 
entwurf vorgesehenen Aufhebung des Gesetzes über Berg- 
mannsprämien. Sie dient auch der besseren Übersichtlich- 
keit des Einkommensteuergesetzes. 

Die Befreiungsvorschrift wiederholt die bereits im Gesetz 
über Bergmannsprämien enthaltene Befreiung. Da das Berg- 
mannsprämiengesetz letztmals für Zeiträume vor dem 1 . Ja- 
nuar 2008 anzuwenden war, ist der Regelungsinhalt der 
Steuerbefreiungsvorschrift hinfällig geworden. 

§ 3 Nummer 49 — aufgehoben - 

Bei der Steuerbefreiung handelt es sich um eine aus sozialen 
Erwägungen getroffene Billigkeitsregelung. Die Unterstüt- 
zungsleistungen sollten den im Inland zurückgebliebenen 
Ehefrauen ungeschmälert, also unversteuert zufließen. Ohne 
die Steuerbefreiung wären die Leistungen nach § 22 Num- 
mer 1 EStG zu versteuern gewesen, wenn der Geber nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war. Davon war bei 
den ehemaligen alliierten Besatzungssoldaten nach ihrer 
Versetzung ins Ausland auszugehen. 

Da die Vorschrift nur für die Ehefrauen der ehemaligen alli- 
ierten Besatzungssoldaten gilt, dürfte sie bereits wegen des 
schon lange nicht mehr bestehenden Besatzungsstatus keine 
Bedeutung mehr haben. 

Infolge der Änderung des § 22 Satz 2 EStG durch das Jahres- 
steuergesetz 2009 geht die Vorschrift aber nunmehr auch 
praktisch ins Leere. Danach werden Bezüge, die freiwillig 
oder auf Grund einer freiwillig begründeten Rechtspflicht 
oder einer gesetzlich unterhaltsberechtigten Person gewährt 
werden, nicht dem Empfänger zugerechnet. Die Vorschrift 
kann daher gestrichen werden. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a (§ 9 Absatz 2 Satz 2) 

Die Entfernungspauschale ist auf einen Höchstbetrag von 
4 500 Euro im Kalenderjahr begrenzt. Diese Begrenzung gilt 
nicht für Fahrfen mit einem eigenen beziehungsweise zur 
Nutzung überlassenen PKW oder soweit die tatsächlichen 
Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
die Entfemungspauschale übersteigen. 

Infolge des Urteils des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 1 1 . Mai 
2005 (BStBl 11 S. 712) ist die Prüfung, in wieweit die tat- 
sächlichen Aufwendungen für öffentliche Verkehrsmittel die 


Entfemungspauschale übersteigen, tageweise vorzunehmen. 
Wie bei dieser tageweisen Günstigerprüfüng die Begrenzung 
der Entfemungspauschale auf den Jahres-Höchstbetrag von 
4 500 Euro im Einzelnen zu berücksichtigen ist, ergibt sich 
unmittelbar weder aus dem Gesetz noch aus dem BFH-Urteil 
vom 11. Mai 2005. Die Finanzverwaltung hat daher einen 
sehr komplexen Berechnungsmodus entwickelt, um die 
tageweise Günstigerprüfung mit anschließender jahresbezo- 
gener Begrenzung der Entfemungspauschale auf den Höchst- 
betrag von 4 500 Euro zu eraiöglichen. 

Mit der Ergänzung in § 9 Absatz 2 Satz 2 EStG wird nun ge- 
regelt, dass auch die Vergleichsrechnung zwischen Entfer- 
nungspauschale und den tatsächlich entstandenen Kosten für 
die Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln - ent- 
sprechend der Begrenzung der Entfemungspauschale auf 
4 500 Euro - jahresbezogen vorzunehmen ist. Damit wird 
lediglich die tageweise Prüfüng, in wieweit die tatsächlichen 
Aufwendungen für öffentliche Verkehrsmittel die Entfer- 
nungspauschale übersteigen, ausgeschlossen, nicht aber die 
Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen für die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel generell. Dies verein- 
facht die Berechnung der Entfernungspauschale in allen 
Fällen, in denen die Steuerpflichtigen ganz oder teilweise 
öffentliche Verkehrsmittel nutzen und trägt dem umwelt- 
politischen Lenkungsziel der Regelung hinreichend Rech- 
nung. Zudem wird die Enuittlung der abziehbaren Wer- 
bungskosten für die Betroffenen transparenter. 

Zu Buchstabe b (§ 9 Absatz 5 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderang im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übemahiue in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 5 (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) 

Zu Buchstabe a 

Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit werden bei ak- 
tiv Beschäftigten nach geltendeiu Recht Werbungskosten in 
Höhe von 920 Euro pauschal, d. h. ohne Nachweis, aner- 
karmt (Arbeitnehmer-Pauschbetrag). Liegen die in der Ein- 
kommensteuererklämng geltend geiuachten tatsächlichen 
Werbungskosten höher, wird bei der Veranlagung der höhere 
gegebenenfalls belegmäßig nachgewiesene Betrag berück- 
sichtigt. 

Der Bereich der Werbungskosten ist im Hinblick auf den Er- 
klämngs-, Prüf- und Veranlagungsaufwand für Steuerbürger 
und Finanzverwaltung arbeitsintensiv. Dies resultiert in ers- 
ter Linie aus dem Sammeln und Prüfen von Einzelbelegen. 
Durch Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags auf 
1 000 Euro macht die erhöhte Ausgabenpauschale Einzel- 
nachweise in einem erweiterten Umfang entbehrlich; gleich- 
zeitig wird die Vereinfachungswirkung der Pauschalrege- 
lung bekräftigt. 

Vom Einzelnachweis der Werbungskosten in der Steuer- 
erklärung werden durch den bisherigen Arbeitnehmer- 
Pauschbetrag von 920 Euro 21,1 Millionen Arbeitnehmer 
(60,7 Prozent aller steuerpflichtigen Arbeitnehmer) befreit. 
Eine Anhebung auf 1 000 Euro befreit weitere 550 000 
Arbeitnehmer vom Einzelnachweis. Durch die Gewährung 
des erhöhten Arbeitnehmer-Pauschbetrags wird dann für 
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2 1 ,6 Millionen Arbeitnehmer (62,3 Prozent) kein Einzel- 
nachweis ihrer Werbungskosten in der Steuererklärung mehr 
erforderlich sein. 

Der auf 1 000 Euro erhöhte Arbeitnehmer-Pauschbetrag ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2011, beim Lohn- 
steuerabzug erstmals ab Dezember 2011 anzuwenden. 
Rechtstechnisch wird dies durch spezielle Anwendungsvor- 
schriften in § 52 Absatz 23e und Absatz 5 1 EStG in der Fas- 
sung dieses Änderungsgesetzes umgesetzt. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. Die Folgeänderung tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft 
tritt. 

Zu den Nummern 6 und 7 

Abschnitt 11 Unterabschnitt 4b und § 9c - aufgehoben - 

Abschnitt 11 Unterabschnitt 4b und § 9c EStG entfallen, da 
der Regelungsinhalt des § 9c EStG modifiziert in § 10 Ab- 
satz 1 Nummer 5 EStG übernommen wird. 

Zu Nummer 8 

Zu Buehstabe a (§ 10 Absatz 1 Nummer 5 - neu) 

Die steuerliche Berücksichtigung von Kinderbetreuungskos- 
ten wird vereinfacht: 

Nach der Neuregelung sind Kinderbetreuungskosten nur ein- 
heitlich als Sonderausgaben und nicht mehr auch wie Wer- 
bungskosten oder Betriebsausgaben abziehbar. 

Die mit Wirkung vom Veranlagungszeitraum 2006 einge- 
führten und seit 2009 in § 9c EStG (Abschnitt II Unterab- 
schnitt 4b) zusammengeführten Regelungen zum Abzug von 
erwerbsbedingten und nicht erwerbsbedingten Kinderbe- 
treuungskosten bis zu einem Höchstbetrag von 4 000 Euro je 
Kind werden in den neuen § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG 
unter Reduzierung der Anspruchsvoraussetzungen über- 
nommen. 

Die Unterscheidung nach erwerbsbedingten und nicht er- 
werbsbedingten Kinderbetreuungskosten entfällt. Auf die 
persönlichen Anspruchsvoraussetzungen bei den steuer- 
pflichtigen Eltern kommt es nicht mehr an. Aus diesem 
Grunde können Betreuungskosten für Kinder im Sinne des 
§ 32 Absatz 1 EStG nunmehr ab Geburt des Kindes, jedoch 
wie bisher betragsmäßig eingeschränkt grundsätzlich nur bis 
zur Vollendung des 14. Lebensjahres berücksichtigt werden. 

Mit dem Wegfall der persönlichen Anspruchsvoraussetzun- 
gen wird der Nachweis- beziehungsweise Prüfaufwand auf 
Seiten der Steuerpflichtigen und auf Seiten der Verwaltung 
reduziert. 

Zu Buchstabe b (§ 10 Absatz 4b - neu) 

Werden dem Steuerpflichtigen Aufwendungen im Sinne des 
§10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 EStG im Veranla- 
gungszeitraum erstattet, ist der Erstattungsbetrag mit den 
vom Steuerpflichtigen in diesem Veranlagungszeitraum ge- 
leisteten gleichartigen Aufwendungen zu verrechnen. Nur 


der Differenzbetrag ist als Sonderausgabe zu berücksichti- 
gen. 

Übersteigen die vom Steuerpflichtigen erhaltenen Erstattun- 
gen die entsprechenden geleisteten Aufwendungen, sind die 
Aufwendungen insoweit mit Null anzusetzen, und es ergibt 
sich ein Erstattungsüberhang. 

In diesen Fällen ist nach bisher geltendem Recht der Sonder- 
ausgabenabzug für das Altjahr zu prüfen und gegebenenfalls 
zu korrigieren, so dass der alte Steuerbescheid gegebenen- 
falls zu ändern ist (Wiederaufrollung der Steuerfestsetzun- 
gen von Vorjahren). 

Durch die Neuregelung wird dieser Aufwand weitgehend 
vermieden, indem der Erstattungsüberhang bei Aufwendun- 
gen im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 3a 
EStG mit anderen Aufwendungen der jeweiligen Nummer 
zu verrechnen ist. 

Ergibt sich beispielsweise ein Erstattungsüberhang bei den 
zu berücksichtigenden Beiträgen für eine Zusatzkrankenver- 
sicherung (keine Basisabsicherung), ist dieser Wert mit den 
zu berücksichtigenden Aufwendungen für eine Unfallversi- 
cherung zu verrechnen. Ergeben sich Erstattungsüberhänge 
bei den nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG anzusetzenden 
Beiträgen, dann sind diese außerdem mit den nach § 10 Ab- 
satz 1 Nummer 3a EStG zu berücksichtigenden Beiträgen zu 
verrechnen. Nur der verbleibende Betrag ist bei der Ermitt- 
lung der sich insoweit ergebenden Abzugsvolumina nach 
§ 10 Absatz 3 bis 4a EStG anzusetzen. Ergibt sich auch nach 
der entsprechenden Verrechnung ein Erstattungsüberhang ist 
dieser im Rahmen derjenigen Einkommensteuerveranlagung 
zu berücksichtigen in der die Zahlung der entsprechenden 
Aufwendungen berücksichtigt wurde. 

Ergibt sich bei Sonderausgaben im Sinne des § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 EStG (Kirchensteuer) ein Erstattungsüber- 
hang, ist dieser bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte hinzuzurechnen. Im Gegensatz zu den Vorsor- 
geaufwendungen ist eine Hinzurechnung angezeigt, da sich 
die in der Vergangenheit gezahlten Kirchensteuern im Son- 
derausgabenabzug ausgewirkt haben. 

Zu Nummer 9 (§ 10c Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 10 (§ 12) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 11 (§ 16 Absatz 3b - neu) 

Nach geltendem Recht hat der Steuerpflichtige in den Fällen 
der Betriebsunterbrechung (vgl. H 16 Absatz 2 - Betriebsun- 
terbrechung) und in den Fällen der Betriebsverpachtung im 
Ganzen (vgl. R 16 Absatz 5) ein Wahlrecht, ob er die Be- 
triebsaufgabe erklären oder in den Fällen der Betriebsver- 
pachtung im Ganzen mit den Pachteinnahmen weiterhin 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielen möchte (sog. Ver- 
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Pächterwahlrecht). Wird das Verpächterwahhecht ausgeübt, 
erzielt der Steuerpflichtige mit den Pachteinnahmen weiter- 
hin Einkünfte aus Gewerbebetrieb, ohne dass die in dem ver- 
pachteten Betrieb enthaltenen stillen Reserven bereits auf- 
gedeckt und versteuert werden müssen. Auf Grund einer all- 
mählichen Veräußerung, Entnahme oder Umgestaltung der 
wesentlichen Betriebsgrundlagen kann es jedoch in diesen 
Fällen gleichwohl ausnahmsweise zu einer Betriebsaufgabe 
im Sinne von § 16 Absatz 3 Satz 1 EStG kommen, deren 
Zeitpunkt nicht mit Sicherheit bestimmt werden kann. 

Die vorgeschlagene Neuregelung soll die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für Fälle einer allmählichen (schleichenden) 
Betriebsaufgabe bei verpachteten und ruhenden Gewerbebe- 
trieben sowohl für den Steuerpflichtigen als auch die Finanz- 
verwaltung eindeutig normieren. Nach geltendem Recht 
kann es insbesondere in den Fällen der Betriebsverpachtung 
zu aufwendigen Verwaltungsverfahren kommen, wenn der 
Steuerpflichtige keine eindeutige Aufgabeerklärung abge- 
geben hat (R 16 Absatz 5 Satz 9 ff. EStR). Dies wird durch 
die Neuregelung entbehrlich, so dass sie insgesamt zu einer 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens und zu mehr 
Rechtssicherheit für den Steuerpflichtigen beiträgt. Sie ent- 
spricht auch den Grundsätzen der höchstrichterlichen Recht- 
sprechung. Die generelle Zulässigkeit der von der Recht- 
sprechung entwickelten und von der Finanzverwaltung in 
ständiger Rechtspraxis angewendeten Grundsätze zum Ver- 
pächterwahlrecht (hierzu siehe oben) bleibt von der vorge- 
schlagenen Neuregelung unberührt. Diese Grundsätze sollen 
auch in Zukunft zur Anwendung kommen. Im Übrigen gel- 
ten für Betriebsaufgaben von ruhenden oder verpachteten 
Gewerbebetrieben oder Mituntemehmeranteilen, die bis 
zum Inkrafttreten der vorgeschlagenen Neuregelung statt- 
gefunden haben, die Grundsätze von R 16 Absatz 5 EStR 
und H 16 Absatz 5 EStH, die weitgehend inhaltsgleich zur 
gesetzlichen Regelung sind, fort (vgl. auch die Begründung 
zur zeitlichen Anwendung der vorgeschlagenen Neurege- 
lung in § 52 Absatz 34 Satz 9 — neu). 

ln § 16 Absatz 3b EStG wird eine gesetzliche Fiktion ein- 
geführt, nach der bei einer Betriebsunterbrechung oder 
Betriebsverpachtung im Ganzen der Betrieb bis zu einer 
ausdrücklichen Betriebsaufgabeerklärung durch den Steuer- 
pflichtigen als fortgeführt gilt. Die gesetzliche Fiktion der 
Betriebsfortführung hat also nur Bedeutung für diejenigen 
Fälle, in denen das Verpächterwahlrecht tatsächlich ausgeübt 
wird. Durch die Fiktion wird in diesen Fällen die Besteue- 
rung der im Betriebsvermögen ruhenden stillen Reserven si- 
chergestellt. 

Die Betriebsaufgabeerklärung ist nur dann auf den vom 
Steuerpflichtigen gewählten Zeitpunkt anzuerkennen, wenn 
die Aufgabeerklärung spätestens drei Monate danach dem 
Finanzamt vorliegt. Damit wird sichergestellt, dass der Steu- 
erpflichtige die Betriebsaufgabe nicht auf einen Zeitpunkt 
erklären kann, für den bereits die Festsetzungsverjährung 
eingetreten ist. 

Zu Nummer 12 (§21 Absatz 2) 

§ 2 1 Absatz 2 EStG in seiner derzeit geltenden Fassung sieht 
bei verbilligter Überlassung einer Wohnung zu weniger als 
56 Prozent der ortsüblichen Miete eine Aufteilung in einen 
entgeltlich und einen unentgeltlich vermieteten Teil vor, wo- 
bei nur die auf den entgeltlich vermieteten Teil der Wohnung 


entfallenden Werbungskosten von den Mieteinnahmen abge- 
zogen werden. Beträgt die Miete 56 Prozent und mehr, je- 
doch weniger als 75 Prozent der ortsüblichen Miete, können 
nach gefestigter BFH-Rechtsprechung und Auffassung der 
Finanzverwaltung bei negativer Totalüberschussprognose 
die Werbungskosten ebenfalls nur anteilig abgezogen wer- 
den. Beträgt die ortsübliche Miete bei auf Dauer angelegter 
Vermietung nicht weniger als 75 Prozent, wird grundsätzlich 
ohne Totalüberschussprognose die Einkünfteerzielungsab- 
sicht unterstellt und die Vermietung einer Wohnung als 
vollentgeltlich angesehen. 

Mit der Änderung im Absatz 2 entfällt generell die bislang 
erforderliche Prüfung der zweiten Prozentgrenze und damit 
insbesondere auch die iiu Korridor von 56 Prozent bis 
75 Prozent vorzunehiuende Totalüberschussprognose, die 
bislang insbesondere häufig bei der Vermietung an Angehö- 
rige wegen verbilligter Wohnraumüberlassung von den Steu- 
erpflichtigen vorzulegen ist. 

ln den Fällen einer verbilligten Vermietung von Wohnraum 
von weniger als 66 Prozent der ortsüblichen Miete ist danach 
ohne Prüfung einer Totalüberschussprognose generell eine 
Aufteilung in einen entgeltlichen und unentgeltlichen Teil 
vorzunehmen. 

Bei Erreichen der Grenze von 66 Prozent ist nach Satz 2 
Vollentgeltlichkeit anzunehmen und ein ungekürzter Wer- 
bungskostenabzug zuzulassen. Die bislang nach BFH-Recht- 
sprechung (Urteil vom 5. November 2002, BStBl 11 2003 
S. 646) und Auffassung der Finanzverwaltung (gemäß 
BMF-Schreiben vom 8. Oktober 2004 - BStBl 1 S. 933) vor- 
zunehmende Totalüberschussprognoseprüfung entfällt da- 
durch, dass der Gesetzgeber in Kenntnis der Auffassung von 
Rechtsprechung und Verwaltung bei Erreichen der Prozent- 
grenze Vollentgeltlichkeit bestimmt. 

Mit der Vereinheitlichung der Prozentgrenzen auf 66 Prozent 
wird die Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung bei verbilligter Vermietung vereinfacht. Streitig- 
keiten hinsichtlich der bislang bei einem Mietzins zwischen 
56 Prozent und 75 Prozent der ortsüblichen Miete vorzuneh- 
menden Totalüberschussprognose werden vermieden. 

Zu Nummer 13 (§ 25 Absatz 3) 

Infolge der Abschaffung der getrennten und besonderen Ver- 
anlagung und der Einführung einer Einzelveranlagung von 
Ehegatten (§ 26a EStG) wurde § 25 Absatz 3 EStG entspre- 
chend angepasst und einfacher gefasst. 

Zu Nummer 14 (§ 25a - neu) 

Nach § 25 Absatz 3 EStG hat der Steuerpflichtige nach Ab- 
lauf des Veranlagungszeitraums (Kalenderjahr) eine eigen- 
händig unterschriebene Einkommensteuererklärung abzuge- 
ben. Abweichend hiervon soll dem Bürger nunmehr ein 
Wahlrecht eingeräumt werden, wonach er dieser Verpflich- 
tung nur noch alle zwei Jahre nachzukomiuen braucht. Er 
darf dann die Steuererklärungen für zwei aufeinander fol- 
gende Jahre zusamiuen abgeben. Veranlagungszeitraum 
bleibt allerdings unverändert das Kalenderjahr (§ 25 Absatz 1 
EStG). Mit der Neuregelung kommt es also zu keiner Verlän- 
gerung des Veranlagungszeitraums, sondern zu einer Verlän- 
gerung der Frist zur Abgabe der Einkommensteuererklärung 
für das „Erstjahr“ des Zweijahreszeitraums. Auch die übri- 
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gen materiell-rechtlichen Voraussetzungen der Veranlagung 
bleiben unverändert. Es kommt zu keinen materiellen 
Schlechterstellungen für diejenigen, die von dem Wahlrecht 
Gebrauch machen möchten. 

Die Neuregelung kann für viele steuerpflichtige Personen 
eine Erleichterung bei der Erfüllung ihrer steuerlichen 
Pflichten darstellen. Dabei haben die Steuerpflichtigen die 
freie Entscheidung, ob sie die Einkommensteuererklärungen 
zweier aufeinander folgender Veranlagungszeitraume zu- 
sammen abgeben möchte. Das Wahlrecht soll für alle Steu- 
erpflichtigen Anwendung finden, die keine Gewinneinkünf- 
te (Einkünfte aus Land und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 
und selbständige Tätigkeit) erzielen. Einbezogen werden 
Steuerpflichtige mit relativ konstanten Einnahmen oder Ein- 
künften, die einem Steuerabzug (Lohnsteuer, Abgeltung- 
steuer) unterliegen. Das betrifft im Wesentlichen den gesam- 
ten Bereich der Überschusseinkunftsarten. Vollumfanglich 
vom Wahlrecht Gebrauch machen können daher zum Bei- 
spiel aktive Arbeitnehmer (§ 19 Absatz 1 EStG), alle Perso- 
nen mit Alterseinkünften (§19 Absatz 2 und § 22 Nummer 1 
Satz 3, Nummer la bis Ic und 5 EStG) und Personen mit Ka- 
pitaleinkünften, die dem Steuerabzug unterliegen. Beziehen 
die Steuerpflichtigen neben den vorstehenden Einkünften 
auch noch andere Überschusseinkünfte, gilt das Wahlrecht 
ebenfalls, wenn die Summe der jährlichen Einnahmen hier- 
aus den Betrag von 13 000 Euro nicht übersteigt. Die Ein- 
nahmen müssen also von untergeordneter Bedeutung und 
ohne größeren Verwaltungsaufwand feststellbar sein. Um 
den Verwaltungsaufwand zur Ermittlung möglichst gering 
zu halten, wird auf die Einnahmen abgestellt (ohne Berück- 
sichtigung von Werbungskosten). Der Betrag von 13 000 
Euro orientiert sich an der für Lohnsteuerhilfevereine maß- 
gebenden Größenordnung zur Befugnis zur Hilfeleistung in 
Steuersachen. 

Im Fall der Zusammenveranlagung nach § 26b EStG ist der 
Antrag von beiden Ehegatten übereinstimmend zu stellen, 
und die Antragsvoraussetzungen müssen von beiden Ehegat- 
ten erfüllt werden. Die Gesamtgrenze für die sonstigen nicht 
dem Steuerabzug unterliegenden Einnahmen wird verdop- 
pelt. 

Die steuerpflichtige Person oder beide Ehegatten müssen 
sich gegenüber dem Finanzamt ausdrücklich äußern, wenn 
sie von dem Wahlrecht Gebrauch machen wollen. Dies kann 
im Rahmen der Abgabe der Steuererklärung mit Wirkung für 
die folgenden zwei Jahre formlos oder in anderer Weise 
schriftlich oder elektronisch erfolgen oder zur Niederschrift 
erklärt werden. Zur Prüfung, ob die Voraussetzungen vorlie- 
gen und ob für den Zweijahreszeitraum gegebenenfalls Vor- 
auszahlungen festgesetzt werden müssen, sind Angaben 
über die voraussichtliche Höhe der Einnahmen oder der Ein- 
künfte erforderlich. Maßgebend für die Festsetzung der Vor- 
auszahlungen dürften dabei entweder der letzte Steuerbe- 
scheid oder die Angaben des Steuerpflichtigen im Antrag 
sein. Das Finanzamt setzt dabei die Vorauszahlungen für 
jeden Vorauszahlungstermin beider Veranlagungsjahre ent- 
sprechend § 37 Absatz 1 EStG fest. Die Geringfügigkeits- 
grenzen des § 37 Absatz 5 EStG kommen zur Vemieidung 
von höheren finanziellen Belastungen des Steuerpflichtigen 
im Zuge der endgültigen Steuerfestsetzung nicht zur An- 
wendung. Ändern sich die Verhältnisse im ersten Jahr des 
Zweijahreszeitraums (z. B. weil durch Aufnahme einer 
selbstständigen Tätigkeit oder den Erwerb eines größeren 


Vermietungsobjekts), haben die Steuerpflichtigen ihre Steu- 
ererklärung gemäß § 25 Absatz 3 EStG bereits nach Ablauf 
des ersten Jahres abzugeben. Ändern sich die Verhältnisse 
erst im zweiten Jahr, bleibt es bei dem genehmigten Zweijah- 
reszeitraum. 

Die Einkommensteuer entsteht für beide Veranlagungszeit- 
räume jeweils mit Ablauf des einzelnen Veranlagungszeit- 
raumes. An dem Grundprinzip der jährlichen Entstehung der 
Steuer wird festgehalten. Mit der Inanspruchnahme der 
Möglichkeit zur Abgabe der Steuererklärung für zwei auf- 
einander folgende Veranlagungszeiträume beginnt der Zins- 
lauf nach § 233a AO für die Einkommensteuer des ersten 
Veranlagungsjahres erst, wenn der Zinslauf nach § 233a AO 
für das zweite Jahr beginnt, also 15 Monate nach Ablauf des 
zweiten Veranlagungszeitraums des Zweijahreszeitraums. 
Auf diese Weise wird vermieden, dass der Bürger durch die 
gesetzlich eingeräumte Fristverlängerung schlechter gestellt 
wird, als wenn er die jährliche Abgabefrist gewählt hätte, 
falls es zu einer Nachzahlung kommt. Bei Erstattungsfällen 
geht den Steuerpflichtigen für das Erstjahr ein entsprechen- 
der Zinsvorteil verloren. 

Nach Ablauf des zweiten Veranlagungsjahrs des Zweijahres- 
zeitraums hat die steuerpflichtige Person unter Beachtung 
der für den zweiten Veranlagungszeitraum geltenden Fristen 
(fünf Monate nach Ablauf des zweiten Veranlagungszeitrau- 
mes) ihre Steuererklärungen für die zurückliegenden zwei 
Jahre gebündelt abzugeben. 

Vorstehende Grundsätze gelten nach § 3 1 Absatz 1 KStG für 
die Abgabe der Körperschaftsteuererklärung von Vereinen 
und Stiftungen entsprechend. 

Zu Nummer 15 (§ 26) 

Durch die Neuordnung des Veranlagungswahlrechts für Ehe- 
gatten wird das Besteuerungsverfahren in der Verwaltungs- 
praxis vereinfacht. Es entfallen fehleranfällige und die Bear- 
beitung verlängernde, zusätzliche manuelle und maschinelle 
Arbeitsschritte. Zudem wird eine sprachliche Bearbeitung 
vorgenommen. Dies soll insbesondere dazu dienen, die Vor- 
schrift für die Rechtsanwender und damit auch den Steuer- 
pflichtigen verständlicher zu gestalten. 

Zu Absatz 1 

Derzeit bestehen insgesamt sieben Veranlagungs- und Tarif- 
varianten (Einzelveranlagung mit Grund-Tarif, Verwitwe- 
ten-Splitting oder „Sonder-Splitting“ im Trennungsjahr, Zu- 
sammenveranlagung mit Ehegatten-Splitting, getrennte 
Veranlagung mit Grund-Tarif, besondere Veranlagung mit 
Grund-Tarif oder Verwitweten-Splitting). Durch die Ände- 
rung werden die Varianten auf vier zurückgeführt (Einzel- 
veranlagung mit Grund-Tarif, Verwitweten-Splitting oder 
„Sonder-Splitting“ im Trennungsjahr, Zusammenveranla- 
gung mit Ehegatten-Splitting). 

Wollen die Eheleute z. B. von der Zusammenveranlagung 
zur getrennten Veranlagung wechseln, müssen heute u. a. 

- die Grunddaten eines Ehegatten, in der Regel der Ehe- 
frau, im bisher gemeinsamen Speicherkonto gelöscht und 
in einem neuen Speicherkonto aufgebaut werden, 

- gemeinsam geleistete Vorauszahlungen zur Hälfte oder 
zu einem anderen von den Eheleuten gewählten Vertei- 
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lungsschlüssel auf die beiden Steuerkonten umgebucht 
werden, 

- bei abweichenden Konfessionen die Kirchensteuerzah- 
lungen zunächst umgebucht werden, bevor die Grund- 
daten geändert werden können, 

- die getrennten Veranlagungen manuell erfolgen. 

Hierbei möglicherweise unterlaufende Fehler, die die Fallbe- 
arbeitung weiter verzögern, werden durch die Neuregelung 
vemiieden. Die Bearbeitungsdauer und damit lange Warte- 
zeiten, bis geänderte Steuerbescheide vorliegen und Steuer- 
guthaben erstattet werden, können verkürzt werden. Darin 
liegt ein deutlicher Vereinfachungseffekt, nicht nur für die 
Finanzverwaltung, sondern auch für die betroffenen Steuer- 
pflichtigen. 

Darüber hinaus werden die Sätze 1 und 2 sprachlich überar- 
beitet und einfacher gefasst. Satz 3 wird aufgehoben. 

Nach § 26 Absatz 1 Satz 2 EStG in der derzeit geltenden Fas- 
sung besteht in Fällen, in denen eine steuerpflichtige Person 
im Veranlagungszeitraum mehr als einmal verheiratet war 
und bei jeder Ehe die Voraussetzungen für die Wahl der Ver- 
anlagungsart Vorlagen, ein Wahlrecht grundsätzlich nur für 
die letzte (die neue) Ehe. Für die vorige (zuvor bestehende) 
Ehe kann somit grundsätzlich nicht zwischen getrennter und 
Zusammenveranlagung gewählt werden; der frühere, nicht 
wiederverheiratete Ehegatte wird einzeln veranlagt und un- 
ter den Voraussetzungen des § 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 
EStG nach dem Splitting-Tarif besteuert. Auf diese Weise 
wird die Konkurrenz zweier Ehen beim Veranlagungswahl- 
recht zugunsten der neuen Ehe vermieden. Dies wird grund- 
sätzlich nicht geändert. 

§ 26 Absatz 1 Satz 3 EStG sieht hiervon bislang jedoch eine 
Ausnahme vor, wenn die zuvor bestehende Ehe durch Tod 
aufgelöst wurde und die Ehegatten der neuen Ehe die beson- 
dere Veranlagung wählen. In diesen Fällen besteht bisher für 
die alte Ehe das Wahlrecht zwischen getreimter und Zusam- 
menveranlagung. 

Die bisherige Regelung führt zu dem Problem, dass eine ein- 
heitliche Wahlrechtsausübung aller Erben erforderlich ist. 
Dies kann bei mehreren Erben problematisch sein und das 
Veranlagungsverfahren erheblich erschweren und die Bear- 
beitung verzögern. Dies wird durch die Aufhebung von § 26 
Absatz 1 Satz 3 EStG künftig vermieden. 

Hierdurch wird ausgeschlossen, dass der verstorbene und der 
wiederverheiratete Ehegatte nach § 26b EStG zusammen 
oder nach § 26a EStG einzeln veranlagt werden können. Der 
Splittingeffekt bleibt für den verstorbenen Ehegatten im 
Rahmen der Einzelveranlagung nach § 25 EStG wie bisher 
unter den Voraussetzungen des § 32a Absatz 6 Satz 1 Num- 
mer 2 EStG erhalten. 

Zu Absatz 2 

Ehegatten können bislang die mit Abgabe der Steuererklä- 
rung ausgeübte Wahl der Veranlagungsart (Zusammenveran- 
lagung, getreimte Veranlagung oder besondere Veranlagung 
im Heiratsjahr) nachträglich bis zur Bestandskraft des Steu- 
erbescheides beziehungsweise im Rahmen von Änderungs- 
veranlagungen, Einspruchsverfahren oder finanzgerichtlichen 
Verfahren beliebig oft ändern. 


Künftig ist die Wahl einer Veranlagungsart innerhalb eines 
Veranlagungszeitraums ab Eingang der Steuererklärung bei 
der zuständigen Finanzbehörde bindend. 

Dies vermeidet fehleranfällige, manuelle Verfahrensschritte 
in den Finanzämtern (siehe Erläuterung zu Absatz 1 Satz 1). 

Um eine Schlechterstellung der Ehegatten im Vergleich zu 
unverheirateten Personen zu vermeiden, wird in § 32e EStG 
die Möglichkeit einer Tarifminderung eingeführt. War bisher 
die Zusammenveranlagung die steuerlich günstigere Veran- 
lagungsart, kann bei bestimmten Ereignissen (z. B. Verände- 
rung der Höhe der Einkünfte) die Einzelveranlagung nach- 
träglich steuerlich günstiger werden oder umgekehrt. In 
diesem Fall wird nach § 32e die Möglichkeit eröffnet, eine 
Tarifminderung zu beantragen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 wird sprachlich überarbeitet und verständlicher ge- 
fasst. 

Zu Nummer 16 (§ 26a) 

Nach geltender Rechtslage ist eine getreimte Veranlagung 
von Ehegatten möglich. Die Beweggründe für die Wahl der 
getrennten Veranlagung anstelle der Zusammenveranlagung 
liegen in der Regel in einer gegenüber der Zusammenveran- 
lagung niedrigeren Steuer (z. B. bei Progressionsvorbehalt 
nach § 32b EStG oder außerordentlichen Einkünften nach 
§ 34 EStG). In Betracht kommen aber auch außersteuerliche 
Gründe z. B. in der Form, dass der eine Ehegatte seine steu- 
erlichen Verhältnisse dem anderen Ehegatten gegenüber 
nicht offen legen möchte. 

Mit der Einzelveranlagung für Ehegatten (§ 26a EStG - neu) 
können sich Ehegatten auch künftig aus steuerlichen oder 
außersteuerlichen Gründen für die Einzelbesteuerung ent- 
scheiden. 

Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und die 
Steuerermäßigung nach § 35a (die bei Zusammenveranla- 
gung den Ehegatten gemeinsam zugerechnet werden) wer- 
den den Ehegatten jeweils zu Hälfte zugerechnet. 

Die Ehegatten können aber auch übereinstimmend eine Zu- 
rechnung entsprechend der tatsächlichen wirtschaftlichen 
Belastung (Prinzip der Individualbesteuerung) beantragen. 

Lediglich die bisherige Möglichkeit der freien steueroptima- 
len Zuordnung bestimmter Kosten nach § 26a EStG entfällt. 

Beim Abzug außergewöhnlicher Belastungen nach § 33 
EStG für einzeln veranlagte Ehegatten wird die zumutbare 
Belastung nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte eines jeden 
Ehegatten bestimmt und nicht wie bei der getreimten Veran- 
lagung nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte beider Ehe- 
gatten. Dies entspricht dem Prinzip der Individualbesteue- 
rung. 

Zu Nummer 17 (§ 26c - aufgehoben) 

§ 26c EStG, der bisher eine besondere Veranlagung im Jahr 
der Eheschließung vorsah, entfällt. Hauptanwendungsbe- 
reich der Vorschrift war der bis 2003 geltende Haushaltsfrei- 
betrag. Nach dessen Wegfall ab 2004 ist der Hauptgrund für 
die Wahl der besonderen Veranlagung entfallen, sodass sie 
nahezu keine Bedeutung mehr hat. 
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Die Anwendung des so genannten Verwitweten-Splittings 
nach § 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EStG kann bisher in 
dem Jahr nach dem Todesfall bei einer Wiederheirat durch 
die Wahl der besonderen Veranlagung erreicht werden. 

Der Erhalt der Splittingmöglichkeit bleibt für diesen Fall 
künftig durch die Wahl der Einzelveranlagung nach § 26a 
EStG möglich. 

Zu Nummer 18 

Zu Buchstabe a (§ 32 Absatz 4 Satz 2 und 3 - neu bis- 
herige Sätze 2 bis 1 0) 

Nach derzeitiger Rechtslage werden die steuerlichen Frei- 
beträge für Kinder beziehungsweise Kindergeld nur ge- 
währt, wenn volljährige Kinder nicht über eigene Einkünfte 
und Bezüge, die zur Bestreitung des Unterhalts oder der Be- 
rufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von mehr als 
8 004 Euro verfügen. Die Berechnung der Einkünfte und Be- 
züge gestaltet sich in vielen Fällen kompliziert und aufwän- 
dig. Demgegenüber wird die Einkünfte- und Bezügegrenze 
nur von einer relativ kleinen Gruppe der nach § 32 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 1 und 2 EStG grundsätzlich berücksich- 
tigungsfähigen Kinder überschritten. Der Wegfall der Ein- 
künfte- und Bezügegrenze für volljährige Kinder beim 
Familienleistungsausgleich ist mit einer erheblichen Verein- 
fachung der Anspruchsvoraussetzungen verbunden. Der 
Verzicht auf die Einkommensüberprüfung bei volljährigen 
Kindern entlastet die Eltern und ihre volljährigen Kinder, Fi- 
nanzämter und Familienkassen beim Ausfällen beziehungs- 
weise bei der Bearbeitung der Kindergeldanträge, Einkom- 
mensteuererklärungen und Lohnsteuerermäßigungsanträge, 
da komplizierte und umfangreiche Angaben zu den Einkom- 
mensverhältnissen der Kinder entfallen. 

Der Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze macht es er- 
forderlich, die Berücksichtigung von Kindern mit einer ne- 
benbei ausgeübten Erwerbstätigkeit neu zu fassen. Zukünf- 
tig soll eine Erwerbstätigkeit nur noch bis zum Abschluss der 
ersten Berufsausbildung oder eines Erststudiums (vgl. § 12 
Absatz 5 EStG) eines Kindes außer Betracht bleiben. 

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder 
eines Erststudiums besteht die widerlegbare Vermutung, 
dass das Kind in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten, und 
damit nicht mehr zu berücksichtigen ist. Die Vermutung gilt 
durch den Nachweis als widerlegt, dass das Kind sich in 
einer weiteren Berufsausbildung befindet und tatsächlich 
keiner (schädlichen) Erwerbstätigkeit nachgeht, die Zeit und 
Arbeitskraft des Kindes überwiegend in Anspruch nimmt. 
Der Umfang der schädlichen Tätigkeit wird - ausgehend von 
einer wöchentlichen Regelarbeitszeit von 40 Stunden - im 
Wege der Typisierung aus Gründen der Rechtsklarheit ge- 
setzlich festgelegt. Danach ist eine Erwerbstätigkeit un- 
schädlich, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
nicht mehr als 20 Stunden beträgt. Ein Ausbildungsdienst- 
verhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis 
sind ebenfalls unschädlich. 

Kinder, die für einen Beruf ausgebildet werden, sollen wie 
bisher berücksichtigt werden. Eine Einschränkung dieses 
Ausbildungsbegriffs erfolgt nicht. Der in Satz 2 verwendete 
Begriff Berufsausbildung ist demgegenüber enger gefasst 
und soll sicherstellen, dass nicht bereits jede allgemein be- 
rufsqualifizierende Maßnahme wie beispielsweise ein Com- 


puterkurs zum Verbrauch der Erstausbildung führt. Eine Be- 
rufsausbildung liegt demnach vor, wenn der Steuerpflichtige 
durch eine berufliche Ausbildungsmaßnahme die notwendi- 
gen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse erwirbt, die zur 
Aufnahme eines Berufs befähigen. Voraussetzung ist, dass 
der Beruf durch eine Ausbildung im Rahmen eines öffent- 
lich-rechtlich geordneten Ausbildungsgangs erlernt wird 
und der Ausbildungsgang durch eine Prüfung abgeschlossen 
wird. Der Besuch einer allgemein bildenden Schule gilt folg- 
lich nicht bereits als erstmalige Berufsausbildung. Ein Stu- 
dium stellt dann ein erstmaliges Studium dar, wenn es sich 
um eine Erstausbildung handelt. 

Durch die generelle Berücksichtigung von Kindern bis zum 
Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung beziehungs- 
weise eines Erststudiums werden die schon bislang begüns- 
tigten Fälle ohne weitere Prüfungen auch künftig berück- 
sichtigt, ohne dass der Umfang der begünstigten Fälle 
wesentlich erweitert wird. Da bislang die Eirrkünfte- und Be- 
zügegrenze auch bei Ausbildungsdienstverhältnissen nur in 
wenigen Fällen überschritten wurde, führt die generelle Be- 
rücksichtigung von volljährigen Kindern auf Grund eines 
Ausbildungsdienstverhältnisses nicht zu einer ins Gewicht 
fallenden Ausweitung der Begünstigungsfälle. Begünstigt 
sind auch Ausbildungsgänge (zum Beispiel Abendschulen, 
Fernstudium), die neben einer (Vollzeit-)Erwerbstätigkeit 
ohne eine vorhergehende Berufsausbildung durchgeführt 
werden. Durch eine Begünstigung dieser Fälle wird auch 
dem sozialpolitischen Aspekt Rechnung getragen, dass ins- 
besondere Kinder aus Familien mit geringem Einkommen 
hiervon erfasst werden. 

Befindet sich ein volljähriges Kind in einer Übergangszeit 
(§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b EStG) oder 
karm eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes 
nicht begormen oder fortgesetzt werden (§ 32 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe c EStG), ist das Kind nach Abschluss 
einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums 
ebenfalls nur zu berücksichtigen, wenn es nicht überwiegend 
erwerbstätig ist. Hiermit ist keine Einschränkung des diesen 
Tatbeständen zu Grunde liegenden Ausbildungsbegriffs ver- 
bunden. 

Die Regelungen zur Berücksichtigung von behinderten Kin- 
dern werden nicht verändert. 

Zu Buchstabe b (§ 32 Absatz 5 Satz 3) 

Redaktionelle Anpassung des Verweises an die Aufhebung 
der bisherigen Sätze 4 bis 10 in § 32 Absatz 4 EStG. 

Zu Nummer 19 

Zu Buchstabe a (§ 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 
- aufgehoben) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Die Vorschrift wird 
aufgehoben, da die Möglichkeit nach § 26 Absatz 1 Satz 3 
EStG entfällt, für eine durch Tod aufgelöste Ehe das Veran- 
lagungswahlrecht dadurch zu erlangen, dass für die neue Ehe 
die besondere Veranlagung gewählt wird. Demnach erübrigt 
sich die bisherige Regelung, die ein Zusammentreffen von 
Splitting-Tarif für den einzeln veranlagten verstorbenen 
Ehegatten nach § 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 EStG und 
Veranlagungswahlrecht für die durch Tod aufgelöste Ehe 
vermeidet. 
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Zu Buchstabe b (§ 32a Absatz 6 Satz 2) 

Infolge der Abschaffung der getrennten Veranlagung und der 
Einführung des Wahlrechts zur Einzelveranlagung von Ehe- 
gatten nach § 26a - neu - EStG ist der Text anzupassen. 

Zu Nummer 20 (§ 32e - neu) 

Künftig ist die Wahl einer Veranlagungsart innerhalb eines 
Veranlagungszeitraums ab Eingang der Steuererklärung bei 
der zuständigen Finanzbehörde bindend, um fehleranfallige, 
manuelle Verfahrensschritte in den Finanzämtern zu vermei- 
den. 

Dies darf aber aus verfassungsrechtlichen Gründen (Artikel 6 
GG) nicht dazu führen, dass — bei gleicher Einkommens- 
struktur - Ehegatten im Vergleich zu unverheirateten Perso- 
nen eine höhere Steuer zahlen müssen. Dies wäre z. B. der 
Fall, wenn die Ehegatten zusammen veranlagt wurden, an- 
lässlich einer Änderung des Einkommensteuerbescheides 
nunmehr aber zwei Einzelveranlagungen nach § 26a EStG 
günstiger sind. § 26 Absatz 2 Satz 3 EStG steht künftig einer 
nachträglichen Änderung der Wahl der Veranlagungsart ent- 
gegen. 

Um zu gewährleisten, dass keine Schlechterstellung der Ehe- 
gatten im Vergleich zu zwei unverheirateten Personen er- 
folgt, wird in § 32e EStG die Möglichkeit einer Tarifminde- 
rung eingeführt. 

Die neue Tarifminderung nach § 32e EStG vermeidet eine 
verfassungswidrige Flöherbelastung von Ehegatten auch 
ohne die mit verwaltungsaufwändigen Verfahrensschritten 
verbundene Wahlrechtsänderung. 

Zu Absatz 1 

Voraussetzung für die Tarifminderung ist, dass der Einkom- 
mensteuerbescheid der zusammenveranlagten Eheleute oder 
mindestens einer der beiden Einkommensteuerbescheide der 
einzeln veranlagten Ehegatten geändert oder berichtigt wer- 
den. Dabei ist unerheblich, nach welcher Korrektumorm die 
Änderung oder Berichtigung erfolgt. Die Gewährung der Ta- 
rifminderung hängt vom übereinstimmenden Antrag der 
Ehegatten ab. 

Zu Absatz 2 

Der Antrag ist begründet, wenn sich bei einer Änderung der 
Veranlagungsart eine niedrigere Steuer ergeben würde. Die 
sich bei Einzelveranlagung der Ehegatten ergebenden Steu- 
erbeträge sind hierfür zusarumenzurechnen. Der Differenz- 
betrag, wird gemäß Absatz 1 als Tarifminderung von der 
tariflichen Einkommensteuer nach § 32a Absatz 1 oder Ab- 
satz 5 EStG im Änderungsbescheid abgezogen. 

Zu Absatz 3 

Der Antrag auf Tarifminderung muss der zuständigen Fi- 
nanzbehörde bis zum Eintritt der Unanfechtbarkeit des 
Änderungs- oder Berichtigungsbescheides schriftlich oder 
elektronisch luitgeteilt werden oder zur Niederschrift erklärt 
worden sein und soll durch die Angabe der Höhe des posi- 
tiven Unterschiedsbetrags konkretisiert werden. Unan- 
fechtbarkeit tritt ein, wenn der Änderungs- oder Berichti- 
gungsbescheid nicht oder nicht mehr mit den förmlichen 


Rechtsbehelfen des Einspruchs oder der Klage angefochten 
werden kann. 

Zu Nummer 21 (§ 33 Absatz 2 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang ruit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übemahiue in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 22 

Zu Buehstabe a (§ 33a Absatz 1 Satz 5) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der mit diesem Ge- 
setz durchgeführten Abschaffung der Einkünfte- und Bezü- 
gegrenze für volljährige Kinder beim Familienleistungsaus- 
gleich. § 32 Absatz 4 Satz 4 EStG wird in diesem Zusam- 
menhang aufgehoben. Der bisher enthaltene Verweis auf 
diese Vorschrift wird durch deren bisherigen Regelungs- 
inhalt ersetzt. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 33a Absatz 2 Satz 2 - aufge- 
hoben) 

Der Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljähri- 
ge Kinder beim Familienleistungsausgleich (§ 32 Absatz 4 
Satz 2 EStG) macht eine Anpassung des § 33a Absatz 2 
EStG (Freibetrag zur Abgeltung des Sonderbedarfs eines 
sich in Berufsausbildung befindenden, auswärtig unterge- 
brachten, volljährigen Kindes) erforderlich. Nach bisheriger 
Rechtslage vermindert sich der Freibetrag um die Einkünfte 
und Bezüge des Kindes, soweit diese 1 848 Euro im Kalen- 
derjahr übersteigen, sowie um die von dem Kind als Aus- 
bildungshilfe aus öffentlichen Mitteln oder von Förderungs- 
einrichtungen, die hierfür öffentliche Mittel erhalten, 
bezogenen Zuschüsse. Bei einem Fortbestehen dieser Rege- 
lung müssten die Eltern von auswärtig untergebrachten 
volljährigen Kindern in Berufsausbildung weiterhin die 
Einkünfte und Bezüge des Kindes in ihrer Einkommensteu- 
ererklärung angeben. Damit könnte der Vereinfachungs- 
effekt durch den Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze 
in § 32 Absatz 4 EStG in einer Vielzahl von Fällen nicht zum 
Tragen kommen. Die Anrechnung eigener Einkünfte und 
Bezüge des Kindes beim Freibetrag nach § 33a Absatz 2 
EStG wird deshalb ebenfalls aufgehoben. Zugleich ist mit 
der Aufhebung dieser komplizierten und sich im Einzelfall 
aufwändig gestaltenden Anrechnungsregelung eine weitere 
Steuervereinfachung verbunden. 

Zu den Doppelbuchstaben bb und ce 

(§ 33a Absatz 2 Satz 3 und 5) 

Redaktionelle Anpassungen an die Aufhebung von § 33a 
Absatz 2 Satz 2 EStG. 

Zu Nummer 23 (§ 34 Absatz 2 Nummer 5 - aufgehoben) 

Die Tarifvergünstigung für außerordentliche Holznutzungen 
ist derzeit in § 34b Absatz 3 Nummer 1 EStG durch einen 
Gesetzesfolgenverweis auf § 34 Absatz 1 EStG i. V. m. Ab- 
satz 2 Nummer 5 EStG geregelt. Die TarifVergünstigung soll 
künftig ausschließlich in § 34b EStG geregelt werden. 
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Die Berechnung der Tarifvergünstigung für Einkünfte aus 
außerordentlichen Holznutzungen im Sinne des § 34b 
Absatz 1 Nummer 1 EStG wird in § 34b Absatz 3 EStG ab- 
schließend geregelt. Die Vorschrift des § 34 Absatz 2 Num- 
mer 5 EStG ist deshalb aufzuheben. 

Zu Nummer 24 (§ 34b) 

Zur Gewährung der Tarifvergünstigung nach § 34b EStG, 
die progressionsbedingte Härten bei außerordentlichen Ein- 
künften aus Forstwirtschaft ausgleicht, muss heute zwingend 
ein „Gutachten“ und ein steuerlicher Nutzungssatz über die 
regulär erzielbaren Holzmengen erstellt werden, ln Abhän- 
gigkeit des Nutzungssatzes muss - trotz vorhandener 
Gewinnermittlung - für die zu begünstigenden Holznut- 
zungsarten jeweils eine gesonderte Berechnung der zu ermä- 
ßigenden Einkünfte erfolgen. 

Die Rechtsänderung sieht vor, grundsätzlich auf die Erstel- 
lung eines „Gutachtens“ und die Emiittlung eines Nutzungs- 
satzes sowie auf eine gesonderte Berechnung der zu ermäßi- 
genden Einkünfte zu verzichten. 

Die Änderung bewirkt einerseits eine grundlegende Verein- 
fachung der Tarifvergünstigung und trägt andererseits den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben der Folgerichtigkeit Rech- 
nung. Die Vereinfachung wird dadurch erreicht, dass auf die 
Vorlage eines „Gutachtens“ zur Ermittlung eines Nutzungs- 
satzes verzichtet wird und infolgedessen die Bürokratiekos- 
ten für die Wirtschaft signifikant gesenkt werden können. 
Gleichzeitig wird durch das folgerichtige Abstellen auf 
rechtliche beziehungsweise tatsächliche Sachverhalte und 
durch die Anknüpfung an die steuerliche Gewinnermittlung 
eine gesonderte Berechnung der zu ermäßigenden Einkünfte 
in Abgängigkeit der einzelnen Holznutzungsarten obsolet. 

Die Vereinfachung wird für den Steuerpflichtigen dadurch 
greifbar, dass er anstelle des vierseitigen Berechnungsvor- 
drucks „Anlage Forstwirtschaft“ nur noch wenige Angaben 
zur Berechnung der tendenziell gleich bleibenden Tarifver- 
günstigung machen muss. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift definiert den Begriff der außerordentlichen 
Holznutzungen neu. Absatz 1 Nummer 1 umschreibt konkret 
ein unvorhersehbares Ereignis, das zu außerordentlichen 
Holznutzungen führen kann. Dies sind insbesondere Holz- 
nutzungen infolge einer Enteignung oder einer drohenden 
Enteignung, z. B. beim Bau von Verkehrswegen. Absatz 1 
Nummer 2 beschreibt natürliche Phänomene, die als unvor- 
hersehbare Ereignisse zu außerordentlichen Holznutzungen 
führen können. Die Veräußerung des Grund und Bodens ein- 
schließlich des Aufwuchses ist keine Holznutzung im Sinne 
des § 34b EStG. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 beschreibt die Ermittlung der zu begünstigenden 
Einkünfte. Anknüpfungspunkt hierfür ist eine Verhältnis- 
rechnung anhand der Holzmengen. Die Holzmenge, die im 
Wirtschaftsjahr zu Einnahmen geführt hat, ist den ordentli- 
chen und außerordentlichen Holznutzungen (Holznutzungs- 
arten) zuzuordnen. Die Zuordnung zu den außerordentlichen 
Holznutzungen erfolgt im Wirtschaftsjahr der Trennung des 


Holzes von Grund und Boden. Die emiäßigte Besteuerung 
der Einkünfte aus den außerordentlichen Holznutzungen 
wird nach den Verhältnissen im Wirtschaftsjahr der Gewinn- 
realisierung vorgenommen. 

Durch die Neuregelung wird eine wirtschaftsjahresübergrei- 
fende Berechnung der begünstigten Einkünfte vermieden 
und dadurch eine wesentliche Erleichterung im Besteue- 
rungsverfahren erreicht. Auch wird der Besteuerung nach 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit im Wirtschaftsjahr 
der Gewinnrealisierung Rechnung getragen. 

Zu Absatz 3 

Das im Rahmen einer planmäßigen Bewirtschaftung veräu- 
ßerte Holz (ordentliche Holznutzung) führt zu laufenden 
Einkünften und unterliegt deshalb der regulären Besteue- 
rung. Soweit außerhalb der planmäßigen Bewirtschaftung 
Holznutzungen auf Grund unvorhersehbarer Ereignisse an- 
fallen (außerordentliche Holznutzungen) werden regelmäßig 
Gewinne realisiert, die sich bei nomialem Geschehensablauf 
auf mehrere Wirtschaftsjahre verteilt hätten. 

Zur Milderung der dadurch entstehenden Progressionswir- 
kungen sieht Absatz 3 eine Tarifvergünstigung für die nach 
Absatz 2 ermittelten Einkünfte vor, die unabhängig vom 
Umfang der anderen Holznutzungen den Steuersätzen des 
Absatzes 3 unterliegen. Dies führt zu einer wesentlichen Ver- 
einfachung und zielgenaueren Begünstigung der realisierten 
Gewinne. 

Die Höhe der TarifVergünstigung bestimmt sich nach den 
eingetretenen Schäden und der veräußerten oder entnomme- 
nen Schadholzmenge. Die Einkünfte aus einer Schadholz- 
menge im Umfang eines Nutzungssatzes unterliegen nun- 
mehr dem Steuersatz nach Nummer 1 und gegebenenfalls 
aus einer darüber hinausgehenden Schadholzmenge dem 
Steuersatz nach Nummer 2. 

Zu Absatz 4 

Die Gewährung der Tarifvergünstigung ist von zwei Voraus- 
setzungen abhängig. Nach Absatz 4 Nummer 1 müssen die 
verschiedenen veräußerten oder entnommenen Holzmengen 
getrennt nach ordentlichen und außerordentlichen Holznut- 
zungen nachgewiesen werden, um die Ermittlung der be- 
günstigten Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen 
zu gewährleisten. Nach Absatz 4 Nummer 2 müssen die Ka- 
lamitätsnutzungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 EStG 
unverzüglich gemeldet werden, um eine forstfachliche Be- 
gutachtung der Schäden durch einen Forstsachverständigen 
der Finanzverwaltung sicherzustellen. Nach Aufarbeitung 
des Schadens ist die tatsächlich angefallene Holzmenge der 
Finanzbehörde schriftlich anzuzeigen und nachzuweisen. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 enthält eine Ermächtigung für die Bundesregie- 
rung, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rats sachliche Billigkeitsmaßnahmen bei Naturkatastrophen 
größeren Ausmaßes zu gewähren. Voraussetzung für steuer- 
liche Maßnahmen ist, dass keine Einschlagsbeschränkung 
nach § 1 Absatz 1 des Forstschäden- Ausgleichsgesetzes ver- 
ordnet wird. Die Regelung des § 163 AO bleibt hiervon un- 
berührt. 
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Zu Nummer 25 (§ 35a Absatz 5 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 26 

Zu Buchstabe a (§ 37 Absatz 3 Satz 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des 
§ 149 Absatz 2 Satz 2 AO. 

Das Finanzamt kann die Vorauszahlungen bei Land- und 
Forstwirten mit abweichendem Wirtschaftsjahr bis zum Ab- 
lauf des auf das Wirtschaftsjahr folgenden 21. Kalendermo- 
nats anpassen. Da die Frist zur Abgabe der Steuererklärung 
durch die Änderung des § 149 Absatz 2 Satz 2 AO um 
zwei Monate verlängert wurde, ist auch der Zeitraum für 
die Anpassung der Vorauszahlungen um zwei Monate von 
2 1 auf 23 Monate zu verlängern. 

Zu Buchstabe b (§ 37 Absatz 3 Satz 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 27 (§ 39a Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 Satz 4 
und Absatz 3 Satz 2) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 28 (§ 39b Absatz 2 Satz 7) 

Die Regelungen, die sich bisher in der Anwendungsvor- 
schrift des § 52 Absatz 5 1 EStG befinden, werden unverän- 
dert in die Stammvorschrift übernommen. Hierbei handelt es 
sich um eine rechtstechnische Bereinigung. 

Zu Nummer 29 

Zu Buchstabe a (§ 44a Absatz 4b - neu) 

Absatz 4b beinhaltet eine Umstellung des Kapitalertragsteu- 
erverfahrens bei Gewinnausschüttungen von Genossen- 
schaften an ihre Mitglieder, wenn für diese die Voraus- 
setzungen für eine Steuerbefreiung auf Grund von Nicht- 
veranlagungsbescheinigungen oder Freistellungsaufträgen 
vorliegen. 

Die bisherigen gesetzlichen Verfahrensregelungen sehen 
eine unterschiedliche Behandlung von Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften einerseits sowie Genossen- 
schaftsbanken andererseits vor. Während bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften die Steuerbefreiungen grund- 
sätzlich auf Grund von Sammelanträgen beim Bundeszen- 
tralamt für Steuern in Form einer nachträglichen Erstattung 
berücksichtigt werden, besteht bei Genossenschaftsbanken 
die Möglichkeit, die Erstattung im Rahmen des Kapital- 
ertragsteueranmeldeverfahrens gemäß § 44b Absatz 6 EStG 
zu gewähren. 


Beiden Erstattungsverfahren geht jedoch voraus, dass - mit 
Ausnahme der Tatbestände des § 44a Absatz 7 und 8 EStG - 
zunächst ein Kapitalertragsteuereinbehalt in Höhe von 
25 Prozent erfolgt und im Anschluss eine Erstattung vorge- 
nommen wird. 

Auf Grund der Tatsache, dass den Genossenschaften ihre 
Mitglieder jeweils in Person bekannt sind und somit auch auf 
Seiten der Genossenschaften die Steuerbefreiungstatbestän- 
de bereits im Abzugsverfahren geprüft werden können, soll 
in diesen Fällen das Verfahren insoweit vereinfacht werden, 
dass bereits auf der Ebene des Steuerabzugs die Befrei- 
ungstatbestände durch die Genossenschaften geprüft werden 
und vom Steuerabzug Abstand genommen wird. Damit wer- 
den Erstattungsverfahren, die insbesondere bei Wirtschafts- 
und Erwerbsgenossenschaften zusätzlichen Verwaltungsauf- 
wand beim Sammelantragsverfahren erzeugt haben, vermie- 
den. Gleichzeitig wird das Bundeszentralamt für Steuern von 
Verwaltungsaufgaben entlastet. 

Absatz 4b Satz 1 bestimmt nunmehr, dass die Genossen- 
schaften in den unter Nummer 1 bis 4 angeführten Fällen 
vom Steuerabzug Abstand nehmen, wenn durch entspre- 
chende Bescheinigungen der Finanzämter bestätigt wird, 
dass in diesen Fällen kein Steuerabzug vorzunehmen ist. 
Dies sind insbesondere die Fälle von natürlichen Personen 
mit NV-Bescheinigungen, sog. Überzahler im Sinne des 
§ 44a Absatz 5 EStG oder steuerbefreite Körperschaften. 

Nach Satz 2 hat die Genossenschaft auch die Freistellungs- 
aufträge der Mitglieder zu berücksichtigen. Dies bedeutet für 
Genossenschaftsbanken, dass die Gewinnausschüttungen an 
ihre Mitglieder in den Verrechnungstopf einfließen, den die 
Genossenschaftsbank als auszahlende Stelle für andere Er- 
träge ihrer Mitglieder (z. B. Zinseinkünfte) führen. 

Zu Buchstabe b (§ 44a Absatz 7 Satz 2) 

Folgeänderung auf Grund der Einführung des Absatzes 4b. 
Die Steuerabstandnahme erfolgt nunmehr nach dieser Vor- 
schrift. 

Zu Buchstabe c (§ 44a Absatz 8 Satz 1) 

Folgeänderung auf Grund der Einführung des Absatzes 4b. 
Die Steuerabstandnahme erfolgt nunmehr nach dieser Vor- 
schrift. 

Zu Nummer 30 (§ 45b Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 - aufge- 
hoben) 

Die Regelung bestimmt, dass für Wirtschafts- und Er- 
werbsgenossenschaften kein Sammelantragsverfahren mehr 
durchgeführt wird. Dies ist wegen der Steuerabstandnahme 
auf der Ebene des Steuerabzugs nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 31 (§ 46 Absatz 2 Nummer 3) 

Bisher besteht nach § 46 Absatz 2 Nummer 3 EStG die 
Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung und 
Veranlagung, wenn bei einem Steuerpflichtigen die Summe 
der beim Lohnsteuerabzug berücksichtigten Teilbeträge der 
Vorsorgepauschale für die gesetzliche und private Kranken- 
und Pflegeversicherung höher ist als die später bei der Ver- 
anlagung als Sonderausgaben abziehbaren Vorsorgeaufwen- 
dungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 und 3a in Verbindung 
mit Absatz 4 EStG. Hierzu gehört grundsätzlich auch der 
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Fall, dass die beim Lohnsteuerabzug berücksichtigte Min- 
destvorsorgepauschale höher ist als die bei der Veranlagung 
zur Einkommensteuer als Sonderausgaben abziehbaren Vor- 
sorgeaufwendungen (siehe Tz. 7 des BMF-Schreibens vom 
22. Oktober 2010, BStBl I S. 1254); dies betrifft einen Groß- 
teil der Arbeitnehmer mit geringem Arbeitslohn sowie Ar- 
beitslohn beziehende Studenten und Auszubildende. 

Durch die Ergänzung des § 46 Absatz 2 Nummer 3 EStG 
werden Arbeitnehmer mit geringem Jahrsarbeitslohn 
(10 200 Euro bzw. 19 400 Euro, weim die Voraussetzungen 
für die Zusammenveranlagung vorliegen) von der Pflicht zur 
Abgabe einer Einkommensteuererklärung allein wegen einer 
zu hohen Mindestvorsorgepauschale befreit. 

Auf die Durchführung einer Pflichtveranlagung kann trotz 
einer möglicherweise im Lohnsteuerabzugsverfahren be- 
rücksichtigten zu hohen Mindestvorsorgepauschale aller- 
dings verzichtet werden bei niedrigen Arbeitslöhnen, bei de- 
nen die Durchführung einer Veranlagung grundsätzlich nicht 
zur Festsetzung einer Einkommensteuerschuld führt. Dies 
gilt für alle Arbeitnehmer, die im Laufe des Kalenderjahres 
aus allen Dienstverhältnissen insgesamt lediglich Arbeits- 
lohn in einer Höhe erzielt haben, die in der Summe die in der 
Steuerklasse I enthaltenen, gesetzlich zu gewährenden Frei- 
und Pauschbeträge grundsätzlich nicht überschreitet (gerun- 
det 10 200 Euro). Bei Ehegatten, die die Voraussetzungen 
des § 26 Absatz 1 EStG erfüllen, gilt der erhöhte Arbeits- 
lohnbetrag, der den in der Lohnsteuerklasse III enthaltenen 
gesetzlichen Frei- und Pauschbeträgen entspricht (gerundet 
1 9 400 Euro). Dabei ist es ausreichend, wenn bei diesen Ehe- 
gatten die Summe der Arbeitslöhne beider Ehegatten insge- 
samt die Bagatellgrenze nicht übersteigt, unabhängig davon, 
welcher den Betrag erzielt. Ist der Steuerpflichtige nach an- 
deren Vorschriften verpflichtet, eine Einkommensteuer- 
erklärung abzugeben, bleibt diese Verpflichtung von der Än- 
derung unberührt. 

Es werden damit die gleichen Jahresarbeitslohngrenzen 
(10 200 Euro bzw. 19 400 Euro) zu Grunde gelegt, wie bei 
der Ausnahmeregelung zu § 46 Absatz 2 Nummer 4 EStG 
(siehe Änderung durch das Jahressteuergesetz 2010 vom 
8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768). Durch die Parallelität 
der beiden Ausnahmeregelungen wird sichergestellt, dass 
die Arbeitnehmer mit geringem Arbeitslohn insgesamt - al- 
so sowohl in Fällen der Eintragung von Freibeträgen als auch 
wegen einer zu hohen Mindestvorsorgepauschale - von der 
Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung befreit sind. 

Die Festlegung einer einheitlichen Jahresarbeitslohngrenze 
in § 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 EStG ist aber nicht nur 
wegen der damit verbundenen Vermeidung von Bürokratie- 
aufwand gerechtfertigt. Es wurde ebenfalls berücksichtigt, 
dass in der Veranlagung wegen der anderen - neben den 
Beiträgen für die gesetzliche und private Kranken- und Pfle- 
geversicherung - als Sonderausgaben abziehbaren Beträge 
regelmäßig die Differenz zwischen der Mindestvorsorgepau- 
schale und den abziehbaren Vorsorgeaufwendungen für 
Krankheit und Pflege ausgeglichen wird. 

Durch die Befreiung von der Veranlagungspflicht in den 
genannten Bagatellfällen wird das Besteuerungsverfahren 
somit weiter vereinfacht. Zum einen werden die Steuer- 
pflichtigen in den niedrigen Einkommensbereichen von der 
Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung auf Grund einer 


Differenz zwischen der Mindestvorsorgepauschale und den 
als Vorsorgeaufwendungen abziehbaren Beträge für die 
Kranken- und Pflegeversicherung befreit. Zum anderen wer- 
den die Finanzämter von dem Arbeitsaufwand und den 
Verwaltungskosten entlastet, die durch den Erlass eines 
Steuerbescheids entstehen, in dem regelmäßig keine Steuer 
festzusetzen ist. Das vorgesehene Verfahren ist insoweit bür- 
gerfreundlich und bürokratieabbauend. 

Die Überwachung der Überschreitung der Bagatellgrenzen 
wird durch den umfangreichen Einsatz der Steueridentifika- 
tionsnummer in Zukunft problemlos möglich sein. Im Rah- 
men des geplanten flächendeckenden Einsatzes der elektro- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmale wird es ermöglicht, 
auch mehrere elektronische Lohnsteuerbescheinigungen, so- 
weit sie von verschiedenen Arbeitgebern geliefert wurden, 
zusammenzuführen und entsprechend auszuwerten. Mittels 
der Steueridentifikationsnummer wird auch eine Verknüp- 
fung von Ehegattendaten möglich sein. 

Zur zeitlichen Anwendung siehe § 52 Absatz 55j EStG in der 
Fassung dieses Änderungsgesetzes. 

Zu Nummer 32 (§ 50 Absatz 1 Satz 3 und 4) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen im 
Zusammenhang mit der Aufhebung des § 9c EStG und der 
modifizierten Übernahme in den § 10 Absatz 1 Nummer 5 
EStG. 

Zu Nummer 33 (§51 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c) 

Durch die Ergänzung der Ermächtigungsgrundlage wird ver- 
deutlicht, dass die Bundesregierung ermächtigt ist, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über den Nachweis 
von Spenden und Mitgliedsbeiträgen im Sinne des § 10b 
durch Rechtsverordnung zu erlassen und hierzu auch er- 
leichterte Anforderungen an den Nachweis gehören können. 

Zu Nummer 34 

Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 1) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anwendungsrege- 
lung in § 52 Absatz 1 EStG mit Inkrafttreten am Tag nach der 
Verkündung des vorliegenden Änderungesetzes fortge- 
schrieben. Damit gelten die Änderungen des Einkommen- 
steuergesetzes durch dieses Gesetz, die ebenfalls am Tag 
nach der Verkündung in Kraft treten, erstmals für den Veran- 
lagungszeitraum 2011 beziehungsweise für laufenden Ar- 
beitslohn, der für einen nach dem 3 1 . Dezember 2010 enden- 
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und für sonstige 
Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2010 zufließen. 

Zu Buchstabe b (§ 52 Absatz 1) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anwendungsrege- 
lung in § 52 Absatz 1 EStG mit Inkrafttreten zum 1 . Januar 
2012 fortgeschrieben. Damit gelten die Änderungen des Ein- 
kommensteuergesetzes durch dieses Gesetz, die ebenfalls 
am 1. Januar 2012 in Kraft treten, erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2012 bzw. für laufenden Arbeitslohn, der für 
einen nach dem 31. Dezember 2011 endenden Lohnzah- 
lungszeitraum gezahlt wird, und für sonstige Bezüge, die 
nach dem 31. Dezember 2011 zufließen. 
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Zu Buchstabe c (§ 52 Absatz 4a Satz 5 - neu) 

Auf über den 31. Dezember 2010 hinaus fortlaufende Leis- 
tungen nach dem Gesetz über die Heimkehrerstiftung 
(HKStG) vom 21. Dezember 1992 (BGBl. 1 S. 2094, 2101) 
ist § 3 Nummer 19 EStG weiterhin anzuwenden. 

Zu Buchstabe d (§ 52 Absatz 23e - neu) 

Zu den Sätzen 1 und 2 

ln § 52 Absatz 23e Satz 1 EStG wird festgelegt, dass der 
erhöhte Arbeitnehmer-Pauschbetrags erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 2011 anzuwenden ist. Bei der Einkom- 
mensteuerfestsetzung für den Veranlagungszeitraum 2011 
werden somit 1 000 Euro pauschal als Werbungskosten an- 
gesetzt. 

Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ist der erhöhte Arbeit- 
nehmer-Pauschbetrags erstmals auf den laufenden Arbeits- 
lohn anzuwenden, der für einen nach dem 30. November 
2011 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird; Ent- 
sprechendes gilt für sonstige Bezüge, die nach dem 30. No- 
vember 2011 zufließen. Die Lohnsteuerberechnungen für die 
Lohnabrechnungszeiträume Januar 2011 bis November 2011 
bleiben unverändert. 

Die Regelung des § 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zweiter 
Teilsatz und Satz 2 EStG, nach der der Arbeitgeber bei rück- 
wirkender Gesetzesänderung grundsätzlich zur Änderung 
des Lohnsteuerabzugs verpflichtet wäre, greifen daher nicht. 
Bürokratische Belastungen für die Arbeitgeber werden da- 
durch vermieden. 

Für die Lohnabrechnungszeiträume Januar 2011 bis Novem- 
ber 2011 ist - auch nach Inkrafttreten dieses Änderungsge- 
setzes - unverändert von einem Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
i. H. von 920 Euro auszugehen. Die lohnsteuerliche Berück- 
sichtigung des gesamten Erhöhungsbetrags von 80 Euro er- 
folgt bei der Lohn- bzw. Gehaltsabrechung für Dezember 
2011; siehe § 52 Absatz 51 EStG in der Fassung dieses Än- 
derungsgesetzes. 

Zu Satz 3 

ln § 52 Absatz 23e Satz 3 EStG wird festgelegt, dass bis zum 
30. November 2011 weiterhin der Arbeitnehmer-Pauschbe- 
trag i. H. von 920 Euro maßgeblich ist (z. B. hinsichtlich der 
Eintragung eines Freibetrags wegen erhöhter Werbungskos- 
ten, der Bescheinigung nach § 39d EStG für beschränkt 
einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer, der Berechnung 
eines Faktors nach § 39f EStG etc.). 

Zu Buchstabe e (§ 52 Absatz 23f- neu - und 23g - neu) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. We- 
gen der Einfügung des neuen Absatzes 23e werden die bis- 
herigen Absätze 23e und 23f die neuen Absätze 23fund 23g. 

Zu Buchstabe f (§ 52 Absatz 24a, i. d. F. des Jahresteuer- 
gesetzes 2010, Satz 2 - neu) 

Die Anwendungsregelung entspricht der geltenden Rege- 
lung in § 52 Absatz 23e EStG ind der aktuellen Gesetzesfas- 
sung und dient der Vermeidung von Härten in Bezug auf die 
Berücksichtigung von Kosten für die Betreuung behinderter 
Kinder. 


Zu Buchstabe g (§ 52 Absatz 34 Satz 9 - neu) 

Die Betriebsfortführungsfiktion des § 16 Absatz 3b EStG ist 
nicht auf Betriebsaufgaben von ruhenden oder verpachteten 
Gewerbebetrieben oder Mituntemehiueranteilen anzuwen- 
den, die bis zum Inkrafttreten des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes stattgefunden haben, ln diesen Fällen gelten die 
Grundsätze von R 16 Absatz 5 EStR und H 16 Absatz 5 
EStH, die weitgehend inhaltsgleich zur gesetzlichen Rege- 
lung sind, fort. 

Zu Buchstabe h (§ 52 Absatz 50f Satz 4 - neu) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung von 
§ 149 Absatz 2 Satz 2 AO. Diese Änderung soll erstmalig für 
Besteuerungszeiträume anwendbar sein, die nach dem 
3 1 . Dezember 2010 beginnen. Zum gleichen Zeitpunkt muss 
auch die Verlängerung des Festsetzungszeitraums für Vor- 
auszahlungen (§ 37 Absatz 3 Satz 3 EStG) anwendbar sein. 

Zu Buchstabe i (§ 52 Absatz 51) 

Die bisherigen Regelungen aus § 52 Absatz 51 EStG zu 
§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG werden inhalt- 
lich unverändert in die Stammvorschrift übernommen. § 52 
Absatz 5 1 EStG karm somit neu gefasst werden. 

Der erhöhte Arbeitnehmer-Pauschbetrag i. H. von 1 000 Eu- 
ro ist erstmals beim Steuerabzug vom Arbeitslohn auf den 
laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. Novem- 
ber 2011 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 30. November 2011 zu- 
fließen, anzuwenden (siehe § 52 Absatz 23e EStG in der Fas- 
sung dieses Änderungsgesetzes). 

Die gesonderte Anwendungsregelung in § 52 Absatz 5 1 Satz 1 
EStG schreibt daher vor, dass der gesamte Erhöhungsbetrag 
von 80 Euro beim Lohnsteuerabzug im Dezember 2011 zu 
berücksichtigen ist (und nicht nur zeitanteilig). Beim Lohn- 
steuerabzug auf den laufenden Arbeitslohn des Monats De- 
zember 2011 wird dazu nicht der Arbeitnehmer-Pauschbe- 
trag (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG), sondern ein 
lohnsteuerlicher Ausgleichsbetrag 20 1 1 i. H. von 1 880 Euro 
berücksichtigt. Der lohnsteuerliche Ausgleichsbetrag 2011 
wurde wie folgt ermittelt: 

Auswirkungen des Arbeitnehmer-Pausch- 
betrags i. H. von 920 Euro 
in den Lohnabrechnungen Januar bis 
November 2011 

(920 Euro/12 Monate x 11 Monate) 843,33 Euro 

neuer Arbeitnehmer-Pauschbetrag für 20 1 1 1 000.00 Euro 

Differenz 156.67 Euro 

Hochrechnung auf eines Jahresbetrag 

(X 12) 1 880,00 Euro. 

Nach dem Berechnungsschema in § 39b Absatz 2 EStG wird 
eine Jahreslohnsteuer ermittelt, die auf den Lohnzahlungs- 
zeitraum herunter gebrochen wird. Somit wirkt sich bei mo- 
natlichem Lohnabrechnungszeitraum der lohnsteuerliche 
Ausgleichsbetrag 2011 nur mit einem Zwölftel aus. 

Diese Sonderregelung wird auf tägliche, wöchentliche und 
monatliche Lohnzahlungszeiträume begrenzt. Andernfalls 
würde in den seltenen Fällen, in denen der Lohnabrech- 
nungszeitraum das Kalenderjahr ist, der Ansatz des lohn- 
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steuerlichen Ausgleichsbetrags 2011 in Höhe von 1 880 Eu- 
ro anstelle des Arbeitnehmer-Pauschbetrags in Höhe von 
1 000 Euro zu einem unzutreffenden Ergebnis fuhren. 

Der lohnsteuerliche Ausgleichsbetrag 2011 wirkt sich im 
Dezember 2011 grundsätzlich auch auf die Höhe der Annex- 
steuem mindernd aus (Solidaritätszuschlag und Kirchen- 
steuer; § 3 SolzG 1995 und § 51a EStG). 

Bei sonstigen Bezügen, die im Dezember 2011 zufließen, 
beim permanenten Lohnsteuer-Jahresausgleich (§ 39b Ab- 
satz 2 Satz 12 EStG) für den Monat Dezember 2011 und 
beim Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeitgeber 
(§ 42b EStG) für das Ausgleichsjahr 2011 ist nicht der lohn- 
steuerliche Ausgleichbetrag 2011, sondern der erhöhte Ar- 
beitnehmer-Pauschbetrag von 1 000 Euro zu berücksichti- 
gen. Dies stellt § 52 Absatz 51 Satz 2 EStG sicher. Die 
speziellen Differenzrechnungen mit der Bezugsgröße „Jah- 
reslohnsteuer“ fuhren hier unter Zugrundelegung des Arbeit- 
nehmer-Pauschbetrags i. H. von 1 000 Euro zu einem - auch 
im Vergleich zur Einkommensteuerveranlagung - zutreffen- 
den Ergebnis. 

Zu Buchstabe j (§ 52 Absatz 55j Satz 2 - neu) 

Durch den neuen Satz 2 wird sichergestellt, dass die für Ba- 
gatellfälle in § 46 Absatz 2 Nummer 3 EStG vorgesehene 
Befreiung von der Veranlagungspflicht bereits ab 1 . Januar 
2010 anzuwenden ist. Dadurch wird auch für die Veranla- 
gungszeiträume 2010 (erstmaliger Anwendungszeitraum für 
den Pflichtveranlagungstatbestand nach den Änderungen 
durch das Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung) 
und 2011 die vorgesehene Vereinfachung des Besteuerungs- 
verfahrens erreicht. 

Die rückwirkende Änderung berührt nur das Verhältnis Ar- 
beitnehmer und Finanzamt. Eine Belastung der Arbeitgeber 
ist damit nicht verbunden. 

Zu Buchstabe k (§ 52 Absatz 62a - neu) 

Mit dieser Regelung wird klargestellt, dass auch nach Weg- 
fall der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljährige Kinder 
beiiu Familienleistungsausgleich (§ 32 Absatz 4 Satz 2 
EStG) die Änderungsvorschrift des § 70 Absatz 4 EStG für 
Kindergeldfestsetzungen, die sich auf Zeiträume vor dem 
1. Januar 2012 beziehen, weiterhin anwendbar ist. 

Zu Buchstabe 1 (§ 52 Absatz 68 - neu) 

Der neue Absatz 68 legt fest, dass die Änderungen zum Ver- 
anlagungswahlrecht bei Ehegatten erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2013 anzuwenden sind. 

Zu Nummer 35 (§ 52a Absatz 16a Satz 2 - neu) 

Anwendungsregelung der Neuregelung zum Kapitalertrag- 
steuerverfahren bei Genossenschaften (vgl. § 44a Absatz 4b 
- neu - EStG). Die Neuregelung findet für Kapitalzuflüsse 
nach dem 31. Dezember 2011 Anwendung. 

Zu Nummer 36 (§ 70 Absatz 4 - aufgehoben) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Ab- 
schaffung der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljährige 
Kinder beim Familienleistungsausgleich (§ 32 Absatz 4 Satz 2 
EStG). Hierdurch entfällt auch die Notwendigkeit, Kinder- 


geldfestsetzungen aufzuheben oder zu ändern, wenn nach- 
träglich bekannt wird, dass die Einkünfte und Bezüge des 
Kindes diese Grenze über- oder unterschreiten. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a (Inhaltsübersicht - § 51) 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an die Ände- 
rung von § 5 1 EStDV. 

Zu Buchstabe b (Inhaltsübersicht - Zu den §§ 26a bis 26c 
des Gesetzes) 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an die Aufhe- 
bung von § 26c EStG. 

Zu Buchstabe c (Inhaltsübersicht - § 61) 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an die Ände- 
rung von § 6 1 EStDV. 

Zu Buchstabe d (Inhaltsübersicht - § 68) 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht an die Ände- 
rung von § 68 EStDV. 

Zu Nummer 2 (§ 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Ab- 

satz 2a - neu) 

Durch die Ergänzung des § 50 EStG werden bisher nur durch 
BMF-Schreiben oder durch die Entscheidung einer obersten 
Finanzbehörde der Länder und somit durch Verwaltungser- 
lasse (sog. Katastrophenerlasse) geregelte vereinfachte Nach- 
weisanforderungen nunmehr materiell-gesetzlich geregelt. 
Dabei geht es um Spenden zur Hilfe in Katastrophenfällen, 
die bereits vor der Einrichtung eines Sonderkontos den Zu- 
wendungsempfänger erreichen oder zu denen ein nicht steu- 
erbegünstigter Spendensammler aufgerufen hatte und von 
diesem an den endgültigen Zuwendungsempfänger weiter- 
geleitet wurden. Der Spender soll auch in den letztgenannten 
Fällen seine Zuwendung als Sonderausgabe steuerlich gel- 
tend machen können. 

Durch die Regelung in einer Rechtsverordnung verdeutlicht 
der Gesetzgeber, dass die Nachweisanforderungen so ein- 
fach und unkompliziert wie möglich sein sollen und es sich 
insoweit nicht nur um Billigkeitsmaßnahmen der Verwal- 
tung handelt. Dies dient zum einen der Rechtssicherheit der 
Spender und fördert darüber hinaus die Transparenz des 
steuerlichen Spendenrechts insgesamt. Spender, Spendenor- 
ganisationen und Verwaltung profitieren von dieser gesetzli- 
chen Festschreibung. 

Zu Nummer 3 (§51) 

Die Pauschaliemngsvorschrift stellt ein steuerliches Wahl- 
recht dar, das jedes Jahr neu ausgeübt werden kann. Da nach 
derzeitiger Rechtslage im Falle der Pauschalierung die 
Wiederaufforstungskosten unabhängig vom Wirtschaftsjahr 
ihrer Entstehung abgegolten sind, macht dies zur Vermei- 
dung ungerechtfertigter Steuervorteile eine wirtschaftsjah- 
res-übergreifende Kontrolle der Steuererklärungen erforder- 
lich. 
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Künftig sollen die Wiederaufforstungskosten nicht mehr im 
Rahmen der Pauschalierung abgegolten werden, so dass ein 
jährlicher Wechsel zwischen Pauschalierung und Einzel- 
nachweis und die wirtschaftsjahresübergreifende Kontrolle 
jedes Einzelfalls vermieden werden kann. 

Durch die geänderte Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
vom 5. Juni 2008 (BStBl II k 960 und S. 968) muss geprüft 
werden, ob Wiederaufforstungskosten sofort abziehbare Be- 
triebsausgaben darstellen oder als Herstellungskosten für ein 
Wirtschaftsgut Baumbestand zu aktivieren sind. Mit der Än- 
derung und Klarstellung der Vorschrift wird einerseits der 
geänderten Rechtsprechung und andererseits den Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofs hierzu Rechnung getra- 
gen. Infolgedessen waren die Pauschsätze von bisher 65 Pro- 
zent und 40 Prozent abzusenken. 

Die Steuervereinfachung wird für die Steuerpflichtigen da- 
durch greifbar, dass einerseits durch die rechtsformneutrale 
Ausgestaltung der Vorschrift überflüssige Abgrenzungsrege- 
lungen entfallen und andererseits durch die gesonderte Be- 
handlung der Wiederaufforstungskosten ein ständiger Wech- 
sel zwischen Pauschalierung und Einzelnachweis vermieden 
werden kann. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die zur Pauschalierung Berechtigten. Die 
Einführung einer Hektargrenze soll sicherstellen, dass die 
Pauschalierung im Wesentlichen von kleineren Forstbetrie- 
ben in Anspruch genommen werden kann. Damit kann auf 
den Nachweis der anfallenden Betriebsausgaben verzichtet 
werden. Außerdem wird klargestellt, dass neben reinen 
Forstbetrieben auch land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
unter die Regelung fallen können. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Absätze enthalten eine zielgenauere Beschreibung der 
Bemessungsgrundlage für die Pauschalierung. Die Regelun- 
gen sind auch im Falle der Entnahme entsprechend anzu- 
wenden. 

Die Anpassung der Pauschsätze ist eine Folgeanpassung an 
die Regelungen in Absatz 4 und entspricht den Empfehlun- 
gen des Bundesrechnungshofs. Die Berechnung der Pro- 
zentsätze beruht auf steuerlich modifizierten Daten des 
Testbetriebsnetzes des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz und den Abstimmun- 
gen mit den obersten Finanzbehörden der Länder. 

Zu Absatz 4 

Mit den Pauschsätzen sind sämtliche Betriebsausgaben, die 
im Zusammenhang mit der forstwirtschaftlichen Nutzung 
der Flächen eines Wirtschaftsjahres stehen, abgegolten. Aus- 
genommen hiervon sind die Wiederaufforstungskosten und 
die Minderung des Buchwerts für das jeweilige Wirtschafts- 
gut Baumbestand. 

Wiederaufforstungskosten können infolge der Rechtspre- 
chung des Bundesfinanzhofs vom 5. Juni 2008 (BStBl II 
S. 960 und S. 968; vgl. hierzu auch BMF-Schreiben vom 
2. März2010-BStBlIS. 224) zu Herstellungskosten für ein 
neues Wirtschaftsgut Baumbestand oder zu sofort abziehba- 
ren Betriebsausgaben führen. Die Pauschalierungsregelung 
ist entsprechend anzupassen. 


Die Abgeltungswirkung nach Absatz 4 erfasst grundsätzlich 
sämtliche mit Holznutzungen in Zusammenhang stehenden 
Betriebsausgaben eines Wirtschaftsjahres. Da Bemessungs- 
grundlage für die Betriebsausgaben die zugeflossenen Be- 
triebseinnahmen sind, werden folgerichtig die abgeflossenen 
Betriebsausgaben nach den Grundsätzen des § 4 Absatz 3 
des Gesetzes abgegolten. 

Bei Betrieben im Sinne des Absatzes 1 nicht regelmäßig an- 
fallende Wiederaufforstungskosten können nicht pauscha- 
liert werden. Entsprechendes gilt für Buchwertminderungen 
infolge des Abgangs eines Wirtschaftsguts Baumbestand. 
Diese Aufwendungen sind daher entweder als sofort abzugs- 
fähige Betriebsausgaben oder als Herstellungskosten geson- 
dert zu berücksichtigen. 

Zu Absatz 5 

Die in Absatz 5 aufgeführten Sachverhalte sind bei der Er- 
mittlung der pauschalen Betriebsausgaben nicht berücksich- 
tigungsfähig und werden daher nach den allgemeinen Ge- 
winnermittlungsgrundsätzen erfasst. 

Zu Nummer 4 (§ 56 Satz 1 Nummer 1) 

Notwendige Anpassung an die Abschaffung der getrennten 
und besonderen Veranlagung und die Einführung der Einzel- 
veranlagung von Ehegatten (§§ 26a und 26c EStG). 

Zu Nummer 5 (§61) 

Infolge der Abschaffung der getrennten Veranlagung entfallt 
der bisherige Satz 1 in § 6 1 EStDV, der die Einzelheiten des 
gemeinsamen Antrags auf anderweitige Zuordnung be- 
stimmter steuerlicher Abzüge bei der getrennten Veranla- 
gung regelt. Die Billigkeitsregelung des bisherigen Satzes 2 
bleibt für die mögliche hälftige Aufteilung von Kosten bei 
der künftigen Einzelveranlagung von Ehegatten nach § 26a 
- neu - EStG erhalten. 

Zu Nummer 6 (§ 62d Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie 

Absatz 2 Satz 1) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen der 
Einführung einer Einzelveranlagung von Ehegatten anstelle 
der getrennten Veranlagung (§ 26a - neu - EStG). 

Zu Nummer 7 (§ 68) 

Die Vorschrift des § 68 EStDV regelt wie bisher Einzelhei- 
ten zur Ermittlung des steuerlichen Nutzungssatzes. 

Wird ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten oder ein 
Betriebswerk im Rahmen der Betriebsplanung oder aus 
anderen Gründen erstellt, kann es der Festsetzung eines 
Nutzungssatzes zu Grunde gelegt werden. Die Vorschrift 
bestimmt deshalb, dass ein erstelltes, amtlich anerkanntes 
Betriebsgutachten oder Betriebswerk innerhalb eines Jahres 
nach dessen Aufstellung der Finanzbehörde vorlegt werden 
soll. Wird ein amtlich anerkarmtes Betriebsgutachten oder 
Betriebswerk infolge eines Schadensereignisses für die wei- 
tere Betriebsplanung nachträglich erstellt, kann es ebenfalls 
der Festsetzung eines Nutzungssatzes zu Grunde gelegt wer- 
den. Die Rechtsänderung soll eine zeitnahe Prüfung der Da- 
ten ermöglichen, anderenfalls können die Daten nicht der 
Festsetzung des Nutzungssatzes zu Grunde gelegt werden. 
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Es handelt sich um eine Folgeanpassung an die geänderte 
Vorschrift des § 34b EStG. Gleichzeitig wird dadurch sicher- 
gestellt, dass die Bildung der Rücklage nach § 3 des Forst- 
schäden-Ausgleichsgesetzes unverändert beibehalten wer- 
den kann. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 definiert den Nutzungssatz als maßgebliche Größe 
für die Vorschrift des § 34b Absatz 3 Nummer 2 EStG. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 beschreibt die Grundlagen der Nutzungssatzfestset- 
zung und berücksichtigt die in § 34b Absatz 3 Nummer 2 
EStG vorgenommenen Änderungen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 wurde redaktionell angepasst. 

Zu Nummer 8 (§ 84) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 ) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anwendungsrege- 
lung in § 84 Absatz 1 EStG mit Inkrafttreten am Tag nach 
der Verkündung des vorliegenden Änderungesetzes fortge- 
schrieben. Damit gelten die Änderungen der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung durch dieses Gesetz, die 
ebenfalls am Tag nach der Verkündung in Kraft treten, erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 2011. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1) 

Mit der Änderung wird die allgemeine Anwendungsrege- 
lung in § 84 Absatz 1 EStG mit Inkrafttreten zum 1 . Januar 
2012 fortgeschrieben. Damit gelten die Änderungen der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung durch dieses Ge- 
setz, die ebenfalls am 1 . Januar 20 1 2 in Kraft treten, erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 2012. 

Zu Buchstabe c (Absatz 1 1 - neu) 

Der neue Absatz 1 1 legt fest, dass die Änderungen zum Ver- 
anlagungswahlrecht bei Ehegatten erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2013 anzuwenden sind. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 87a Absatz 6) 

Nach dem bislang geltenden § 87a Absatz 6 AO kann das 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates für die Fälle des § 87a Ab- 
satz 3 und 4 AO neben der qualifizierten elektronischen Si- 
gnatur nach dem Signaturgesetz auch ein anderes sicheres 
Verfahren zulassen, das die Authentizität und die Integrität 
des übermittelten elektronischen Dokuments sicherstellt. 
Das von der Finanzverwaltung angebotene ELSTER- Ver- 
fahren hat sich in der Praxis als sicher und zuverlässig erwie- 
sen. 

Im neu gefassten Absatz 6 werden deshalb die bislang beste- 
hende Befristung bis zum 31. Dezember 2011 und die Ver- 
pflichtung zur Evaluierung (bisheriger Satz 3) aufgehoben. 
Ferner wird nunmehr gesetzlich klargestellt, dass das andere 
sichere Verfahren den Datenübermittler zu authentifizieren 


hat. Zur Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität 
der zu übermittelnden steuerlichen Daten werden diese mit 
den Authentifizierungsdaten verknüpft und verschlüsselt an 
die Steuerverwaltung übermittelt. 

Da die Verwaltungskompetenz für die Versicherungsteuer 
und die Verwaltungs- und Ertragskompetenz für die Kraft- 
fahrzeugsteuer zwischenzeitlich auf den Bund übergegangen 
sind, bedürfen Rechtsverordnungen nach dem neu gefassten 
Absatz 6 insoweit nicht mehr der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

Zu Nummer 2 (§ 89 Absatz 3 bis 7 - neu) 

Für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung einer ver- 
bindlichen Auskunft werden nach § 89 AO Gebühren erho- 
ben. Die Gebühr richtet sich grundsätzlich - wie die Ge- 
richtsgebühren - nach dem Gegenstandswert. Maßgebend 
für die Bestimmung des Gegenstandswerts ist die steuerliche 
Auswirkung des vom Antragsteller dargelegten Sachver- 
halts, nicht die Investitionssumme beziehungsweise die 
Summe der Betriebsausgaben oder Werbungskosten. 

Der Gegenstandswert beträgt nach § 89 Absatz 5 Satz 2 AO 
bislang mindestens 5 000 Euro und ist nach der Regelung in 
Nummer 4.2.4 des Anwendungserlasses zu § 89 AO in ana- 
loger Anwendung des § 39 Absatz 2 GKG auf 30 Mio. Euro 
begrenzt. Die Gebühr beträgt damit nach geltendem Recht 
mindestens 121 Euro und höchstens 91 456 Euro. Das Auf- 
kommen der Gebühren steht den Ländern zu, soweit die Fi- 
nanzämter Auskunftsanträge bearbeiten; soweit das Bundes- 
zentralamt für Steuern Auskunftsanträge bearbeitet, steht 
das Gebührenaufkommen dem Bund zu (§ 3 Absatz 5 Satz 3 
AO). 

Durch die Neuregelung in § 89 Absatz 3 bis 7 AO soll die 
Gebührenpflicht für die verbindliche Auskunft auf wesentli- 
che und aufwändige Fälle beschränkt werden. Dies ist in der 
Koalitionsvereinbarung vorgesehen und daher eine bedeu- 
tende steuerliche Zielsetzung der Bundesregierung. Mit der 
vorgesehenen Bagatellregelung wird sich künftig die Mög- 
lichkeit verbessern, schon im Vorfeld einer Investitionsent- 
scheidung in steuerlichen Fragen Planungssicherheit zu er- 
langen, da eine entsprechende Kostenbelastung entfällt. 

Wann ein wesentlicher und aufwändiger Fall anzunehmen 
ist, soll entsprechend der bisherigen Systematik nach der 
Höhe des Gegenstandswerts bemessen werden, weil dies für 
die Betroffenen und die Finanzbehörden vorhersehbar ist. 
Eine Anknüpfung an die Bearbeitungszeit in der Finanzbe- 
hörde wäre für die Antragsteller hingegen nicht kalkulierbar, 
häufige Rechtsstreitigkeiten über die Angemessenheit der 
Bearbeitungsdauer wären wohl kaum vermeidbar. 

Die vielfach geforderte generelle Aufhebung der Gebühren- 
pflicht ist allerdings nicht sachgerecht. Die Erteilung ver- 
bindlicher Auskünfte stellt weiterhin eine individuelle Un- 
terstützung der steuerlichen Gestaltungsplanung einzelner 
Steuerpflichtiger dar. Dies darf nicht auf Kosten der Allge- 
meinheit geschehen. Verursachergerecht müssen die entspre- 
chenden Verwaltungsmehraufwendungen dem individuell 
Begünstigten auch weiterhin in Rechnung gestellt werden. 

Zu berücksichtigen ist dabei im Übrigen, dass die Gebühr 
schon nach geltendem Recht ermäßigt werden kann, wenn 
ein Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft vor 
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Bekanntgabe der Entscheidung der Finanzbehörde zurück- 
genommen wird (§ 89 Absatz 3 Satz 4 AO). 

Im Einzelnen 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält die allgemeinen Grundsätze der Gebüh- 
renerhebung bei Auskunftsanträgen. Der bisherige Satz 4 
wird gestrichen, da die bislang hier angesiedelte Regelung 
aus Gründen der Rechtsklarheit nun im neuen Absatz 7 ge- 
regelt wird. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt bislang den Grundsatz, dass die Gebühren im 
Regelfall nach dem Gegenstandswert bemessen werden. 
Satz 4 bestimmte bislang, wann die Gebühren ausnahmswei- 
se nach dem Zeitwert zu bemessen sind. Satz 4 wird gestri- 
chen, da die bislang hier angesiedelte Regelung aus Gründen 
der Rechtsklarheit nun im neuen Absatz 6 geregelt wird. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 ordnete in Satz 1 bislang die entsprechende Anwen- 
dung des § 34 des Gerichtskostengesetzes an und bestimmte 
in Satz 2, dass der Gegenstandswert in jedem Fall mindes- 
tens 5 000 Euro beträgt. 

Im neuen Satz 1 wird nun bestimmt, dass bei Ermittlung des 
Gegenstandswerts nun auch § 39 Absatz 2 des Gerichtskos- 
tengesetzes entsprechend anzuwenden ist. Dies entspricht 
der bisherigen Verwaltungspraxis in Nummer 4.2.4 des An- 
wendungserlasses zu § 89 AO. Zugleich wird klargestellt, 
dass der Gebührensatz 1,0 beträgt. Der Gegenstandswert ist 
damit weiterhin auf 30 Mio. Euro begrenzt; die Gebühr be- 
trägt also wie bisher höchstens 91 456 Euro. 

Nach geltendem Recht beträgt die Gebühr bei einem Gegen- 
standswert bis zu 10 000 Euro lediglich 121 bis 196 Euro. 
Der neue Satz 2 enthält nun eine Bagatellgrenze in Höhe von 
10 000 Euro. Beträgt der Gegenstandswert (d. h. die steuer- 
liche Auswirkung des der Auskunft zugrunde liegenden 
Sachverhalts) weniger als 1 0 000 Euro, fallen keine Gebüh- 
ren für die Bearbeitung des Auskunftsantrags an. Dieser 
Wert ist sachgerecht, da damit die Fälle von kleineren Inves- 
titionen bei kleinen oder mittleren Betrieben oder von Wer- 
bungskosten bei Arbeitnehmern oder privaten Hausbesitzern 
typischerweise abgedeckt sind. Der Bearbeitungsaufwand 
der Finanzämter dürfte in diesen Fällen regehuäßig eher ge- 
ring sein, was einen Verzicht auf die Gebühren rechtfertigt. 
Gleichzeitig ersparen sich nämlich die Finanzämter die Be- 
rechnung und Festsetzung der Gebühren und gegebenenfalls 
die Bearbeitung von Einsprüchen. 

Zu Absatz 6 

Der neue Absatz 6 enthält in Satz 1 die bisher in Absatz 4 
Satz 4 angesiedelte Regelung, in welchen Fällen und wie die 
Gebühr nach dem Zeitwert zu bemessen ist. Macht der Steu- 
erpflichtige keine oder keine belastbaren Angaben zum Ge- 
genstandswert, ist er durch die Finanzbehörde zu schätzen. 
Ist ein Gegenstandswert nicht einmal durch Schätzung be- 
stimmbar, richtet sich die Gebühr nach dem Zeitwert. 

Bislang war bei einer Bearbeitungszeit von bis zu zwei Stun- 
den eine Gebühr von bis zu 200 Euro zu entrichten. Satz 2 


ordnet hierzu nun an, dass keine Gebühr erhoben wird, wenn 
die Bearbeitungszeit weniger als zwei Stunden beträgt. Die- 
se Bagatellregelung entspricht in ihrer finanziellen Auswir- 
kung annähernd der Bagatellregelung nach Absatz 5 Satz 2. 

Zu Absatz 7 

Bislang sah § 89 Absatz 3 Satz 4 AO vor, dass die Gebühr er- 
mäßigt werden kann, weim ein Antrag auf Erteilung einer 
verbindlichen Auskunft vor Bekanntgabe der Entscheidung 
der Finanzbehörde zurückgenommen wird. Unklar war, ob 
daneben die Billigkeitsregelungen der Abgabenordnung 
(insbesondere § 227 AO) oder des Verwaltungskostengeset- 
zes (§19 VwKostG) anwendbar waren, ln Anlehnung an 
§ 234 Absatz 2 AO wird nun in Satz 1 des neuen Absatzes 7 
klargestellt, dass auf die Gebühr ganz oder teilweise verzich- 
tet werden kann, wenn ihre Erhebung nach Lage des einzel- 
nen Falls unbillig wäre. Absatz 7 Satz 2 entspricht im We- 
sentlichen der bisherigen Regelung in Absatz 3 Satz 4. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a (§ 138 Absatz Ib Satz 3) 

Die Verweisung in Satz 3 wird an die Neufassung des § 150 
Absatz 6 AO (vgl. Artikel 3 Nummer 5) angepasst. 

Zu Buchstabe b (§138 Absatz 3) 

Durch die Mitteilungen nach § 138 Absatz 2 AO erhält die 
Finanzbehörde steuerlich relevante Informationen über Aus- 
landsengagements und wird in die Lage versetzt, grenz- 
überschreitende Sachverhalte zu erfassen und zu überwa- 
chen. Die Mitteilungen nach § 138 Absatz 2 AO sind seit 
2002 - wie die Mitteilungen nach Absatz 1 - innerhalb eines 
Monats nach dem meldepflichtigen Ereignis zu erstatten. 
Künftig genügt es, wenn diese Mitteilungen erst fünf Monate 
nach Ablauf des Kalenderjahres erstattet werden, in dem das 
meldepflichtige Ereignis eingetreten ist. Die Frist entspricht 
damit der allgemeinen Frist für die Abgabe der Steuererklä- 
rung. Die Frist für die Mitteilungen nach Absatz 1 bleibt un- 
verändert. 

Zu Nummer 4 (§ 149 Absatz 2 Satz 2) 

Steuererklärungen, die sich auf ein Kalenderjahr beziehen 
(wie z. B. die Einkommensteuererklärungen), sind grund- 
sätzlich spätestens fünf Monate nach Ablauf des Veranla- 
gungszeitraums abzugeben (§149 Absatz 2 Satz 1 AO). Ver- 
anlagungszeitraum für die Einkommensteuer ist das 
Kalenderjahr (§ 25 Absatz 1 EStG), und zwar auch dann, 
wenn der Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft oder aus 
Gewerbebetrieb nach einem vom Kalenderjahr abweichen- 
den Wirtschaftsjahr ermittelt wird. 

Im Gegensatz zu Gewerbetreibenden, deren Wirtschaftsjahr 
in den meisten Fällen mit dem Kalenderjahr identisch ist, er- 
mitteln Land- und Forstwirte ihren Gewinn grundsätzlich 
nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschafts- 
jahr, das in der Regel den Zeitrauiu vom 1. Juli bis zum 
30. Juni umfasst (§ 4a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG; zu 
den Ausnahmen siehe § 8c EStDV). Vor diesem Hintergrund 
bestimmt § 149 Absatz 2 Satz 2 AO für Land- und Forstwirte 
mit einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr, 
dass für sie die Steuererklärungsfrist nicht vor Ablauf des 
dritten Monats nach Ablauf des Wirtschaftsjahres endet, das 
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in dem Kalenderjahr begonnen hat, für das die Steuererklä- 
rung abzugeben ist. 

Dies hat zur Folge, dass Land- und Forstwirten mit einem 
vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr für die Ab- 
gabe der Steuererklärungen im Vergleich zu Steuerpflichti- 
gen mit gewerblichen Einkünften mit einem Wirtschaftsjahr, 
das mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, zwei Monate we- 
niger für die Erstellung ihrer Steuererklärungen zur Verfü- 
gung stehen. Diese Ungleichbehandlung soll mit der Ände- 
rung des § 149 Absatz 2 Satz 2 AO beseitigt werden. 

Zu Nummer 5 (§150 Absatz 6 und 7) 

Während Absatz 6 die elektronische Abgabe von Steuer- 
erklärungen, die wahlweise auf Papiervordrucken oder 
elektronisch übermittelt werden können, und sonstige 
Datenübennittlungen betrifft, regelt der mit dem Steuerbüro- 
kratieabbaugesetz vom 20. Dezember 2008 (BGBl. 1 
S. 2850) eingeführte Absatz 7 die elektronische Abgabe von 
Steuererklärungen, bei denen eine gesetzliche Verpflichtung 
zur elektronischen Übermittlung besteht. 

Abweichend vom Grundprinzip des § 87a Absatz 3 Satz 2 
AO wird für die elektronische Übennittlung von Steuer- 
erklärungen - sowohl in den Fällen freiwilliger elektroni- 
scher Übermittlung als auch in den Fällen verpflichtender 
elektronischer Übermittlung - bestimmt, dass bei der Daten- 
übermittlung ein sicheres Verfahren zu verwenden ist, das 
den Datenübermittler authentifiziert und die Vertraulichkeit 
und Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes ge- 
währleistet. Wird nicht die qualifizierte elektronische Signa- 
tur verwendet, gilt zugunsten der Steuerpflichtigen die Be- 
weiskraftregelung des § 87a Absatz 5 Satz 2 AO nicht. 

Da die Verwaltungskompetenz für die Versicherungsteuer 
und die Verwaltungs- und Ertragskompetenz für die Kraft- 
fahrzeugsteuer zwischenzeitlich auf den Bund übergegangen 
sind, bedürfen Rechtsverordnungen nach Absatz 6 Satz 1 
und 5 insoweit nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

Zu Nummer 6 (§ 233a Absatz 2 Satz 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des 
§ 149 Absatz 2 Satz 2 AO. 

Zu Nummer 7 (§ 270) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen der 
Einführung einer Einzelveranlagung von Ehegatten anstelle 
der getrennten Veranlagung (§ 26a - neu - EStG; vgl. Arti- 
kel 1 Nummer 16). 

Zu Nummer 8 (§ 273 Absatz 1) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen der 
Einführung einer Einzelveranlagung von Ehegatten anstelle 
der getrennten Veranlagung (§ 26a - neu - EStG; vgl. Arti- 
kel 1 Nummer 16). 

Zu Nummer 9 (§ 279 Absatz 2 Nummer 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur 
Einführung einer Einzelveranlagung von Ehegatten anstelle 
der getrennten Veranlagung (§ 26a - neu - EStG; vgl. Arti- 
kel 1 Nummer 16). 


Zu Artikel 4 (Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a (Artikel 97 § 10a Absatz 1) 

Die Vorschrift enthält die Anwendungsregelung zur Ände- 
rung des § 150 Absatz 7 AO. 

Zu Buchstabe b (Artikel 97 § 10a Absatz 3 - neu) 

Die Vorschrift enthält die Anwendungsregelung zur Ände- 
rung des § 149 Absatz 2 Satz 2 AO. Die Verlängerung der 
Steuererklärungsfrist soll erstmals für Steuererklärungen 
gelten, die den Veranlagungszeitraum 2010 betreffen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 97 § 15 Absatz 1 1 - neu) 

Die Vorschrift enthält die Anwendungsregelung zur Ände- 
rung des § 233a Absatz 2 Satz 2 AO. Die Verlängerung der 
Karenzzeit zur Verzinsung nach § 233a AO soll erstmals für 
Zinsfestsetzungen gelten, die den Veranlagungszeitraum 
2010 betreffen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 97 § 17e - neu) 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Anwendungsrege- 
lung zur Änderung des § 270, des § 273 Absatz 1 und des 
§ 279 Absatz 2 Nummer 4 AO. Die Änderungen sind danach 
- ebenso wie der nach Artikel 1 Nummer 16 neu gefasste 
§ 26a EStG - erstmals für den Veranlagungszeitraum 2013 
anzuwenden. 

Zu Nummer 4 (Artikel 97 § 25 - neu) 

Die Änderung der Gebührenregelung für die Bearbeitung 
von Anträgen auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft er- 
folgt nur mit Wirkung für die Zukunft. Wer eine verbindliche 
Auskunft vor Inkrafttreten der Neuregelung beantragt hat, 
hat dies in Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt geltenden Ge- 
bührenpflicht getan. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 (§ 14) 

Die bisherige Regelung des § 14 Absatz 3 UStG sieht für auf 
elektronischem Weg übennittelte Rechnungen hohe techni- 
sche Anforderungen vor. 

Durch die Neufassung des § 14 Absatz 1 und 3 UStG werden 
diese Anforderungen an eine elektronische Rechnung für die 
Belange der Umsatzsteuer deutlich reduziert und ein wich- 
tiger Beitrag zum Bürokratieabbau geleistet. Bereits der Ko- 
alitionsvertrag vom 26. Oktober 2009 enthält die Vorgabe, 
dass die elektronische Rechnungsstellung auf möglichst un- 
bürokratische Weise ermöglicht werden soll. Die Änderun- 
gen nutzen vorhandene Spielräume des derzeit geltenden 
Unionsrechts aus, um die Anforderung an die elektronische 
Rechnung zu reduzieren. Im Übrigen entsprechen die Ände- 
rungen auch den aktuellen Bestrebungen auf unionsrechtli- 
cher Ebene. Am 13. Juli 2010 wurde die Richtlinie 2010/45/ 
EU des Rates zu den Rechnungsstellungsvorschriften verab- 
schiedet, die zum 1. Januar 2013 in nationales Recht umzu- 
setzen ist. Hiernach sind ab dem 1. Januar 2013 zwingend 
Papier- und elektronische Rechnungen gleich zu behandeln. 
Im Ergebnis köimen zukünftig auch elektronische Rechnun- 
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gen, die z. B. per E-Mail, als PDF- oder Textdatei (als 
E-Mail-Anhang oder Web-Download) übermittelt werden, 
zum Vorsteuerabzug berechtigen, ohne dass es einer Signa- 
tur bedürfte. 

Zu Buchstabe a (§ 14 Absatz 1) 

Die Neufassung des § 14 Absatz 1 UStG dient der umsatz- 
steuerlichen Gleichstellung von Papier- und elektronischen 
Rechnungen. § 14 Absatz 1 Satz 8 UStG definiert eine elek- 
tronische Rechnung als eine Rechnung, die in einem elektro- 
nischen Format ausgestellt und empfangen wird. Hierunter 
fallen Rechnungen, die per E-Mail, im EDI-Verfahren, als 
PDF- oder Textdatei, per Computer-Telefax oder Fax-Server 
(nicht aber Standard-Telefax) oder im Wege des Datenträ- 
geraustauschs übermittelt werden. 

Die Gleichstellung führt zu keiner Erhöhung der Anforde- 
rungen an Papierrechnungen. Bei Papierrechnungen sind 
bereits nach den bestehenden Grundsätzen der ordnungs- 
mäßigen Buchführung die Echtheit der Herkunft, die Unver- 
sehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit zu gewährleisten. 
Die Regelungen in § 14 Absatz 1 Satz 2 bis 6 UStG haben 
insoweit lediglich deklaratorischen Charakter. 

Unter Echtheit der Herkunft ist die Sicherheit der Identität 
des Rechnungsausstellers (leistender Unternehmer oder 
Leistungsempfänger in dem Fall der Gutschrift oder Dritter, 
sofern sich der leistende Unternehmer oder der Leistungs- 
empfänger in dem Fall der Gutschrift eines Dritten zur Rech- 
nungsstellung bedient) zu verstehen. Unversehrtheit des In- 
halts liegt vor, wenn die nach dem Umsatzsteuergesetz 
erforderlichen Angaben nicht geändert wurden. 

Den unionsrechtlichen Vorgaben in Artikel 233 Absatz 1 
Satz 1 Buchstabe a und b und Absatz 2 der Richtlinie 2006/ 
1 12/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemein- 
same Mehrwertsteuersystem (ABI. EU 2006 Nr. L 347, S. 1) 
- Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie - entsprechend sah bis- 
her § 14 Absatz 3 UStG für auf elektronischem Weg über- 
mittelte Rechnungen vor, dass die Echtheit der Herkunft und 
die Unversehrtheit des Inhalts durch eine qualifizierte elek- 
tronische Signatur oder eine qualifizierte elektronische Si- 
gnatur mit Anbieter-Akkreditierung nach dem Signatur- 
gesetz (bisher § 14 Absatz 3 Nummer 1 UStG) oder durch 
elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der 
Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 
1 994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Daten- 
austausches (bisher § 14 Absatz 3 Nummer 2 UStG) gewähr- 
leistet sein mussten. 

Artikel 233 Absatz 1 Satz 2 der Mehrwertsteuer-System- 
richtlinie räumt den Mitgliedstaaten jedoch ebenfalls die 
Möglichkeit ein, auch andere elektronische Rechnungen 
anzuerkennen. Von dieser Option wird nunmehr Gebrauch 
gemacht. 

Das Erfordernis der Echtheit der Herkunft und der Unver- 
sehrtheit des Inhalts bleiben als abstrakte Voraussetzungen 
für die umsatzsteuerliche Anerkennung von elektronischen 
Rechnungen bestehen; jedoch werden die sonstigen Vorga- 
ben für elektronische Rechnungen aufgegeben. Somit sind 
keine technischen Verfahren mehr vorgegeben, die die Un- 
ternehmen verwenden müssen. Die Regelung ist technolo- 
gieneutral ausgestaltet. Selbst die Übermittlung als schlichte 
E-Mail ohne Signatur würde ausreichen. 


Nach Artikel 233 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Mehrwert- 
steuerSystemrichtlinie in der Fassung der Richtlinie 2010/ 
45/EU des Rates zu den Rechnungsstellungsvorschriften 
vom 13. Juli 2010 legt jeder Unternehmer fest, in welcher 
Weise die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des In- 
halts und die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet werden 
können. Dies kaim durch jegliche innerbetriebliche Steue- 
rungsverfahren erreicht werden, die einen verlässlichen 
Prüfpfad zwischen einer Rechnung und einer Lieferung oder 
Dienstleistung schaffen können. 

§ 14 Absatz 1 Satz 5 und 6 UStG entsprechen dieser unions- 
rechtlichen Regelung, wobei statt des Begriffs „innerbetrieb- 
liches Steuerungsverfahren“ in § 14 Absatz 1 Satz 6 UStG 
der in der Sache deutlichere Begriff „innerbetriebliches Kon- 
trollverfahren“ verwandt wird. Unter „innerbetrieblichen 
Kontrollverfahren“ sind Verfahren zu verstehen, die der Un- 
ternehmer zum Abgleich der Rechnung mit seinen Zah- 
lungsverpflichtungen einsetzt. Der Unternehmer wird im 
eigenem Interesse insbesondere überprüfen, ob 

- die Rechnung in der Substanz korrekt ist, d. h. ob die in 
Rechnung gestellte Leistung tatsächlich in dargestellter 
Qualität und Quantität erbracht wurde, 

- der Rechnungsaussteller also tatsächlich den Zahlungs- 
anspruch hat, 

- die vom Rechnungssteller angegebene Kontoverbindung 
korrekt ist und Ähnliches, 

um zu gewährleisten, dass das Unternehmen tatsächlich nur 
die Rechnungen begleicht, zu deren Begleichung es auch 
verpflichtet ist. Der Unternehmer ist frei darin, ein für ihn 
geeignetes Verfahren zu wählen. Dies karm im Rahmen eines 
entsprechend eingerichteten Rechnungswesens geschehen, 
aber z. B. auch durch manuellen Abgleich der Rechnung mit 
vorhandenen geschäftlichen Unterlagen (z. B. Kopie der Be- 
stellung, Auftrag, Kaufvertrag, Lieferschein). Diese Rege- 
lung führt für den Unternehmer zu keiner zusätzlichen Ver- 
pflichtung zur Dokumentation des Kontrollverfahrens. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass für 
die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen für den Vor- 
steuerabzug (z. B. ordnungsgemäße Rechnung, Leistungs- 
bezug für sein Unternehmen, Höhe der gesetzlich geschulde- 
ten Steuer) der Unternehmer bereits nach geltendem Recht 
die Feststellungslast trägt. 

Auch bei elektronischen Rechnungen sind § 147 AO, die 
Grundsätze ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchführungs- 
systeme (GoBS) und die Grundsätze zum Datenzugriff und 
zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen (GDPdU) zu beachten. 
Danach hat die Speicherung der Inhalts- und Formatierungs- 
daten der elektronischen Rechnung auf einem Datenträger 
zu erfolgen, der Änderungen nicht mehr zulässt. Der Origi- 
nalzustand der übermittelten Daten muss erkennbar sein. 
Dies entspricht der derzeitigen Verwaltungsanweisung zur 
elektronischen Archivierung von Rechnungen nach § 14b 
UStG und steht im Einklang mit Unionsrecht, da Artikel 247 
Absatz 2 der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie den Mitglied- 
staaten das Recht einräumt vorzuschreiben, dass Rechnun- 
gen in Originalform aufzuwahren sind. 

Zu Buchstabe b (§ 14 Absatz 3) 

Nach den bisherigen Regelungen in § 14 Absatz 3 Nummer 1 
und 2 UStG wurden auf elektronischem Weg übermittelte 
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Rechnungen für umsatzsteuerliche Zwecke nur anerkarmt, 
wenn die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des 
Inhalts durch eine qualifizierte elektronische Signatur oder 
eine qualifizierte elektronische Signatur mit Anbieter-Ak- 
kreditierung nach dem Signaturgesetz oder durch elektroni- 
schen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 
94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die 
rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches 
gewährleistet wurden. 

Diese bisher sehr hohen Anforderungen werden durch die 
Neufassung des § 14 Absatz 1 und 3 UStG aufgehoben. 
Elektronische Rechnungen im Sinne des § 14 Absatz 1 Satz 8 
UStG sind unter den in § 14 Absatz 1 Satz 2 bis 6 UStG ge- 
nannten Voraussetzungen anzuerkennen. 

Die Neufassung des § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 
UStG nennt lediglich als Beispielsfalle Technologien, die die 
Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts bei 
einer elektronischen Rechnung gewährleisten, zum einen die 
qualifizierte elektronische Signatur oder die qualifizierte 
elektronische Signatur mit Anbieter-Akkreditierung nach 
dem Signaturgesetz und zum anderen den elektronischen 
Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/ 
820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die 
rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustauschs 
(ABI. L 338 vom 28. Dezember 1994, S. 98), wenn in der 
Vereinbarung über diesen Datenaustausch der Einsatz von 
Verfahren vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und 
die Unversehrtheit der Daten gewährleisten. Dies entspricht 
bereits Artikel 233 Absatz 2 Mehrwertsteuer-Systemrichtli- 
nie in der Fassung der Richtlinie 2010/45/EU des Rates zu 
den Rechnungsstellungsvorschriften vom 13. Juli 2010. 

Hierbei handelt es sich um ein Angebot an Unternehmer, die 
an den bisher gebräuchlichen Verfahren festhalten wollen. 
Sie körmen weiterhin die ihnen bekannten Verfahren anwen- 
den. Die Regelung stellt darüber hinaus sicher, dass elek- 
tronische Rechnungen, die auf diesen Verfahren basieren, 
unionsweit für Zwecke des Vorsteuerabzugs grundsätzlich 
anzuerkennen sind. Die Gewährleistung der Unversehrtheit 
des Inhalts setzt natürlich voraus, dass die nach dem Gesetz 
erforderlichen Angaben nicht geändert wurden. 

Die in § 14 Absatz 3 UStG genannten Technologien gewähr- 
leisten dadurch, dass gegebenenfalls eine Veränderung so- 
fort sichtbar wäre (qualifizierte elektronische Signatur) be- 
ziehungsweise durch den gesicherten Übermittlungsweg 
(EDI) per se die Echtheit der Herkunft und die Unversehrt- 
heit des Inhalts der Rechnung. Gleichwohl sind auch andere 
Verfahren zur elektronischen Übermittlung von Rechnungen 
unter den Voraussetzungen des § 14 Absatz 1 Satz 5 und 6 
UStG zulässig. In diesen Fällen ist der Unternehmer zur 
Überprüfung durch innerbetriebliche Kontrollverfahren ver- 
pflichtet. In Betracht kommen z. B. der Empfang als E-Mail 
(ohne oder mit einfacher Signatur versehen), als PDF- oder 
Textdatei (E-Mail-Anhang oder Web-Download), per Com- 
puter-Telefax, Fax-Server (nicht aber Standard-Telefax) oder 
im Wege des Datenträgeraustauschs, wenn die Anforderun- 
gen des § 14 Absatz 1 UStG jeweils erfüllt sind. 

Zu Nummer 2 (§ 14b Absatz 1 Satz 2) 

Sowohl der Rechnungsaussteller als auch der Rechnungs- 
empfänger müssen während der jeweils für sie geltenden 
Dauer der Aufbewahrungsfrist nach § 14b UStG die Echtheit 
der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts 


und ihre Lesbarkeit gewährleisten. Dies entspricht bereits 
Artikel 233 Absatz 1 Unterabsatz 1 Mehrwertsteuer-System- 
richtlinie in der Fassung der Richtlinie 2010/45/EU des 
Rates zu den Rechnungsstellungsvorschriften vom 13. Juli 
2010 und steht im Einklang mit dem derzeit geltenden Arti- 
kel 246 Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie. 

Zu Nummer 3 (§ 27 Absatz 18 - neu) 

Die Änderungen in § 14 Absatz 1 und 3 UStG sind erstmals 
auf Rechnungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2011 
ausgestellt werden, sofern die zugrunde liegenden Umsätze 
nach dem 30. Juni 2011 ausgeführt werden. 

Zu Nummer 4 (§ 27b Absatz 2 Satz 2 und 3 - neu) 

Die Reduzierung der Anforderungen an eine elektronische 
Rechnung und der damit einhergehende Bürokratieabbau für 
die Unternehmen kann nicht einseitig zu Lasten einer effek- 
tiven Steuerbetrugsbekämpfung gehen und zu Risiken für 
die Haushalte von Bund und Ländern führen. 

Die Herabsetzung der Anforderungen an elektronische 
Rechnungen durch die Neufassung des § 14 Absatz 1 und 3 
UStG bedarf daher zwangsläufig einer Ergänzung des § 27b 
UStG, um auch weiterhin eine effektive Umsatzsteuerkon- 
trolle sicherzustellen. 

Mit der Änderung wird geregelt, dass im Rahmen einer Um- 
satzsteuer-Nachschau auch elektronisch gespeicherte Auf- 
zeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, andere Urkunden 
und elektronische Rechnungen im Sinne des § 14 Absatz 1 
Satz 8 UStG auf Verlangen durch den die Umsatzsteuer- 
Nachschau durchführenden Amtsträger eingesehen werden 
können. Soweit dies für die Feststellung der der Umsatz- 
steuer-Nachschau unterliegenden Sachverhalte erforderlich 
ist, hat der die Umsatzsteuer-Nachschau durchführende 
Amtsträger das Recht, hierfür die eingesetzten Datenverar- 
beitungssysteme zu nutzen. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Steuerdaten-Übermitt- 
lungsverordnung) 

(§ 6 Absatz 1) 

Abweichend vom Grundprinzip des § 87a Absatz 3 Satz 2 
AO bestimmen § 150 Absatz 6 und 7 AO, dass bei der Da- 
tenübermittlung ein sicheres Verfahren zu verwenden ist, das 
den Datenübermittler authentifiziert und die Vertraulichkeit 
und Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes ge- 
währleistet. Das von der Finanzverwaltung bereits in der 
Vergangenheit eingesetzte Verfahren (ELSTER-Authentifi- 
zierungsverfahren) hat sich als sicher und zuverlässig erwie- 
sen (siehe Begründung zu § 87a Absatz 6 AO). Es wird klar- 
gestellt, dass das sichere Verfahren den Datenübermittler zu 
authentifizieren hat. Zur Gewährleistung der Vertraulichkeit 
und Integrität der zu übermittelnden steuerlichen Daten wer- 
den diese mit den Authentifizierungsdaten verknüpft und 
verschlüsselt an die Steuerverwaltung übermittelt (siehe Be- 
gründung zu § 150 Absatz 6 und 7 AO). § 6 Absatz 1 StDÜV 
ist auf Grund der Änderung des § 150 Absatz 6 und 7 AO re- 
daktionell anzupassen. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Bewertungsgesetzes) 
Zu Nummer 1 (§151 Absatz 3 Satz 1) 

Die Änderung erweitert den Anwendungsbereich der Basis- 
wertregelung. Bisher gilt diese nur für Feststellungen nach 
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§151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BewG. Aber auch in 
den Fällen des § 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BewG, in 
denen Werte von anderen als in den Nummern 1 bis 3 
genannten Vermögensgegenständen und von Schulden, die 
mehreren Personen zustehen, festzustellen sind, ist die 
Basiswertregelung sinnvoll. Insbesondere bei vermögens- 
verwaltenden Gesellschaften mit einer Vielzahl von Betei- 
ligten (z. B. ein nichtgewerblicher Fonds) führt die Anwen- 
dung der Basiswertregelungen zur Vereinfachung des 
Verfahrens für den Steuerpflichtigen und die Verwaltung. 

Zu Nummer 2 (§153 Absatz 2 Satz 3 und 4 - neu) 

Im Rahmen der Bewertung des Erbbaugrundstücks besteht 
bei der Ennittlung des Gebäudewertanteils das Problem, 
dass auf Unterlagen zurückgegriffen werden muss, die in der 
Regel nur dem Eigentümer des Erbbaurechts, nicht aber dem 
Erbbaurechtsverpflichteten zur Verfügung stehen (z. B. Nut- 
zungsentgelte, Bruttogrundfläche, Nutzung und Ausstattung 
des Gebäudes). Insoweit bestehen für den Erbbaurechtsver- 
pflichteten erhebliche Schwierigkeiten, in seiner Feststel- 
lungserklärung die zur Bewertung erforderlichen Angaben 
zu machen, wenn der Erbbauberechtigte ihm mit Auskünften 
nicht behilflich ist. Der neue Satz 3 stellt klar, dass der Erb- 
bauberechtigte im Besteuerungsverfahren des Erbbaurechts- 
verpflichteten erklärungspflichtig und damit auch Beteiligter 
nach § 154 BewG ist. Dasselbe gilt, wenn im Rahmen der 
Bewertung des Erbbaurechts vom Erbbauverpflichteten An- 
gaben benötigt werden. Da in diesen Fällen stets beide Betei- 
ligte nebeneinander zur Abgabe der Feststellungserklärung 
verpflichtet sein sollen, schließt der neue Satz 4 die Anwen- 
dung des § 153 Absatz 4 Satz 2 BewG aus. 

Zu Nummer 3 (§154 Absatz 1 Nummer 3 - neu) 

Die bisherige Regelung ist nicht eindeutig, da nicht hinrei- 
chend klar erkennbar ist, ob der Begriff des Beteiligten im 
Sinne des Bewertungsgesetzes identisch ist mit dem Begriff 
des Beteiligten im Sinne des § 78 AO. Danach sind unter Be- 
teiligten in der Regel die Steuerpflichtigen (§ 33 Absatz 1 
AO) zu verstehen. Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteu- 
ergesetz bestimmt in § 20 ErbStG und das Grunderwerbsteu- 
ergesetz in § 13 GrEStG, wer Steuerschuldner (§ 43 AO) 
und damit Steuerpflichtiger (§ 33 Absatz 1 AO) ist. 

Beteiligter am Feststellungsverfahren im Sinne des § 154 
Absatz 1 BewG soll auch der Steuerschuldner der Erbschaft- 
oder Schenkungsteuer nach dem ErbStG beziehungsweise 
der Grunderwerb Steuer nach dem GrEStG sein. Dies stellt 
sicher, dass der Steuerpflichtige/Steuerschuldner der Erb- 
schaft- oder Schenkungsteuer beziehungsweise der Grund- 
erwerbsteuer immer am Verfahren der Feststellung der Be- 
steuerungsgrundlagen beteiligt wird, die unmittelbar oder 
mittelbar im Rahmen seiner Steuerfestsetzung berücksichtigt 
werden. Da die Feststellung nach § 151 Absatz 1, Absatz 5 
Satz 1 BewG nur bei Fällen von Bedeutung vorgenommen 
wird, muss der Steuerpflichtige/Steuerschuldner der Erb- 
schaft- oder Schenkungsteuer beziehungsweise der Grund- 
erwerbsteuer aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit hierüber 
auch Kermtnis erlangen und die Möglichkeiten eines Rechts- 
behelfs- oder Gerichtsverfahrens dürfen ihm nicht genom- 
men werden. 

Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 ErbStG sind Beschenkter und 
Schenker Gesamtschuldner der Schenkungsteuer. Würden 


beide stets Beteiligte am Feststellungsverfahren, müssten die 
Feststellungsbescheide stets an beide bekannt gegeben wer- 
den (§ 122 Absatz 1 AO). Da in der überwiegenden Zahl der 
Fälle der Beschenkte die Schenkungsteuer trägt, ergäbe sich 
hieraus sowohl für die Finanzverwaltung als auch für den 
Bürger ein erheblicher bürokratischer Aufwand, der keiner- 
lei Nutzen bringt. Deshalb soll die Beteiligtenstellung des 
Schenkers zunächst auf die Fälle beschränkt bleiben, in de- 
nen er gemäß § 10 Absatz 2 ErbStG die Entrichtung der 
Steuer selbst übernommen hat. Erst wenn der Beschenkte in 
den übrigen Fällen die Schenkungsteuer nicht zahlt und das 
Finanzamt deshalb den Schenker in Anspruch nimmt, ist es 
angebracht, den Schenker nachträglich als Beteiligten des 
Feststellungsverfahrens anzusehen und ihm der Feststel- 
lungsbescheid nachträglich bekanntzugeben. 

Zu Nummer 4 (§ 205 Absatz 1) 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt der Än- 
derungen der §§ 151, 153 und 154 BewG. Danach sind die 
Änderungen erstmals auf Bewertungsstichtage nach dem 
30. Juni 2011 anzuwenden. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 13a Absatz la - neu) 

Die Angaben zur Ausgangslohnsumme und zur Anzahl der 
Beschäftigten sind notwendig, um prüfen zu können, ob die 
Lohnsummenbedingung im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 
bis 5 ErbStG erfüllt ist. Bislang teilt das Betriebsfmanzamt 
die Ausgangslohnsumme und die Anzahl der Beschäftigten 
nur nachrichtlich dem anfordemden Finanzamt mit (vgl. Ab- 
schnitt 7 der gleich lautenden Erlasse der obersten Finanz- 
behörden der Länder vom 30. März 2009, BStBl 1 2009, 
S. 713) und stellt sie nicht förmlich fest. Bei mehrstufigen 
Beteiligungsstrukturen muss diese Prüfung auf jeder einzel- 
nen Beteiligungsstufe erfolgen. Erst nach Ablauf der Behal- 
tensfristen von fünf beziehungsweise sieben Jahren kann die 
erreichte Mindestlohnsumme mit der Ausgangslohnsumme 
verglichen werden. Weil ihr Wert bislang nicht fönnlich fest- 
gestellt werden karm, besteht für den Steuerpflichtigen und 
die Finanzverwaltung insoweit keine Rechtssicherheit. Wird 
die Ausgangslohnsumme im Rahmen einer notwendigen 
Nachversteuerung bedeutsam, ist ihre zutreffende Höhe nur 
durch eine Rückschau zu beurteilen, die je nach Arbeits- 
ablauf Angaben zu Wirtschaftsjahren einschließt, die bis zu 
zwölf Jahre zurückliegen, ln tatsächlicher Hinsicht treten zu- 
sätzliche Schwierigkeiten auf, wenn die Ausgangslohnsum- 
me über mehrere Beteiligungsstufen (Mehrstufenverfahren) 
ermittelt werden muss. 

Die Ausgangslohnsumme, die Anzahl der Beschäftigten und 
die Summe der innerhalb des maßgebenden Lohnsummen- 
zeitraums gezahlten Löhne und Gehälter sollen nach den all- 
gemeinen Vorschriften der Abgabenordnung (§ 179 ff AO) 
und unter Beachtung der bestehenden Verfahrensvorschrif- 
ten des Bewertungsgesetzes (§§ 151 bis 156 BewG) geson- 
dert festgestellt werden, wenn der gemeine Wert des Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft, des Betriebsvermögens oder 
des Anteils am Betriebsvermögen oder von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften nach § 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
bis 3 BewG gesondert festgestellt wird. Die Feststellung des 
Werts der Ausgangslohnsumme, der Anzahl der Beschäftig- 
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ten und die Summe der innerhalb des maßgebenden Lohn- 
summenzeitraums gezahlten Löhne und Gehälter stellen 
jeweils einen Verwaltungsakt im Sinne des § 118 AO dar. 
Zuständig für den Erlass des Feststellungsbescheids ist das 
jeweils für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit zu- 
ständige Lage- beziehungsweise Betriebsfinanzamt. Durch 
die Feststellung dieser Werte kann deren zutreffende Höhe 
zeitnah zum Besteuerungszeitpunkt ermittelt und überprüft 
werden. Das gesamte Verfahren wird sowohl für den Steuer- 
pflichtigen als auch für die Finanzverwaltung übersichtlicher 
und einfacher zu handhaben. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a (§ 13b Absatz 2 Satz 3) 

Für das Verwaltungsvermögen im Sinne des § 13b Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 bis 5 ErbStG, welches dem Betrieb im Be- 
steuerungszeitpunkt weniger als zwei Jahre zuzurechnen 
war, soll der in der Praxis bereits gebräuchliche Begriff , jun- 
ges Verwaltungsvermögen“ gesetzlich definiert werden. 

Zu Buchstabe b (§ 13b Absatz 2a - neu) 

Die Angaben zum Verwaltungsvermögen und zum jungen 
Verwaltungsvermögen sind notwendig, um prüfen zu kön- 
nen, ob die Steuerbefreiung nach § 13a ErbStG gewährt wer- 
den kann. Bislang teilt das Betriebsfmanzamt die Summe der 
gemeinen Werte des Verwaltungsvermögens und die Summe 
der gemeinen Werte des jungen Verwaltungsvermögen nach- 
richtlich dem anfordernden Finanzamt mit (vgl. Abschnitt 7 
der gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden 
der Länder vom 30. März 2009 (BStBl I 2009, S. 713) und 
stellt sie nicht förmlich fest. Bei mehrstufigen Beteiligungs- 
strukturen muss diese Prüfung auf jeder einzelnen Beteili- 
gungsstufe erfolgen. Die Entscheidung, ob Beteiligungen an 
einem Betriebsvermögen oder Anteile an einer Kapitalge- 
sellschaft bei dem Betrieb, zu dem sie gehören, Verwaltungs- 
vermögen darstellen, hängt davon ab, wie hoch die Quote 
des Verwaltungsvennögens bei der Beteiligungsgesellschaft 
ist. Eine steuerliche Auswirkung tritt jedoch letztlich erst im 
Rahmen der Erbschaft- oder Schenkungsteuerfestsetzung 
ein, in welcher alle zuvor nur nachrichtlich ermittelten An- 
gaben mit einfließen. 

Das Verwaltungsvermögen und das junge Verwaltungsver- 
mögen sollen nach den allgemeinen Vorschriften der Abga- 
benordnung (§ 179 ff. AO) und unter Beachtung der beste- 
henden Verfahrensvorschriften des Bewertungsgesetzes 
(§§ 151 bis 156 BewG) gesondert festgestellt werden, wenn 
der gemeine Wert des Betriebs der Land- und Forstwirt- 
schaft, des Betriebsvermögens oder des Anteils am Betriebs- 
vermögen oder von Anteilen an Kapitalgesellschaften nach 
§ 15 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BewG gesondert fest- 
gestellt wird. Die Feststellung des Werts des Verwaltungs- 
vermögens und des jungem Verwaltungsvermögens stellen 
jeweils einen Verwaltungsakt im Sinne des § 118 AO dar. 
Zuständig für den Erlass des Feststellungsbescheids ist das 
jeweils für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit zu- 
ständige Lage- beziehungsweise Betriebsfinanzamt. Durch 
die Feststellung dieser Werte kann deren zutreffende Höhe 
zeitnah zum Besteuerungszeitpunkt ermittelt und überprüft 
werden. Das gesamte Verfahren wird sowohl für den Steuer- 
pflichtigen als auch für die Finanzverwaltung übersichtlicher 
und einfacher zu handhaben. 


Zu Nummer 3 (§ 37 Absatz 6 - neu) 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt der Än- 
derungen der §§ 13a und 13b BewG. Danach sind die Ände- 
rungen erstmals auf Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer 
nach dem 30. Juni 2011 anzuwenden. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Erbschaftsteuer- 
Durchführungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§1 Absatz 4 Nummer 2) 

Vermögensverwahrer und -Verwalter können bis zu einer Ba- 
gatellgrenze von 5 000 Euro auf eine Anzeige der von ihnen 
für den Erblasser verwahrten beziehungsweise verwalteten 
Vermögensgegenstände verzichten. Zur weiteren Redu- 
zierung bürokratischen Aufwands wird die Grenze auf 
10 000 Euro verdoppelt, sodass dann in vielen Fällen mit ge- 
ringeren Guthabenständen eine Anzeige bei der Finanzver- 
waltung unterbleiben kann. 

Zu Nummer 2 (§2 Satz 2) 

Wertpapieremittenten, die auf den Namen lautende Aktien 
oder Schuldverschreibungen ausgegeben haben, können bis 
zu einer Bagatellgrenze von 5 000 Euro auf eine Anzeige der 
von ihnen für den Erblasser verwahrten beziehungsweise 
verwalteten Vermögensgegenstände verzichten. Zur weite- 
ren Reduzierung bürokratischen Aufwands wird die Grenze 
auf 10 000 Euro verdoppelt, sodass dann in vielen Fällen mit 
geringeren Guthabenständen eine Anzeige bei der Finanz- 
verwaltung unterbleiben kann. 

Zu Nummer 3 (§3 Absatz 3 Satz 2) 

Entsprechend der Änderung bei der Anzeigepflicht der Ver- 
mögensverwahrer und Vennögensverwalter (vgl. Artikel 9 
Nummer 1) wird die Freigrenze für die Anzeigen der Versi- 
cherungsuntemehmen auf 10 000 Euro verdoppelt. 

Zu Nummer 4 (§ 12) 

Durch die Neufassung des § 12 ErbStDV wird bestimmt, 
dass die Änderungen der Erbschaftsteuer-Durchführungs- 
verordnung erstmals auf Erwerbe anzuwenden sind, für die 
die Steuer nach dem 30. Juni 2011 entsteht. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Grunderwerbsteuer- 
gesetzes) 

(§18 Absatz 1 Satz 3 - aufgehoben -, 
Abschnitt 8 - neu -, § 22a - neu -, 
Abschnitt 9 - neu) 

Nach § 18 GrEStG obliegen den Gerichten, Behörden und 
Notaren Anzeigepflichten im Zusammenhang mit der Beur- 
kundung von Rechtsvorgängen, die einen Rechtsträgerwech- 
sel an einem inländischen Grundstück betreffen. Der Anzei- 
ge ist eine beglaubigte Abschrift der Urkunde über den 
Rechtsvorgang, den Antrag, den Beschluss oder die Ent- 
scheidung beizufügen. Eine elektronische Übermittlung der 
Anzeige ist nach § 18 Absatz 1 Satz 3 GrEStG bisher ausge- 
schlossen. 

Mit der Streichung des Satzes 3 in § 18 Absatz 1 GrEStG 
und der Aufnahme einer Ermächtigungsgrundlage zur Rege- 
lung eines Verfahrens zur elektronischen Übermittlung der 
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Anzeigen und Abschriften der Urkunden in § 22a GrEStG 
soll - in Abhängigkeit der technischen Machbarkeit - die 
Möglichkeit zur elektronischen Übermittlung der Anzeigen 
eröffnet werden. Hiermit wird sowohl der Zielsetzung des 
Koalitionsvertrages nach weiterem Bürokratieabbau als 
auch den Initiativen der Bundesnotarkammer und der Länder 
zur elektronischen Übermittlung der Anzeigen Rechnung 
getragen. 

Die elektronische Übermittlung der Anzeigen an die Finanz- 
verwaltung kann dazu beitragen, ressortübergreifend Büro- 
kratie abzubauen, Medienbrüche zu beseitigen, Arbeitsab- 
läufe zu beschleunigen und zu vereinfachen, die Kommu- 
nikation innerhalb der Steuerverwaltung zu verbessern, 
Informationen für ein IT-gestütztes Risikomanagement effi- 
zient und zeitgerecht verfügbar zu machen und damit insge- 
samt eine Verbesserung des Steuervollzugs zu erreichen. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Forstschäden- 
Ausgleichsgesetzes) 

Nach geltender Rechtslage können nur Betriebe mit Ein- 
künften aus Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 
EStG die Regelung beanspruchen. 

Die Regelungen für Forstbetriebe sollen unabhängig von der 
steuerrechtlichen Einordnung der Einkünfte gewährt wer- 
den. 

Die Steuervereinfachung wird für die Steuerpflichtigen da- 
durch greifbar, dass durch die rechtsformneutrale Ausgestal- 
tung der Vorschriften überflüssige Abgrenzungsregelungen 
entfallen und der Gesetzeszweck zielgenauer erfüllt wird. 

Zu Nummer 1 (§1 Absatz 4) 

Es handelt sich um eine Anpassung des Gesetzesfolgenver- 
weises. 

Zu Nummer 2 (§4 Absatz 1) 

Die Änderung berücksichtigt, dass Forstbetriebe nach er- 
tragsteuerrechtlichen Grundsätzen nicht nur Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, sondern auch Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb erzielen können. Deshalb soll die Vergünsti- 
gung für Forstbetriebe unabhängig von der steuerrechtlichen 
Einordnung gegebenenfalls auch für einzelne Einkunftsteile 
innerhalb einer Einkunftsart gewährt werden. Hierfür ist je- 
doch erforderlich, dass sich die Betriebseinnahmen und Be- 
triebsausgaben im Zusammenhang mit der Forstwirtschaft 
nach den Grundsätzen des Bundesfinanzhofs vom 25. Au- 
gust 1960 (BStBl III S. 486) abgrenzen lassen. 

Die Regelung in Absatz 1 ist eine eigenständige Vorschrift, 
die nicht Buch führenden einen Ausgleich dafür gewähren 
soll, dass sie keine Rücklage nach § 3 FSchAusglG bilden 
können. Systematisch lehnt sich die Vorschrift an den Rege- 
lungen des § 5 1 EStDV an. 

Zu Nummer 3 (§ 4a) 

Die Änderung berücksichtigt, dass Forstbetriebe nach er- 
tragsteuerrechtlichen Grundsätzen nicht nur Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, sondern auch Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb erzielen können. Deshalb soll die Vergünsti- 


gung für Forstbetriebe unabhängig von der steuerrechtlichen 
Einordnung gewährt werden. 

Die Nichtaktivierung von Kalamitätsholz widerspricht allge- 
meinen Bilanzierungsgrundsätzen. Sie erleichtert jedoch 
dem Forstwirt die Lagerung von eingeschlagenem Kalami- 
tätsholz und trägt damit im Schadensfälle zu einer Entlas- 
tung des Holzmarktes bei. Aus diesem Grunde ist die Nicht- 
aktivierung beziehungsweise nur teilweise Aktivierung 
von Kalamitätsholz als Liquiditätshilfe gerechtfertigt. Es 
ist deshalb sachlich geboten, diese weitgehende steuerliche 
Maßnahme mit der Einschlagsbeschränkung nach § 1 
FSchAusglG zu verknüpfen. 

Zu Nummer 4 (§5 Absatz 1) 

Es handelt sich um eine Anpassung des Gesetzesfolgenver- 
weises. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Zerlegungsgesetzes) 
Zu Nummer 1 (§6 Absatz 7) 

Internet und elektronische Datenverarbeitung bieten neue 
Möglichkeiten, die Verwaltung bürgerfreundlicher zu ma- 
chen und Bürokratielasten zu vermeiden. Unter anderem die 
Verpflichtung zur elektronischen Abgabe der Körperschaft- 
steuererklärung ab dem Veranlagungszeitraum 2011 stellt 
bereits einen wichtigen Baustein des Gesamtkonzepts zur 
Modernisierung des Besteuerungsverfahrens dar. 

Die Erklärung zur Zerlegung der Körperschaftsteuer (Zerle- 
gungserklärung) ist eine Jahreserklärung (§ 6 Absatz 3 
ZerlG und § 184 Absatz 1 Satz 3 AO), die bisher nach amt- 
lich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und eigen- 
händig vom gesetzlichen Vertreter zu unterschreiben ist. Im 
neuen Absatz 7 wird eine Verpflichtung zur elektronischen 
Abgabe der Zerlegungserklärung geschaffen. Dies stellt einen 
weiteren Baustein in Richtung modernerer und effizienterer 
Verwaltung dar. Da es sich um eine Steuererklärung handelt, 
gilt § 1 50 Absatz 6 bis 8 AO, so dass eine ausreichende Da- 
tensicherheit gewährleistet werden karm. 

Zur Venneidung unbilliger Härten kann die Finanzbehörde 
gestatten, die Zerlegungserklärung weiterhin nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck beim Finanzamt einzureichen. 
Eine unbillige Härte karm insbesondere dann vorliegen, 
wenn dem Steuerpflichtigen nicht zuzumuten ist, die techni- 
schen Voraussetzungen für eine elektronische Übermittlung 
schaffen. 

Zu Nummer 2 (§ 12 Absatz 2 Satz 4 - neu) 

Der neue § 12 Absatz 2 ZerlG regelt die erstmalige Anwen- 
dung der Verpflichtung zur elektronischen Abgabe der Er- 
klärung zur Zerlegung der Körperschaftsteuer. Diese ist 
danach erstmals für den Veranlagungszeitraum 2014 elektro- 
nisch abzugeben. 

Nach der von der FMK für das Vorhaben KONSENS abge- 
stimmten Vorhabensplanung für 20 1 1 und die folgenden Jah- 
re wird die Entwicklung der vereinheitlichten KSt-Festset- 
zungsprogramme zum 31. Dezember 2013 abgeschlossen 
sein. Danach erfolgt der Einsatz in allen Bundesländern. 

Deshalb ist diese Neuregelung erst ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2014 anzuwenden. 
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Zu Artikel 13 (Änderung des Bundeskindergeld- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§1 Absatz 1 Nummer 3) 

Mit Inkrafttreten des § 1 Absatz 1 Nummer 3 in der Fassung 
des § 62 Absatz 17 des Beamtenstatusgesetzes (BGBl. 1 
2008 S. 1010) zum 1. April 2009 ist versehentlich der Ver- 
weis auf § 29 des Bundesbeamtengesetzes aufgehoben wor- 
den. Der Verweis ist wieder aufzunehmen. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 2 Satz 2 und 3 (bisherige 
Sätze 2 bis 1 0) 

Die Änderungen in § 32 Absatz 4 EStG werden inhaltsgleich 
für das BKGG übernommen. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 3 Satz 3) 

Redaktionelle Anpassungen des Verweises im Hinblick auf 
die Änderung von § 2 Absatz 2 BKKG. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Finanzausgleichs- 
gesetzes) 

(§ 1 Satz 5) 

Die Änderung der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern dient insbesondere der vollständigen Kompen- 
sation der Länder und Gemeinden von den mit dem Gesetz 
verbundenen Steuermindereinnahmen. Finanzverfassungs- 
rechtlich kann der Bund hier unmittelbar nur eine Entlastung 
der Länder vornehmen. Zudem werden die Länder von den 
einmaligen Kosten, die der Finanzverwaltung im Zuge der 
im Jahressteuergesetz 2010 geregelten Einführung der elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) durch 
die schriftliche Übermittlung der erstmals gebildeten Lohn- 
steuerabzugsmerkmale entstehen, entlastet. 

Zu Artikel 15 (Aufhebung bundesrechtlicher 
Rechtsvorschriften) 

Aufhebung des Gesetzes über Bergmannsprämien und der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Berg- 
mannsprämien 

Die Aufhebung des Gesetzes über Bergmannsprämien dient 
der Rechtsbereinigung. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 wurde die stufenweise 
Abschaffung der Bergmannsprämie beschlossen und be- 
stimmt, dass das Bergmannsprämiengesetz letztmals für ver- 
fahrene volle Schichten vor dem 1 . Januar 2008 anzuwenden 
ist. Insoweit wird auf die Begründung zum Entwurf des 
Steueränderungsgesetzes 2007 Bezug genommen (vgl. Bun- 
destagsdrucksache 16/1545). Die Aufhebung der Durchfüh- 
rungsverordnung ist eine Folgeänderung im Zusammenhang 
mit der Aufhebung des Gesetzes. 

Zu Artikel 16 (Änderung des Bundesversorgungs- 
gesetzes) 

(§ 33b Absatz 4 Satz 3) 

Redaktionelle Anpassung des Verweises im Hinblick auf die 
Änderung von § 32 Absatz 4 EStG. 


Zu Artikel 17 (Änderung des Bundeseltemgeld- und 
Elternzeitgesetzes) 

(§ 27 Absatz la - neu) 

Durch die Übergangsregelung wird vermieden, dass in El- 
temgeldbescheiden bereits festgesetzte Bemessungseinkom- 
men wegen der Erhöhung des in § 2 Absatz 7 Satz 1 BEEG 
in Bezug genommenen Arbeitnehmer-Pauschbetrages nach 
§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG im laufenden Be- 
zug zulasten der Eltemgeldberechtigten für noch nicht be- 
gonnene Bezugsmonate herabgesetzt werden muss. Zudem 
vermeidet die Übergangsregelung den mit den ansonsten er- 
forderlichen Neubescheidungen verbundenen erheblichen 
Verwaltungsaufwand. 

Die Übergangsregelung betrifft nur die Ermittlung des Über- 
schusses der Einnahmen über die mit einem Zwölftel des 
steuerrechtlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrags anzusetzen- 
den Werbungskosten nach § 2 Absatz 7 Satz 1 BEEG, nicht 
die Berechnung der Steuerabzüge. Die Steuerabzugsbeträge, 
die im Rahmen der Elterngeldberechnung nach § 2 Absatz 7 
Satz 1 BEEG zu berücksichtigen sind, entsprechen den lohn- 
steuerrechtlichen Abzugsbeträgen. Die Entgeltdaten aus den 
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen können entsprechend 
§ 2 Absatz 7 Satz 4 BEEG insofern weiterhin übernommen 
werden. Das Erfordernis, die aus den monatlichen Lohn- 
und Gehaltsbescheinigungen des Arbeitgebers übernomme- 
nen Entgeltdaten wegen der Erhöhung des Arbeitnehmer- 
Pauschbetrags nachträglich zu korrigieren, kann sich nicht 
ergeben, weil die Berücksichtigung der dadurch herbei- 
geführten steuerlichen Vergünstigung nicht in Forni einer 
Korrektur der Lohnsteuerabzüge für bereits abgeschlossene 
Kalendemionate erfolgt, sondern in Forai einer Nachberech- 
nung, die sich im Lohnsteuerabzugsverfahren allein im 
Dezember 20 11 auswirkt. 

Zu Artikel 18 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Artikel 1 8 Absatz 1 bestimmt, dass die in diesem vorliegen- 
den Änderungsgesetz vorgesehenen Änderungen grundsätz- 
lich am 1. Januar 2012 in Kraft treten. 

Zu Absatz 2 

Artikel 18 Absatz 2 legt fest, dass davon abweichend die 
Änderungen in Artikel 1 Nummer 3, 5 Buchstabe a, Num- 
mer 11, 26 Buchstabe a, Nummer 28, 29, 30, 31, 33, 34 
Buchstabe a, c, d, e, h, i und j und Nummer 35, Artikel 2 
Nummer 2 und 8 Buchstabe a sowie Artikel 3 Nummer 1 
bis 6, Artikel 4 Nummer 1, 2 und 4, sowie die Artikel 6 
bis 10 und 17 am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 

Zu Absatz 3 

Die Änderungen des Umsatzsteuergesetzes (Artikel 5) treten 
davon abweichend nach Artikel 1 8 Absatz 3 am 1 . Juli 2011 
in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat den Entwurf 
des Gesetzes auf Bürokratiekosten geprüft, die durch Infor- 
mationspflichten begründet werden. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden für die Wirtschaft 
drei Informationspflichten eingeführt und neun Infonna- 
tionspflichten geändert, insbesondere vereinfacht. Im Saldo 
sinken dadurch die Bürokratiekosten um rund 4,05 Mrd. Euro 
pro Jahr. Für Bürgerinnen und Bürger werden zwei Informa- 
tionspflichten eingeführt und zehn geändert, insbesondere 
vereinfacht. Für die Verwaltung werden keine Informations- 
pfhchten eingeführt, geändert oder abgeschafft. 

Der Nationale Normenkontrollrat begrüßt die Bestrebungen 
der Bundesregierung, Besteuerungsverfahren einfacher, trans- 
parenter und nachvollziehbarer auszugestalten. Das vorlie- 
gende Vorhaben stellt hierfür einen wichtigen Schritt dar. 

1 . Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung 

Die größte Entlastung ergibt sich durch die Vereinfachung 
der elektronischen Rechnungsstellung. Für alle Rechnungen, 
gleich ob in Papier- oder in elektronisch übermittelter Form, 
gilt, dass die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit 
des Inhalts gewährleistet sein müssen, wenn der Vorsteuer- 
abzug geltend gemacht wird. Die bisherige Regelung des 
§14 UStG sieht für Rechnungen, die auf elektronischem 
Weg übermittelt werden, hohe technische Anforderungen 
vor. In diesen Fällen kann der Unternehmer die Echtheit und 
die Unversehrtheit bislang nur gewährleisten, indem er ent- 
weder eine qualifizierte elektronische Signatur verwendet 
oder ein Verfahren zum elektronischen Datenaustausch 
(sog. EDI- Verfahren) nutzt. Beide Verfahren haben zwar 
einen geringeren Bürokratieaufwand als Papierrechnungen, 
verursachen aber noch hohe und spürbare Bürokratiekosten 
in den Unternehmen und stellen somit in vielen Fällen eine 
beachtliche Hürde dar, auf elektronische Verfahren umzu- 
stellen. 

Der vorliegende Regelungsentwurf sieht nun eine erhebliche 
Vereinfachung vor. Jeder Steuerpflichtige kann selbst festle- 
gen, in welcher Weise er die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts gewährleistet. Dies kann insbe- 
sondere durch innerbetriebliche Kontrollverfahren erreicht 
werden, die einen verlässlichen Prüfpfad zwischen einer 
Rechnung und einer Leistung schaffen. Die Nutzung der 
qualifizierten elektronischen Signatur und das EDI- Verfah- 
ren sind weiterhin möglich. Zu Beginn der Ressortabstim- 
mung war diese Formulierung nur Bestandteil der Begrün- 
dung. Der NKR begrüßt daher, dass der Kabinettentwurf nun 
deutlicher gefasst ist und auch andere verlässliche Verfahren 
ausdrücklich zulässt. Nur mit einer derartigen Klarstellung 
können die wesentlichen Impulse in Richtung Wirtschaft ge- 
geben werden. 

Laut Bestandsmessung werden derzeit auf der Basis des 
Umsatzsteuerrechts rd. 2,82 Mrd. Rechnungen von Unter- 
nehmen nach umsatzsteuerlichen Maßstäben erstellt und 
versandt sowie von diesen Unternehmen und vom empfan- 


genden Unternehmen zu Umsatzsteuerzwecken archiviert. 
Daneben erfasst die Bestandsmessung gut 29 Mrd. Rechnun- 
gen, die an nicht umsatzsteuerpflichtige Kunden ausgestellt 
werden, aber für Umsatzsteuerzwecke zehn Jahre lang auf- 
bewahrt werden müssen. Hierfür wurden Bürokratiekosten 
der Wirtschaft von insgesamt 9,27 Mrd. Euro gemessen. Die 
Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung hat 
laut Ressort Auswirkungen auf die drei Informationspflich- 
ten der Wirtschaft: 

a) Ausstellen von Rechnungen nach § 14 Absatz 2 Num- 
mer 2 Satz 2 UStG 

Diese Vorschrift verpflichtet das Untemehiuen, eine Rech- 
nung auszustellen, wenn es einen Umsatz an ein anderes Un- 
ternehmen ausführt. Diese Rechnungen werden derzeit noch 
in großen Teilen in Papier ausgestellt. Die Bestandsmessung 
des Statistischen Bundesamtes geht davon aus, dass pro Jahr 
rund 1 ,32 Mrd. Rechnungen auf diese Weise ausgestellt wer- 
den. Hierdurch entstehen Bürokratiekosten in Höhe von rund 
2,54 Mrd. Euro. Indem nun die Anforderungen an die elek- 
tronische Rechnungsstellung deutlich gesenkt werden, rech- 
net das Ressort damit, dass künftig rund 80 Prozent aller 
Rechnungen zwischen Unternehmen elektronisch versandt 
werden. Dies führt laut Ressort insgesamt zu Einsparungen 
von rund 250 Mio. Euro. Hierbei ist berücksichtigt, dass die 
Bestandsmessung von einer - gerade in Relation zu elektro- 
nischen Rechnungen - sehr niedrigen Fallzahl an Papier- 
rechnungen ausging. 

b) Ausstellen von Rechnungen unter Nutzung der qualifi- 
zierten elektronischen Signatur nach § 14 Absatz 3 Num- 
mer 1 UStG 

Diese Vorschrift verpflichtet das Unternehmen, bei auf elek- 
tronischem Weg übermittelten Rechnungen die Echtheit und 
Unversehrtheit durch eine qualifizierte elektronische Signa- 
tur (qeS) zu gewährleisten, wenn er nicht vom EDI-Ver- 
fahren Gebrauch macht. Das Ressort schätzt, dass künftig 
die meisten Unternehmen keine qualifizierte elektronische 
Signatur verwenden werden. Die Kosten sinken um rund 
487 Mio. Euro. 

c) Aufbewahrung von Rechnungen nach § 14b Absatz 1 
UStG 

Diese Vorschrift verpflichtet das Unternehmen, alle Duplika- 
te der Rechnungen, die es versandt hat und alle Rechnungen, 
die es selbst erhalten hat, zehn Jahre in lesbarem Zustand 
aufzubewahren. Die Zahl der manuell bearbeiteten und ar- 
chivierten Rechnungen sinkt laut Ressort um voraussichtlich 
rund 10,5 Mrd. auf rund 8,5 Mrd. Rechnungen. Dadurch re- 
duzieren sich die Kosten für den Vorgang der Archivierung 
um rund 3,4 Mrd. Euro. Nicht in Ansatz gebracht wurden da- 
bei - bereits in der Bestandsmessung - die Kosten für die 
zehnjährige Lagerung selbst. 

Der NKR hält die Schätzungen des Ressorts - unter Zugrun- 
delegung der nun vorliegenden Version - insgesamt für 
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nachvollziehbar. Dabei ist dem Ressort zuzugestehen, dass 
die Auswirkungen von Maßnahmen im IT-Bereich aufgrund 
der dadurch ausgelösten Dynamik stets relativ schwierig 
vorherzubestimmen sind. Während ein entlastender Effekt 
hinsichtlich des Wegfalls des Erfordernisses der qualifizier- 
ten elektronischen Signatur bei den Unternehmen, die bei ak- 
tueller Rechtslage diese Signatur eingeführt haben oder ein- 
geführt hätten, noch offensichtlich ist, ist die Abschätzung 
der Auswirkungen auf die anderen beiden Pflichten komple- 
xer. Der NKR ist aufgrund der Eingaben der Verbände in der 
Vergangenheit und der Verbandsstellungnahmen zum ak- 
tuellen Entwurf überzeugt, dass es sich bei dem Erfordernis 
der qualifizierten elektronischen Signatur um eine entschei- 
dende Hürde handelt, die viele Unternehmen bislang davon 
abgehalten hat, auf eine elektronische Rechnungsstellung 
und eine damit im Zusammenhang stehende elektronische 
Rechnungsbearbeitung insgesamt umzusteigen. Daher wird 
künftig eine technologieneutral ausgestaltete Regelung 
einen Impuls geben, der über den Bereich der konkreten 
Ausstellung der elektronischen Rechnung hinausgeht. Die 
Auffassung des Ressorts ist plausibel, dass zahlreiche 
Unternehmen auf elektronische Prozesse umsteigen, ihre 
Rechnungen elektronisch erstellen und versenden bzw. ein- 
gehende elektronische Rechnungen auch elektronisch wei- 
terbearbeiten werden. Außerdem werden sie häufig die 
Rechnungen auch elektronisch aufbewahren. Dass dabei laut 
Schätzung des Ressorts bei der Pflicht zur Aufbewahrung 
der Rechnungen die größte Entlastungswirkung eintritt, lässt 
sich durch die hohe Fallzahl erklären, da Unternehmen auch 
Rechnungen an private Haushalte laut Umsatzsteuergesetz 
aufzubewahren haben. Eine gesetzliche Pflicht zur Ausstel- 
lung von Rechnungen besteht in vielen Fällen dagegen nicht. 
Dies erklärt wiederum die niedrige Fallzahl bei den beiden 
anderen Informationspflichten. 

Auch wenn ein wesentlicher Impuls in Richtung „Elektronik 
statt Papier“ gegeben wird, werden nicht alle Unternehmen 
in Zukunft auf die elektronische Rechnungsstellung und 
-bearbeitung umstellen. Es wird stets eine relevante Anzahl 
an Unternehmen geben, die aus verschiedensten Gründen 
ihre innerbetrieblichen Prozesse nicht elektronisch gestalten 
wollen. Diesen Umstand hat das Ressort beachtet. Es rechnet 
damit, dass auch langfristig weiterhin rund 8 Milliarden 
Rechnungen in Papierform versandt und archiviert werden. 

Kleine und mittlere Unternehmen nutzen oftmals noch kein 
elektronisches Archiv. Damit auch diese Unternehmen zu- 
nehmend von den Vorteilen der elektronischen Rechnungs- 
stellung profitieren, bittet der NKR das Ressort im weiteren 
Verfahren die Regelungen zur elektronischen Archivierung, 
insbesondere § 27b Absatz 2 UStG, dahingehend zu über- 
prüfen, ob elektronische Rechnungen stets in elektronischer 
Form aufbewahrt werden müssen oder ob nicht alternativ die 
Aufbewahrung in Papierform ausreichen kann. 

Zur Unterstützung des Impulses sollte das Ressort weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen anstreben. Die Messung der Bü- 
rokratiekosten hat gezeigt, dass pro Jahr rund 35 Mrd. Rech- 
nungen bzw. deren Duplikate zu den Akten gegeben werden, 
in denen sie zehn Jahre aufbewahrt werden müssen. Diese 
Akten werden entweder in Papier- oder in elektronischer 
Form aufbewahrt. Beide Formen verursachen Kosten, da 
auch die massenhafte elektronische Aufbewahrung von 
Rechnungen entsprechende Speicherkapazität bindet, die 
entweder im Unternehmen selbst oder bei einem externen 


Dienstleister vorgehalten wird. Eine Verkürzung der Aufbe- 
wahrungsfristen und eine Harmonisierung mit den Fristen 
insbesondere im Handels- und Sozialversicherungsrecht 
könnten weitere Entlastungen bringen. Vor diesem Hinter- 
grund begrüßt der NKR die derzeitige Überprüfung der Auf- 
bewahrungsfristen in den drei genannten Rechtsbereichen 
durch die Bundesregierung, bei der auch die Kosten für die 
Lagerung selbst ermittelt werden. 

Der NKR begrüßt ausdrücklich, dass sich das Ressort bei 
den Verhandlungen auf europäischer Ebene für eine Verein- 
fachung der zugrundeliegenden Mehrwertsteuersystemricht- 
linie ausgesprochen hatte und dass die Vereinfachungen be- 
reits zum 1. Juli 2011 und nicht erst - wie vom EU-Recht 
vorgesehen - zum 1. Januar 2013 greifen. 

Der NKR bittet das Ressort, die Regelung zur elektronischen 
Rechnungsstellung nach zwei Jahren zu evaluieren. Hierbei 
sollte es die tatsächlichen Auswirkungen auf den Bestand 
der Bürokratiekosten sowie die dann erkennbaren Folgen für 
das Steuersubstrat ermitteln. Der verbleibende Aufwand für 
die umsatzsteuerliche Rechnungsstellung und Aufbewah- 
rung sollte hierbei empirisch genau gemessen werden. 

2. Entlastung der Bürgerinnen und Bürger 

Der Entwurf des Steuervereinfachungsgesetzes enthält eini- 
ge Maßnahmen, die den bürokratischen Aufwand für Bürge- 
rinnen und Bürger verringern sollen. Spürbare Entlastungs- 
wirkung haben dabei insbesondere die Vereinfachung der 
Abzugsfähigkeit von Kinderbetreuungskosten, der Wegfall 
der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljährige Kinder, die 
Vereinheitlichung der Grenzen bei verbilligter Wohnraum- 
überlassung und die Befreiung von der Pflichtveranlagung 
bei Arbeitnehmern mit geringem Arbeitslohn bei zu hoher 
Mindestvorsorgepauschale. Das Ressort hat das jeweilige 
Einsparpotential grundsätzlich nachvollziehbar abgeschätzt 
und ausgewiesen. Bei der Vereinheitlichung der Grenzen bei 
verbilligter Wohnraumüberlassung sind neben Privatperso- 
nen auch gewerbliche Vermieter betroffen. Diesen Umstand 
hat das Ressort nicht berücksichtigt. 

Auch die gleichzeitige Abgabe von Steuererklärungen für 
mehrere Jahre soll Bürgerinnen und Bürger entlasten. Das 
Ressort selbst rechnet mit einer relativ geringen Zahl an 
Steuerpflichtigen, die von dieser Möglichkeit Gebrauch ma- 
chen wollen (323 000 Fälle). Der NKR hält diese Einschät- 
zung für nachvollziehbar, da zu vermuten ist, dass viele 
Steuerpflichtige nicht länger als erforderlich auf eine Steuer- 
rückzahlung warten wollen. 

3. Erhöhung des Arbeitnehmerpauschbetrages 

Der Entwurf enthält außerdem die Erhöhung des Arbeitneh- 
merpauschbetrags von 920 auf 1 000 Euro. Dies führt nach 
Schätzung des Ressorts zu einer Entlastung bei 550 000 
Steuerpflichtigen im Umfang von durchschnittlich je 8 Mi- 
nuten sowie Steuermindereinnahmen von 330 Mio. Euro. 
Der erhöhte Pauschbetrag soll bereits für den Veranlagungs- 
zeitraum 2011 angewendet werden. Die Arbeitgeber müssen 
dies beim Lohnsteuerabzug für das laufende Jahr jedoch erst 
im Dezember 2011 in toto berücksichtigen. Gleichwohl ge- 
ringer ausfallend als bei der unterjährigen Rückabwicklung 
der monatlichen Lohnsteuerabrechnungen entstehen durch 
die unterjährige Änderung des Lohnsteuerrechts den Unter- 
nehmen zusätzliche einmalige Bürokratiekosten für die 
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Lohnabrechnung im Dezember 2011, die das Ressort nicht 
quantifiziert hat. Der NKR bittet, dies nachzuholen. 

Der NKR weist daraufhin, dass durch gesetzliche Änderun- 
gen im Lohnsteuerrecht und im Übrigen auch im Sozialver- 
sicherungsbeitragsrecht, die den bereits laufenden Bu- 
chungszeitraum betreffen, ein Bürokratiekostenanstieg stets 
unvermeidlich ist. Ziel der Bundesregierung sollte es daher 
sein, unterjährige Änderungen zu vermeiden, weil sie den 
Unternehmen immer Aufwand aufbürden, der vergleichbar 
ist mit dem Aufwand, der bei einer Anpassung der Lohnab- 
rechnungsprogramme zum Jahreswechsel entsteht, aber zu- 
sätzlich anfällt. 

4. Flankierende Maßnahmen und weitere Vereinfachungen 

ln der Begründung zum Gesetzentwurf benennt das Ressort 
weitere Maßnahmen, die zur Vereinfachung des Steuerrechts 
in naher Zukunft umgesetzt werden sollen. Hierunter fallen 
Erleichterungen bei der Erfüllung steuerlicher Pflichten, die 


Einführung des Instituts der „zeitnahen Betriebsprüfung“, 
die Vereinfachung des steuerlichen Reisekostenrechts, die 
Harmonisierung steuerrechtlicher und sozialrechtlicher Vor- 
schriften und eine Vereinfachung des Unternehmenssteuer- 
rechts. Der NKR ist der Auffassung, dass in diesen Rege- 
lungsbereichen deutliches Einsparpotential vorhanden ist. ln 
weiten Teilen sind die flankierenden Maßnahmen nur grob 
Umrissen. Der Normenkontrollrat bittet daher das Ressort, zu 
den einzelnen Maßnahmen jeweils zeitnah ein Konzept zu 
entwickeln und das jeweilige Einsparpotential unter Einbe- 
ziehung von Unternehmen und Wirtschaftsverbänden abzu- 
schätzen. Der NKR bietet hierbei seine Unterstützung an. 

Verschiedene Verbände haben in ihren Stellungnahmen zum 
vorliegenden Entwurf, aber auch schon in vorangegangenen 
Eingaben, weitere Vereinfachungsmaßnahmen vorgeschla- 
gen, die zum Teil auch Informationspfiichten betreffen. Der 
NKR bittet das Ressort, zu prüfen, inwieweit einzelne Maß- 
nahmen noch im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens 
eingebracht werden sollten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 881. Sitzung am 18. März 2011 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 2 Absatz 5b 

Satz 2 EStG) 

Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 
„b) Absatz 5b Satz 2 wird aufgehoben.“ 

Begründung 

Nach der Gesetzesbegründung soll mit der neuen Formu- 
lierung des Satzes 2 erreicht werden, dass die von § 32d 
Absatz 2 und 6 EStG erfassten und somit regulär zu be- 
steuernden Kapitaleinkünfte nur noch beim Einkommen- 
steuertarif wirksam werden. Eine Auswirkung auf die an- 
deren Elemente der Steuerberechnung wie z. B. auf den 
Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG soll jedoch aus- 
geschlossen werden. 

Dies geht über das Ziel hinaus, die Vereinfachungswir- 
kung der abgeltenden Besteuerung von Kapitaleinkünf- 
ten möglichst umfassend auszugestalten. Zum einen 
käme es zu einer nicht gerechtfertigten Benachteiligung 
insbesondere von Rentnern und Pensionären, die Kapi- 
taleinkünfte beziehen, die von Amts wegen (§ 32d Ab- 
satz 2 Nummer 1, 2 und 4 EStG) oder auf Antrag (§ 32d 
Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 6 EStG) der tariflichen 
Einkommensteuer unterliegen. Zum anderen käme es zu 
nicht gerechtfertigten Begünstigungen, wenn die regulär 
besteuerten Kapitaleinkünfte bei der Ermittlung der zu- 
mutbaren Belastung, der Einkommensgrenze bei der 
Arbeitnehmer-Sparzulage und der Wohnungsbauprämie 
und bei der Festsetzung des besonderen Kirchgeldes aus- 
geschieden würden. 

Es ist kein Grund erkennbar, weshalb Kapitaleinkünfte, 
die nicht dem gesonderten Steuertarif unterliegen, anders 
als z. B. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung oder 
aus einem Riester-Banksparplan, keine Begünstigung 
durch den Altersentlastungsbetrag erhalten sollen und 
auch bei der weiteren Einkommensermittlung anders als 
die übrigen tariflich besteuerten Einkünfte behandelt 
werden sollen. Damit wäre auch keine Vereinfachung 
verbunden, weil die von § 32d Absatz 2 und 6 EStG er- 
fassten Kapitaleinkünfte für die reguläre Einkommen- 
steuer stets in der Einkommensteuererklärung enthalten 
sein müssen. 

Zur Vermeidung dieser nicht gerechtfertigten unsystema- 
tischen Auswirkung ist § 2 Absatz 5b Satz 2 EStG aufzu- 
heben. Die Streichung des § 2 Absatz 5b Satz 2 EStG 
stellt sicher, dass die notwendige Vereinfachungswirkung 
bei den abgeltend besteuerten Kapitaleinkünften in dem 
in Nummer 2 des Beschlusses der Finanzministerinnen 
und Finanzminister der Länder vom 20. Mai 2010 ge- 
wollten Umfang eintritt. 


§ 2 Absatz 5b Satz 1 EStG nimmt nämlich nur Kapitaler- 
träge im Sinne des § 32d Absatz 1 und des § 43 Absatz 5 
EStG aus dem Begriff Einkünfte, etc., aus. Dies sind die 
Einkünfte aus Kapitalvermögen, für die der gesonderte 
Steuersatz von 25 Prozent greift. Einkünfte aus Kapital- 
vermögen, die dem regulären Steuersatz unterliegen, 
werden von Satz 1 nicht angesprochen. Da § 32d Absatz 2 
und Absatz 6 EStG die Anwendung des § 32d Absatz 1 
EStG ohnehin ausschließt, führt bereits die bloße Strei- 
chung des § 2 Absatz 5b Satz 2 EStG dazu, dass lediglich 
die abgeltend besteuerten Kapitaleinkünfte aus der Er- 
mittlung der zumutbaren Belastung und des Spendenab- 
zug ausscheiden. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 10 Absatz 2 und 2a EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob die Berichtigungsvorschrift in § 10 Ab- 
satz 2a Satz 8 EStG 

- klarstellend dahingehend ergänzt werden sollte, dass 
ein Steuerbescheid - im Rahmen der Festsetzungsfrist 
- unabhängig davon geändert werden kann, wann die 
(geänderte) Datenübermittlung erfolgt, 

- auch auf die Fälle erstreckt werden sollte, in denen 
sich nachträglich herausstellt, dass der Steuerpflichti- 
ge die für einen Sonderausgabenabzug erforderliche 
Einwilligung in die Datenübermittlung nach § 1 0 Ab- 
satz 2 EStG nicht erteilt hat. 

Die Änderung sollte zugleich zum Anlass genommen 
werden zu prüfen, ob die bisher in § 10 Absatz 2 Satz 4 
und 5 enthaltenen (zusätzlichen) Korrektumormen wei- 
terhin erforderlich sind. 

Begründung 

Vorsorgeaufwendungen nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe b und Absatz 1 Nummer 3 EStG werden nach 
§ 1 0 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 bzw. Absatz 2 Satz 3 nur 
beim Sonderausgabenabzug berücksichtigt, wenn der 
Steuerpflichtige gegenüber der übermittelnden Stelle in 
die Datenübermittlung nach Absatz 2a eingewilligt hat. 
Die elektronische Datenübermittlung dient somit nicht 
lediglich der Überprüfung der vom Steuerpflichtigen er- 
klärten Daten, sondern ist regelmäßig Beleg für die im 
Hinblick auf den Sonderausgabenabzug konstitutive 
Einwilligung gegenüber der übermittelnden Stelle. Die 
elektronisch übermittelten Daten sind entsprechend den 
materiell-rechtlichen Regelungen der Einkommensteuer- 
festsetzung zugrunde zu legen. 

Dementsprechend sieht der die Einzelheiten der Daten- 
übermittlung regelnde Absatz 2a der Vorschrift in Satz 8 
vor, dass ein Steuerbescheid geändert werden kann, so- 
weit Daten bei Vorliegen der Einwilligung (Satz 4) oder 
bei nachträglicher Einwilligung (Satz 6) übenuittelt 
werden bzw. Korrekturen oder Stornierungen erfolgen 
(Satz 7). Im Interesse der Rechtssicherheit sollte klarge- 
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stellt werden, dass es für die Korrektur des Steuerbe- 
scheids nicht darauf ankommt, zu welchem Zeitpunkt die 
Datenübermittlung erfolgt (ist). Eine Korrektur ist da- 
rüber hinaus in den Fällen erforderlich, in denen zwar 
Aufwendungen geltend gemacht wurden, mangels Ein- 
willigung des Steuerpflichtigen aber eine Datenübermitt- 
lung unterbleibt. 

§ 10 Absatz 2a EStG gilt sowohl für die Datenübermitt- 
lung von Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe b als auch für Vorsorgeaufwendungen nach 
Absatz 1 Nummer 3. Somit gilt auch die Korrekturvor- 
schrift in Absatz 2a Satz 8 für beide Arten von Vorsor- 
geaufwendungen, so dass für die - ausschließlich für Vor- 
sorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b 
geltenden - zusätzlichen Korrekturmöglichkeiten in Ab- 
satz 2 Satz 4 und 5 der Vorschrift kein Bedürfnis mehr be- 
stehen sollte. Aus Steuervereinfachungsgesichtspunkten 
erscheint eine Rechtsbereinigung angezeigt. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe b (§ 10 Absatz 4b 

Satz 2 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob an der in § 10 Absatz 4b Satz 2 EStG 
vorgesehenen Verrechnung eines Erstattungsüberhangs 
aus Beiträgen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG mit 
anzusetzenden Beiträgen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3a 
EStG festzuhalten ist. 

Begründung 

Die Verrechnung eines Erstattungsüberhangs aus Beiträ- 
gen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG mit anzusetzen- 
den Beiträgen nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 a EStG ist 
aus fachlicher Sicht nicht zu befürworten, da hierdurch 
die für den Sonderausgabenabzug erforderliche Berück- 
sichtigung der Aufwendungen nach der wirtschaftlichen 
Belastung des Steuerpflichtigen nicht sichergestellt wird. 

Während Beiträge nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG 
in vollem Umfang steuerlich zu berücksichtigen sind, 
können Beiträge nach § 10 Absatz 1 Nummer 3a EStG le- 
diglich im Rahmen der Höchstbeträge des § 10 Absatz 4 
EStG angesetzt werden, sofern der Abzug der Beiträge 
nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG zu keinem günstige- 
ren Ergebnis für den Steuerpflichtigen führt. 

ln Fällen, in denen im Erstattungsjahr Beiträge nach § 10 
Absatz 1 Nummer 3a EStG oberhalb der Höchstbeträge 
nach § 10 Absatz 4 EStG geleistet werden, birgt die vor- 
gesehene Verrechnung das Risiko, dass die erstatteten 
Beiträge ohne Auswirkung bzw. zum Teil ohne Auswir- 
kung auf die Höhe des Sonderausgabenabzugs bleiben, 
obwohl die Beiträge im Zahlungsjahr in vollem Umfang 
im Rahmen des Sonderausgabenabzugs berücksichtigt 
wurden. 

Hierzu sei auf den Fall verwiesen, dass die nur be- 
schränkt abziehbaren Beiträge nach Nummer 3 a auch 
nach Verrechnung mit einem Erstattungsüberhang von 
Beiträgen nach der Nummer 3 den abziehbaren Höchst- 
betrag übersteigen. 

Eine solche Lösung erscheint nicht sachgerecht, da sich 
die Beitragszahlungen im Vorjahr in vollem Umfang bei 


den Sonderausgaben niedergeschlagen haben und die 
Verrechnung des Erstattungsüberhangs mit beschränkt 
abziehbaren Sonderausgaben die wirtschaftliche Belas- 
tung des Steuerpflichtigen nicht zutreffend abbildet. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 25a EStG) 

Mit dem Gesetzentwurf soll für nicht unternehmerisch tä- 
tige Steuerzahler die Möglichkeit eröffnet werden, Ein- 
kommensteuererklärungen für zwei Jahre gleichzeitig 
abzugeben. Der Vorteil wird darin gesehen, dass sich die 
Steuerzahler nicht mehr in jedem Jahr erneut mit dem 
Einkommensteuerrecht auseinandersetzen müssen. 

Der Bundesrat weist daraufhin, dass für den Großteil der 
Steuerzahler eine „Zwei-Jahres-Erklärung“ entweder 
nicht anwendbar sein wird, weil sie die „13 000 Euro- 
Grenze“ überschreiten, oder nicht attraktiv ist, da sie eine 
Steuerrückzahlung erwarten. Nachdem die Steuerbürger 
auch bei der Inanspruchnahme der „Zwei-Jahres-Option“ 
für jedes Jahr jeweils eine gesonderte Einkommensteuer- 
erklärung abzugeben haben, dürfte der tatsächliche Ver- 
einfachungseffekt gering sein, zumal aufgrund von Steu- 
errechtsänderungen sich vielfach in den verschiedenen 
Jahren unterschiedliche Rechtsfolgen ergeben. Zu be- 
rücksichtigen ist auch, dass die Antragshürde vergleichs- 
weise groß ist. Im Antrag für die Ausübung des Wahl- 
rechts sind nämlich die voraussichtliche Höhe der 
Einnahmen sowie die Art der Einkünfte zu erklären, so 
dass auf die Steuerzahler zusätzlicher Bürokratieaufwand 
zukommt. 

Der Bundesrat befürchtet, dass mit dem Antrag auf Aus- 
übung der „Zwei-Jahres-Option“ und damit zusammen- 
hängenden Rückfragen der Steuerbürger die Finanzämter 
mit zusätzlichen Arbeiten belastet werden, die - nachdem 
Personalmehrungen nicht zu erwarten sind - letztlich die 
Bearbeitung der übrigen Aufgaben verzögern. Hinzuwei- 
sen ist in diesem Zusammenhang auch darauf, dass die 
nun vorgesehene „Zwei-Jahres-Option“ die aktuellen 
Bemühungen und Initiativen der Steuerverwaltung nicht 
befördert, mit den Angehörigen der steuerberatenden Be- 
rufe Vereinbarungen für eine kontinuierliche Abgabe der 
Steuererklärungen zu treffen. 

Der Bundesrat bittet, die vorgesehene Einführung der 
„Zwei-Jahres-Option“ im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren noch einmal zu überprüfen. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 16 (§ 26a Absatz 2 EStG) 

Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 5 

(Inhaltsübersicht und § 61 EStDV) 

a) In Artikel 1 Nummer 16 ist § 26a Absatz 2 wie folgt 
zu fassen: 

„(2) Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastun- 
gen und die Steuerermäßigung nach § 35a werden 
demjenigen Ehegatten zugerechnet, der die Aufwen- 
dungen wirtschaftlich getragen hat. Auf übereinstim- 
menden Antrag der Ehegatten werden sie jeweils zur 
Hälfte abgezogen. § 26 Absatz 2 Satz 3 gilt entspre- 
chend.“ 
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b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) ln Nummer 1 Buchstabe b ist in der Inhaltsüber- 
sicht in der Angabe zu § 6 1 vor dem Wort „Ver- 
teilung“ das Wort „hälftigen“ einzufügen. 

bb) ln Nummer 5 ist in § 61 in der Überschrift vor 
dem Wort „Verteilung“ das Wort „hälftigen“ ein- 
zufügen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Nach dem Entwurf zu § 26a Absatz 2 werden die Sonder- 
ausgaben den Ehegatten zunächst jeweils zur Hälfte zu- 
gerechnet und erst auf übereinstimmenden Antrag der 
Ehegatten demjenigen Ehegatten zugerechnet, der die 
Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat. Dies weicht 
von der bisherigen Regelung im § 26a Absatz 2 Satz 1 ab, 
bei der die Sonderausgaben allein auf die Kinderbetreu- 
ungskosten nach § 9c beschränkt sind. 

Ein Großteil der Sonderausgaben, die von einem Ehegat- 
ten wirtschaftlich getragen wurden (zum Beispiel Kran- 
ken- und Pflegeversicherungsbeiträge, Kirchensteuern, 
Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung etc.), 
wären danach, ohne übereinstimmenden Antrag und oh- 
ne zwingenden Grund für die Nichtabgabe, nur zur Hälfte 
zu berücksichtigen. Gibt der andere Ehegatte keine Steu- 
ererklärung ab, käme es zusätzlich auch nicht zur hälfti- 
gen Anrechnung der Sonderausgaben des anderen Ehe- 
gatten. 

Im Interesse einer Individualbesteuerung und bürger- 
freundlichen Verwaltung sollte der Regelfall daher vorse- 
hen, dass die Sonderausgaben dem Ehegatten zugerech- 
net werden, der sie wirtschaftlich getragen hat. 

Die Formulierung entspricht der des Referentenentwur- 
fes, mit der Erweiterung, dass der „gemeinsame“ Antrag 
durch den „übereinstimmenden“ Antrag ersetzt wurde. 
Hierdurch tritt ein deutlicher Steuervereinfachungseffekt 
ein, da weder die Verwaltung, noch die Steuerpflichtigen 
auf die Erklärung des anderen Ehegatten angewiesen 
sind. Auch im Sinne der fortschreitenden Datenübermitt- 
lung können die wirtschaftlich getragenen Aufwendun- 
gen von der Finanzverwaltung einfach direkt zugeordnet 
werden. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle Anpas- 
sung aufgrund der Änderung in Buchstabe a. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe a 

(§ 32 Absatz 4 EStG) 

Artikel 1 Nummer 1 8 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

,a) In Absatz 4 werden die Sätze 2 bis 10 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbil- 
dung oder eines Erststudiums wird ein Kind in den 
Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe a, b und d 
nur berücksichtigt, wenn das Kind keiner Erwerbs- 
tätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 
20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, 


ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein gering- 
fügiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne der §§ 8 
und 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch sind un- 
schädlich. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 
Buchstabe c gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend; 
der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 
oder eines Erststudiums ist nicht maßgebend.““ 

Begründung 

Der Wegfall der Einkünfte- und Bezügegrenze macht es 
erforderlich, die Berücksichtigung von Kindern mit einer 
nebenbei ausgeübten Erwerbstätigkeit neu zu fassen. Mit 
der von der Bundesregierung vorgesehenen Änderung 
soll zukünftig eine Erwerbstätigkeit bis zum Abschluss 
der erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststu- 
diums eines Kindes außer Betracht bleiben. 

In den Fällen des Berücksichtigungstatbestandes nach 
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c EStG 
(Kinder ohne Ausbildungsplatz) führt dies zu einer unge- 
rechtfertigten Differenzierung. Kinder, die nach dem all- 
gemeinbildenden Schulabschluss ihre ernsthaften Bemü- 
hungen um einen Ausbildungsplatz durch geeignete 
Unterlagen (schriftliche Bewerbungen bzw. Ablehnun- 
gen, Bescheinigung über die Registrierung als Bewerber 
für einen Ausbildungsplatz oder für eine Bildungsmaß- 
nahme bei der Agentur für Arbeit usw.) dokumentieren, 
wären nach dem vorliegenden Gesetzeswortlaut bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres trotz voller Erwerbstä- 
tigkeit zu berücksichtigen. 

Für die Frage, ob das auf einen Ausbildungsplatz warten- 
de Kind aufgrund seiner Erwerbstätigkeit in der Lage ist, 
sich selbst zu unterhalten und damit nicht mehr zu be- 
rücksichtigen ist, kommt es nicht darauf an, ob das Kind 
zuvor eine Berufsausbildung bzw. ein Erststudium absol- 
viert hat. Aus diesem Grund sollten Kinder ohne Ausbil- 
dungsplatz, die einer Erwerbstätigkeit im Umfang von 
mehr als 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Ar- 
beitszeit nachgehen, generell von einer Berücksichtigung 
ausgeschlossen werden. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 20 (§ 32e Absatz 2 Satz 3 EStG) 

In Artikel 1 Nummer 20 ist § 32e Absatz 2 Satz 3 wie 
folgt zu fassen: 

„Der Betrag, um den gemindert wird, errechnet sich aus 
der Differenz der festzusetzenden Einkommensteuer vor 
Ansatz der Tarifminderung nach der gewählten Veranla- 
gungsart und der festzusetzenden Einkommensteuer vor 
Ansatz der Tarifminderung, die sich bei einer geänderten 
Ausübung der Wahl der Veranlagungsart nach § 26 Ab- 
satz 2 ergeben würde.“ 

Begründung 

Die Tarifminderung berechnet sich nach dem Gesetzent- 
wurf nach der Differenz der tariflichen Einkommensteuer 
der gewählten Veranlagungsart zur tariflichen Steuer, die 
sich bei einem Wechsel der Veranlagungsart ergeben 
würde. Durch das Abstellen allein auf die tarifliche Ein- 
kommensteuer nach § 32 Absatz 1 oder 5 EStG bleiben 
u. a. die Anrechnung aus ländischer Steuern nach § 34c 
EStG, die Steuerermäßigung nach § 35 EStG und die Er- 
höhung der tariflichen Einkommensteuer um den An- 
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Spruch auf Altersvorsorgezulage (§ 10a Absatz 2 EStG) 
oder den Anspruch auf Kindergeld (§31 EStG) außer Be- 
tracht. 

Damit kann es zu ungerechtfertigten Tarifminderungen 
oder zu einer Versagung der Tarifminderung kommen, 
weil die Ermäßigungen der tariflichen Einkommensteuer 
oder die Hinzurechnungen zur tariflichen Einkommen- 
steuer bei einer Änderung der Veranlagungsart wegfal- 
len. Die Änderung des Einkommensteuerbescheides 
kann nämlich dazu führen, dass bei der gewählten Einzel- 
veranlagung der Anspruch eines Ehegatten auf Altersvor- 
sorgezulage oder Kindergeld entfällt, obwohl er bei der 
zum Vergleich heranzuziehenden Zusammenveranla- 
gung besteht. 

Beispiel 

Das gemeinsame zu versteuernde Einkommen der Ehe- 
gatten mit einem Kind beträgt (vor Abzug der Freibeträge 
für Kinder) 78 000 Euro. Die Ehegatten beantragen Ein- 
zelveranlagung, wobei das zu versteuernde Einkommen 
(vor Abzug der Freibeträge für Kinder) des Ehemannes 
43 000 Euro und das der Ehefrau 35 000 Euro beträgt. 
Nach Abzug der Freibeträge für Kinder und der Hinzu- 
rechnung des Kindergeldes beträgt die festzusetzende 
Einkommensteuer des Ehemannes 9 930 Euro und die 
festzusetzende Einkommensteuer der Ehefrau 7 206 Euro. 

Aufgrund Einspruchs wird das zu versteuernde Einkom- 
men der Ehefrau auf 20 000 Euro vermindert. Die Freibe- 
träge für Kinder werden bei der Ehefrau nicht mehr ange- 
setzt, weil das anteilige Kindergeld von 1 104 Euro die 
Steuerentlastungswirkung der Freibeträge für Kinder 
übersteigt. Die tarifliche und zugleich festzusetzende 
Einkommensteuer der Ehefrau (vor Abzug der Tarifmin- 
derung) beträgt 2 701 Euro. Bei der Zusammenveranla- 
gung würden jedoch die Freibeträge für Kinder weiterhin 
in vollem Umfang angesetzt, sodass die tarifliche Ein- 
kommensteuer 10 004 Euro und die festzusetzende Ein- 
kommensteuer nach Hinzurechnung des Kindergeldes 
von 2 208 Euro 12 212 Euro beträgt. 

Stellt man auf die tarifliche Einkommensteuer ab, so be- 
trägt die Tarifminderung 1 523 Euro (die tarifliche Ein- 
kommensteuer beträgt beim Ehemann 8 826 Euro vor 
Hinzurechnung des anteiligen Kindergeldes und bei der 
Ehefrau 2 701 Euro abzüglich der tariflichen Einkom- 
mensteuer bei Zusammenveranlagung von 10 004 Euro). 
Stellt man auf die festzusetzende Einkommensteuer (vor 
Ansatz der Tarifminderung) ab, beträgt die Tarifminde- 
rung lediglich 419 Euro (festzusetzende Einkommen- 
steuer Ehemann 9 930 Euro zuzüglich festzusetzende 
Einkommensteuer Ehefrau 2 701 Euro abzüglich festzu- 
setzende Einkommensteuer bei Zusammenveranlagung 
12 212 Euro). Die tarifliche Einkommensteuer vergleicht 
im vorliegenden Fall die um die vollen Freibeträge für 
Kinder geminderte Einkommensteuer aus der Zusam- 
menveranlagung mit der Einkommensteuer, die bei der 
Einzelveranlagung nur die halben Freibeträge für Kinder 
beinhaltet. Richtigerweise muss jedoch auf die festzuset- 
zende Einkommensteuer abgestellt werden. 

Anstelle der tariflichen Einkommensteuer muss daher auf 
die festzusetzende Einkommensteuer (vor Ansatz der Ta- 
rifermäßigung) als Vergleichsgröße abgestellt werden. 


8. Zu Artikel 1 Nummer 20 (§ 32e EStG) 

Durch die Reduzierung der Anzahl der Veranlagungsar- 
ten von sieben auf künftig vier und die gleichzeitige neu 
eingeführte Bindung an die einmal getroffene Wahl einer 
Veranlagungsart kann die Situation eintreten, dass Ehe- 
gatten im Vergleich zu unverheirateten Personen bei glei- 
cher Einkommensstruktur eine höhere Einkommensteu- 
erbelastung zu tragen hätten. Dies soll durch die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Tarifminderung verhindert 
werden. Die Tarifminderung kann beantragt werden, 
wenn sich bei Wechsel der Veranlagungsart eine geringe- 
re Steuer ergeben würde. 

Der Bundesrat weist daraufhin, dass es sich hierbei fak- 
tisch um eine neue Günstigerprüfung handelt, die von 
den Finanzämtern durchzuführen ist. Dabei ergeben sich 
- unabhängig von dem damit verbundenen hohen perso- 
nellen Aufwand - technische Schwierigkeiten. Denn eine 
solche Günstigerprüfung kann nur über eine sog. Schat- 
tenveranlagung durchgeführt werden. Dies bedeutet, dass 
bei einer unwiderruflich beantragten Zusammenveranla- 
gung zwei Schattenveranlagungen als Einzelveranlagun- 
gen (mit den dafür notwendigen personellen Eingaben) 
vorgenommen werden müssen. Das Ergebnis muss doku- 
mentiert werden und gegebenenfalls als Begründung für 
eine Antragsablehnung, falls sich keine niedrigere Ein- 
kommensteuer ergibt, beigefügt werden. Ein solches per- 
sonelles Verfahren birgt hohe Fehlerrisiken. Eine maschi- 
nelle Lösung ist - wenn überhaupt - nur mittelfristig 
möglich. Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes wird sie je- 
denfalls keinesfalls zu realisieren sein. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 21 (§ 33 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob die Art des Nachweises einer Zwangs- 
läufigkeit, Notwendigkeit und Angemessenheit von 
Krankheitskosten für den Abzug als außergewöhnliche 
Belastungen nach § 33 EStG - im Sinne der geltenden 
Verwaltungsanweisung - gesetzlich festgeschrieben wer- 
den kann. 

Begründung 

Krankheitskosten können als außergewöhnliche Belas- 
tungen nach § 33 EStG abgezogen werden, wenn die 
Aufwendungen nach den Erkenntnissen und Erfahrungen 
der Heilkunde und nach den Grundsätzen eines gewis- 
senhaften Arztes zur Heilung und Linderung einer Er- 
krankung vertretbar sind. Diese medizinische Indikation 
von Kosten zum Zwecke der Heilung einer Krankheit ist 
nach langjähriger Rechtsprechung und Verwaltungsauf- 
fassung durch eine Verordnung eines Arztes oder Heil- 
praktikers, in bestimmten Fällen durch amtsärztliches 
Attest vor Beginn einer Behandlung zu führen (R 33.4 
Absatz 1 EStR). Der Bundesfinanzhof weicht in seinen 
Urteilen vom 11. November 2010, VI R 16/09 und 
VI R 17/09, von dieser langjährigen Rechtsprechung und 
Verwaltungsauffassung ab. In den Urteilen merkt der er- 
kennende Senat an, dass sich ein formalistisches Nach- 
weisverlangen nicht aus dem Gesetz ergebe und nach 
dem Grundsatz der freien Beweisführung alle geeigneten 
Beweismittel zum Nachweis der Krankheitskosten zuge- 
lassen seien. 
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Aus dieser Änderung der Rechtsprechung ergeben sich 
erhebliche Erschwernisse für die Steuerbürger und die 
Steuerverwaltung. Der Bundesfinanzhof weist in sei- 
nem Urteil daraufhin, dass der Steuerbürger verpflich- 
tet sei, die medizinische Indikation einer Heilmaßnah- 
me und der damit zusammenhängenden Aufwendungen 
nachzuweisen. Dieser Nachweis könne jedoch nicht 
steuerlich wirksam durch ein Sachverständigengutach- 
ten des behandelnden Arztes geführt werden, denn die- 
ses sei lediglich als urkundlich belegter Parteivortrag zu 
würdigen. Bei Zweifeln an der medizinischen Indika- 
tion einer Heilmaßnahme müsste das Finanzamt bzw. 
das Finanzgericht von Amts wegen ein Gutachten zur 
medizinischen Indikation der den Aufwendungen zu- 
grunde liegenden Heilmaßnahme einholen. Dabei trage 
der Steuerpflichtige das Risiko, das ein bestellter Sach- 
verständiger im Nachhinein die medizinische Indika- 
tion der streitigen Behandlung nicht mehr verlässlich 
feststellen könne. 

Als Ausweg aus dieser Gefahr - so der Bundesfinanz- 
hof - könne der Steuerpflichtige vor Beginn der Be- 
handlung auf eigene Initiative ein amts- oder vertrau- 
ensärztliches Zeugnis einholen oder im Rahmen eines 
selbständigen Beweisverfahrens nach § 155 FGO 
i. V. m. § 485 ff. ZPO die medizinische Indikation der 
Heilbehandlung feststellen lassen. 

Zur Vermeidung der vorgenannten Beweissicherungs- 
verfahren in allen Krankheitsfällen, bei denen der 
Steuerbürger eigene Aufwendungen trägt, sollten zur 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens die beste- 
henden Nachweisregelungen aus R 33.4 Absatz 1 EStR 
in das EStG bzw. die EStDV übertragen werden. Für die 
Steuerbürger wird neben der Vermeidung verzichtbarer 
amts- oder vertrauensärztlicher Zeugnisse bei einer 
Vielzahl von Heilmaßnahmen auch Rechtssicherheit 
geschaffen, weil bei Vorlage der gesetzlichen Nachwei- 
se die medizinische Indikation der Heilmaßnahme aner- 
kannt wird. Zudem kann der Steuerbürger erkennen, 
welche konkreten Nachweise für bestimmte Heilmaß- 
nahmen erforderlich sind. In einer Vielzahl von Fällen 
(z. B. bei anhaltender Erkrankung mit anhaltendem 
Verbrauch von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln) ver- 
zichtet das Finanzamt auch bisher auf ein amts- oder 
vertrauensärztliches Zeugnis. Für die Finanzverwal- 
tung wäre eine gesetzliche Normierung ebenfalls vor- 
teilhaft, weil dadurch langwierige Rechtsbehelfe bei 
Nichtanerkennung von Sachverständigengutachten be- 
handelnder Ärzte entfallen würden. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 26 und 34 Buchstabe h 

(§ 37 Absatz 3 Satz 4 und § 52 Absatz 50f EStG) 
Artikel 3 Nummer 6 (§ 233a Absatz 2 AO) 
Artikel 4 Nummer 2 (§ 15 Absatz 11 EGAO) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 26 ist wie folgt zu fassen: 

,26. In § 37 Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter 
„des § 9c Absatz 2 und 3“ gestrichen und 
die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 1, la, 
Ib, 4, 7 und 9“ durch die Wörter „§ 10 


Absatz 1 Nummer 1,1a, Ib, 4, 5, 7 und 9“ 
ersetzt. ‘ 

bb) Nummer 34 Buchstabe h ist zu streichen. 

b) Artikel 3 Nummer 6 ist zu streichen. 

c) Artikel 4 Nummer 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Zu Buchstabe a (Artikel 1 - Änderung des Einkom- 
mensteuergesetzes - § 37 EStG) 

Der Gesetzentwurf sieht in Nummer 26 Buchstabe a 
vor, den Zeitraum, innerhalb dessen eine nachträgliche 
Anpassung der Einkommensteuer- Vorauszahlungen für 
einen abgelaufenen Veranlagungszeitraum noch mög- 
lich ist, für Fälle mit überwiegenden Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft von 21 auf 23 Monate zu 
verlängern. Begründet wird dies mit der Verlängerung 
der Steuererklärungsfristen für diese Fälle in § 149 Ab- 
satz 2 Satz 2 der Abgabenordnung um zwei Monate 
(siehe Artikel 3 Nummer 4 des Gesetzentwurfs). 

Die Frist für die nachträgliche Anpassung von Einkom- 
mensteuer-Vorauszahlungen beträgt nach § 37 Absatz 3 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) im Regel- 
fall 1 5 Monate nach Ablauf des betreffenden Veranla- 
gungszeitraumes und knüpft somit an die Entstehung 
des Steueranspruchs an. Für Fälle mit überwiegenden 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gilt eine um 
sechs Monate verlängerte Frist von 21 Monaten, da 
Land- und Forstwirte regelmäßig ein abweichendes 
Wirtschaftsjahr haben (30. Juni; § 4a Absatz 1 Nummer 1 
EStG) und der auf den Schluss des Wirtschaftsjahres 
ermittelte Gewinn für die Besteuerung anteilig dem 
vorangegangenen Veranlagungszeitraum und dem Ver- 
anlagungszeitraum, in dem das Wirtschaftsjahr endet, 
zugewiesen wird (§ 4a Absatz 2 Nummer 1 EStG). 
Auch die verlängerte Anpassungsfrist stellt somit auf 
den Ablauf des Veranlagungszeitraumes ab. Eine Ver- 
knüpfung mit den Erklärungsfristen ist nicht vorhan- 
den. Die Begründung trägt daher die beabsichtigte 
Änderung nicht. Eine Notwendigkeit für eine Verlänge- 
rung der Frist wird auch unabhängig hiervon nicht ge- 
sehen. Die vorgesehene Änderung in Nummer 26 
Buchstabe a sollte daher entfallen. Dementsprechend 
ist der Änderungsbefehl der Nummer für die weiteren 
redaktionellen Änderungen anzupassen. 

Nummer 34 Buchstabe h beinhaltet die zeitliche An- 
wendungsregelung zur beabsichtigten Änderung des 
§ 37 Absatz 3 Satz 3 EStG in Nummer 26 Buchstabe a. 
Da diese gestrichen wird, entfallt auch Nummer 34 
Buchstabe h. 

Zu Buchstabe b (Artikel 3 - Änderung der Abgaben- 
ordnung - § 233a AO) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Verlängerung 
der Zeit, in der eine Verzinsung des bereits entstande- 
nen Steueranspruchs nicht vorgenommen wird (sog. 
Karenzzeit), wird ebenfalls mit der beabsichtigten Än- 
derung zu § 149 Absatz 2 Satz 2 AO begründet. 

Die Karenzzeit knüpft an das Kalenderjahr der Steuer- 
entstehung an. Die beabsichtigte Verlängerung der Ab- 
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gabefrist hat jedoch keine Auswirkung auf die Steuer- 
entstehung und bedingt daher keine Anpassung der 
Karenzzeit nach § 233a Absatz 2 AO. 

Die Begründung trägt daher die beabsichtigte Ände- 
rung nicht. 

Eine Verlängerung der Karenzzeit ist auch unabhängig 
hiervon nicht geboten. Die Karenzzeit von 1 5 Monaten 
wurde bereits an der längst möglichen allgemeinen Ver- 
längerung der Fristen zur Abgabe von Steuererklärun- 
gen und dem regelmäßigen Gang der Veranlagungsar- 
beiten ausgerichtet. 

Der spätere Beginn des Zinslaufs nach § 233a Absatz 2 
Satz 2 AO trägt den Besonderheiten der Gewinnermitt- 
lung bei Land- und Forstwirten mit abweichendem 
Wirtschaftsjahr (§ 4a EStG) ausreichend Rechnung. 
Bei dem späteren Zinslaufbeginn wurde an das im Re- 
gelfall sechs Monate nach Ablauf des Veranlagungs- 
zeitraums endende zweite Wirtschaftsjahr angeknüpft 
(siehe dazu auch Bericht des Finanzausschusses des 
Deutschen Bundestages zum Steuerreformgesetz 1990, 
Bundestagsdrucksache 11/2536, S. 22, 36). 

Eine weitere Verlängerung der Karenzzeit bei überwie- 
genden Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft hätte 
zur Folge, dass die beabsichtigte Angleichung bei der 
Steuererklärungsabgabe bei der Verzinsung nunmehr 
zu einer Ungleichbehandlung führen würde. Die be- 
absichtigte Verlängerung würde im Ergebnis bedeuten, 
dass Steuerpflichtige in Nachzahlungsfällen einen 
sachlich nicht gerechtfertigten Vorteil erlangen, in Er- 
stattungsfällen würden die Steuerpflichtigen ohne sach- 
liche Rechtfertigung benachteiligt. 

Ferner würde dies unterstellen, dass der regelmäßige 
Gang der Veranlagungsarbeiten bei Steuererklärungen 
mit überwiegenden Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft zwei Monate länger wäre als bei den übrigen 
Steuererklärungen. Hierfür bestehen jedoch keinerlei 
Anhaltspunkte. 

Zu Buchstabe c (Artikel 4 - Änderung des Einfüh- 
rungsgesetzes zur Abgabenordnung - 
§ 15 EGAO) 

Artikel 4 beinhaltet die zeitliche Gültigkeitsregelung 
zur beabsichtigten Änderung des § 233a Absatz 2 Satz 2 
AO (siehe Artikel 3 Nummer 6). Da diese gestrichen 
wird, entfällt entsprechend auch Artikel 4 Nummer 2. 

11. Zu Artikel 1 Nummer 29 (§ 44a EStG) 

a) Im Bereich der Besteuerung der Kapitaleinkünfte 
hat der Gesetzgeber mit Wirkung zum 1. Januar 
2009 zur Vereinfachung die sogenannte Abgeltung- 
steuer eingeführt. Der Bundesrat geht davon aus, 
dass auf diesem Gebiet weiteres Potenzial für Ver- 
einfachungen vorhanden ist und genutzt werden 
kann. 

b) Verbesserungsbedarf besteht nach Ansicht des Bun- 
desrates hinsichtlich des Umgangs mit den soge- 
nannten Freistellungsaufträgen. Zwecks Berück- 


sichtigung des Sparer-Pauschbetrags bereits im 
Rahmen des Kapitalertragsteuerabzugs kann der 
Steuerpflichtige dem jeweiligen Schuldner der Ka- 
pitalerträge (der Bank) einen Freistellungsauftrag 
erteilen. Der Sparer-Pauschbetrag kann dabei mit- 
tels mehrerer Freistellungsaufträge auf mehrere 
Banken verteilt werden. Dies führt in doppelter Hin- 
sicht zu Schwierigkeiten: 

• Erstens kann ein Anleger mit mehreren Freistel- 
lungsaufträgen im Voraus oftmals kaum vorher- 
sehen, wie hoch die Kapitalerträge bei den jewei- 
ligen Banken ausfallen. Eine Korrektur ist häufig 
nur über die Einkommensteuererklärung mög- 
lich. 

• Zweitens überschreiten sehr viele Steuerpflichti- 
ge die gesetzlich zulässigen Höchstbeträge. Der- 
zeit müssen die Finanzämter bundesweit hun- 
derttausende von Kontrollmitteilungen auswer- 
ten. 

c) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, 
ob die Nutzung des Sparer-Pauschbetrages auf ein 
elektronisches Verfahren mit zentralen Zugriffs- 
möglichkeiten umgestellt werden kann, um die oben 
aufgezeigten Probleme zu vermeiden. 

12. Zu Artikel 1 nach Nummer 35 (§ 52b Absatz 9 EStG) 

a) Im Jahressteuergesetz 2010 wurde in § 52b Absatz 9 
des Einkommensteuergesetzes die Finanzverwal- 
tung dazu verpflichtet, den Arbeitnehmer rechtzeitig 
vor dem Starttermin über die für ihn gebildeten elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) 
zu informieren. Mit der Information soll der Arbeit- 
nehmer aufgefordert werden, dem zuständigen Fi- 
nanzamt gewünschte Änderungen oder Berichtigun- 
gen mitzuteilen. 

b) Der Bundesrat begrüßt, dass die Bundesregierung 
im Rahmen der Bundesratssitzung am 26. Novem- 
ber 2010 erklärt hat, die Länder um die Kosten zu 
entlasten, die ihnen durch die erstmalige Bekannt- 
gabe der ELStAM durch die Finanzämter einmalig 
entstehen. 

c) Der Regierungsentwurf des Steuervereinfachungs- 
gesetz 2011 sieht vor, dass die Kostenentlastung 
durch eine einmalige Veränderung der Umsatzsteu- 
erverteilung zugunsten der Länder erfolgt. Insge- 
samt soll der Anteil der Länder an der Umsatzsteuer 
im Jahre 2012 um 466 Mio. Euro erhöht werden. 
Die mit den Steuervereinfachungen verbundenen 
Steuermindereinnahmen der Länder und Gemein- 
den, die der Bund kompensieren will, betragen je- 
doch 2012 nur 451 Mio. Euro. Der Bundesrat geht 
davon aus, dass der Bund die Länder um die tatsäch- 
lich entstehenden Kosten entlastet und es sich bei 
dem im Entwurf des Steuervereinfachungsgesetzes 
2011 enthaltenen Betrag in Höhe von 15 Mio. Euro 
um einen vorläufig geschätzten Betrag der Kosten 
durch die erstmalige Bekanntgabe der ELStAM 
handelt. 
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13. Zu Artikel 3 Nummer 2 (§ 89 Absatz 5 bis 7 AO) 

ln Artikel 3 Nummer 2 sind in § 89 die Absätze 5 bis 7 
wie folgt zu fassen: 

„(5) Die Gebühr wird in entsprechender Anwendung 
des § 34 des Gerichtskostengesetzes mit einem Gebüh- 
rensatz von 1,0 erhoben, wobei der Gegenstandswert 
mit mindestens 5 000 Euro anzusetzen ist. § 39 Absatz 2 
des Gerichtskostengesetzes ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(6) Ist ein Gegenstandswert nicht bestimmbar und 
kann er auch nicht durch Schätzung bestimmt werden, 
ist eine Zeitgebühr zu berechnen; sie beträgt 50 Euro je 
angefangene halbe Stunde Bearbeitungszeit und min- 
destens 100 Euro. 

(7) Die Gebühr kann ganz oder teilweise ermäßigt 
werden, wenn ein Antrag auf Erteilung einer verbindli- 
chen Auskunft vor Bekanntgabe der Entscheidung der 
Finanzbehörde zurückgenommen wird.“ 

Begründung 

Die Gebührenpflicht für verbindliche Auskünfte nach 
§ 89 Absatz 2 AO ist mit dem Jahressteuergesetz 2007 
eingeführt worden und geht auf eine Empfehlung des 
Bundesrates zurück, der damit einen zu starken Anstieg 
von Anträgen - und den damit verbundenen Arbeitsauf- 
wand in den Finanzämtern - gerade begrenzen wollte 
(vgl. Bundesratsdrucksache 622/06 (Beschluss). Zwar 
ist in diesem Beschluss auch angeführt, dass von der 
Erhebung von Gebühren bspw. wegen/bei Geringfügig- 
keit abgesehen werden können sollte; bei näherer 
Betrachtung lässt sich diese Aussage jedoch nicht auf- 
rechterhalten, so dass - trotz der Festlegung im Koali- 
tionsvertrag - auf die Einführung einer Bagatellgrenze 
verzichtet werden sollte: 

Die im Gesetzentwurf enthaltene Regelung § 89 Absatz 5 
Satz 3 und Absatz 6 Satz 2 AO-neu stellt für den Steu- 
erbürger keine echte Steuervereinfachung dar, derm sie 
bringt allenfalls eine geringfügige Kostenersparnis, kei- 
nesfalls aber eine Verringerung des von ihm zu betrei- 
benden (Verwaltungs-)Aufwands. Auch für die Verwal- 
tung wirkt sie - allein wegen der vorprogrammierten 
Streitanfälligkeit - alles andere als vereinfachend und 
wird zusätzliche Ressourcen binden. 

Gegen die Einführung von Bagatellgrenzen spricht u. a. : 

• Sie führen zu einer Verkomplizierung des Rechts und 
zu neuem Streitpotential (z. B. um die Höhe bzw. Er- 
mittlung des Gegenstandswertes und/oder den Zeit- 
bedarf - gerade im Grenzbereich; des Weiteren sind 
Anträge nicht auszuschließen, mit denen ein Verzicht 
auf die Gebühr gefordert wird, obwohl der Gegen- 
standswert zugrunde zu legen ist, (nur) weil die 
Bearbeitungszeit weniger als zwei Stunden betragen 
haben könnte). 

• Die erhoffte Entlastung für den Steuerbürger tritt 
nicht ein bzw. ist lediglich marginal. 

Wie der Gesetzesbegründung entnommen werden 
karm, betrüge die finanzielle Ersparnis maximal 
200 Euro. Mit Blick auf die (Bindungs-)Wirkungen 
einer verbindlichen Auskunft muss der Antrag be- 


stimmte Fomierfordemisse erfüllen und bedarf daher 
einer sorgsamen Vorbereitung sowie einer detaillier- 
ten Begründung (vgl. § 1 StAuskV); dies ist - auch in 
sog. Kleinfällen - unverzichtbare Voraussetzung für 
eine Bescheidung durch das Finanzamt. Entspre- 
chende Anträge werden daher regelmäßig von einem 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe ausgear- 
beitet, der wiederum hierfür eine Gebühr erhebt. 

Demgegenüber bleibt es dem Steuerbürger (weiter- 
hin) unbenommen, statt einer verbindlichen Aus- 
kunft nach § 89 Absatz 2 AO gebührenfrei eine un- 
verbindliche Auskunft nach § 89 Absatz 1 AO zu er- 
halten. Nur am Rande stellt sich die Frage, ob in den 
Fällen mit einem Gegenstands- oder Zeitwert unter- 
halb der in Rede stehenden Bagatellgrenzen die Er- 
teilung einer verbindlichen Auskunft rechtlich über- 
haupt noch möglich wäre, weil § 89 Absatz 2 Satz 1 
AO ein besonderes Interesse im Hinblick auf die 
„erheblichen steuerlichen Auswirkungen“ verlangt; 
durch die Einführung der Bagatellgrenzen könnte 
durchaus eine gesetzliche Definition dieses Krite- 
riums angenommen werden, was u. U. nur noch un- 
verbindliche Auskünfte gemäß § 89 Absatz 1 AO er- 
lauben würde. 

• Die partielle Gebührenfreiheit läuft den Sparanstren- 
gungen von Bund und Ländern zuwider. Die hieraus 
resultierenden Folgen müssen sowohl organisato- 
risch als auch finanziell nahezu ausschließlich von 
den Ländern bewältigt werden. 

Zum einen ist zu erwarten, dass die Finanzämter mit 
einer deutlich zunehmenden Zahl an Anträgen auf 
kostenfreie Auskunft konfrontiert werden, wodurch 

- u. U. erheblicher - zusätzlicher Arbeitsaufwand in 
den Finanzämtern erzeugt wird, was wiederum die 
Bindung oder Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen 
mit sich bringt/erfordert. Damit würde die verhal- 
tenslenkende Wirkung der Gebühr weitgehend auf- 
gegeben. 

Zum anderen geht hiermit - bei steigendem (perso- 
nellen) Aufwand - eine Reduzierung des Gebühren- 
aufkommens einher. 

• Wie in der Gesetzesbegründung zutreffend ausge- 
führt wird, stellt die Erteilung einer verbindliche 
Auskunft „eine individuelle Unterstützung der steu- 
erlichen Gestaltungsplanung einzelner Steuerpflich- 
tiger dar. Dies darf nicht auf Kosten der Allgemein- 
heit geschehen. Verursachergerecht müssen die ent- 
sprechenden Verwaltungsmehraufwendungen dem 
individuell Begünstigten auch weiterhin in Rech- 
nung gestellt werden“. 

Das besondere Interesse an der verbindlichen Aus- 
kunft besteht ausschließlich für Steuerbürger und Be- 
rater, denn sie vermeidet - unabhängig vom Gegen- 
standswert - durch ihre einseitige Bindungswirkung 
(Beratungs-)Risiken und weist Rechtsentwicklungs- 
risiken im Wesentlichen der Verwaltung zu, wodurch 
der Steuerbürger eine erhebliche Planungs- und 
Rechtssicherheit erlangt. Jede verbindliche Auskunft 

- unabhängig vom Gegenstandswert - erfordert die 
gesonderte und intensive Befassung mit dem Steuer- 
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fall über die jährliche Steuerveranlagung hinaus 
(Sonderaufgabe bzw. Verwaltungserschwemis) und 
ist - entsprechend dem o. a. Grundsatz - auch in sog. 
Kleinfallen gerechtfertigt. Insofern ist nicht einseh- 
bar, warum der besondere Service in Form der ver- 
bindlichen Auskunftserteilung in bestimmten Fällen 
durchgängig gebührenfrei bleiben soll. 

• Die bestehende Regelung zur Gebühr in § 89 Ab- 
satz 3 ff. AO hat sich in der Praxis grundsätzlich 
bewährt. Schon deshalb ist insoweit zurzeit kein 
Änderungsbedarf erkennbar. 

Dies entspricht zunächst der einhelligen Auffassung 
der für Fachreferatsleiter der Länder, die daneben 
darauf hingewiesen haben, dass die Gebührenerhe- 
bung in der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle 
von den Antragstellern nicht in Frage gestellt werde. 

Zudem ist bislang die Recht- und Verfassungsmäßig- 
keit dieser Regelung von den Finanzgerichten - ge- 
gen die kritischen Stimmen in der Literatur - grund- 
sätzlich bestätigt worden. 

Unabhängig von den vorstehenden Ausführungen wäre 
durch die Einführung der im Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Regelung in Absatz 7 Satz 1 ein nicht abschätzbarer 
Mehraufwand für die Bearbeitung von Anträgen auf 
Ermäßigung der Gebühr (bzw. deren Verzicht) wegen 
vermeintlicher „Unbilligkeit“ zu erwarten. Dabei ist 
davon auszugehen, dass entsprechende Billigkeitsan- 
träge - aus Unkenntnis und entgegen der Anwendungs- 
regelung in § 25 EGAO — neu - auch für solche Anträge 
auf verbindliche Auskunft gestellt werden, die vor der 
Verkündung des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 
eingegangen und mithin nach altem Recht zu beschei- 
den sind. 

Ungeachtet dessen dürfte bereits nach geltendem Recht 
eine Billigkeitsmaßnahme gern. § 227 AO nicht zur 
Gänze ausgeschlossen sein, weil es sich bei der Gebühr 
um eine steuerliche Nebenleistung i. S. v. § 3 Absatz 4 
i. V. m. § 1 Absatz 3 AO handelt, wenn gleich Unbillig- 
keit mit Blick auf die einseitige Bindungswirkung und 
die Vorteile für die Steuerpflichtigen nur schwer vor- 
stellbar ist. Darüber hinaus ist auch jetzt schon eine 
vollständige Ennäßigung der Gebühr möglich (Hinweis 
auf § 89 Absatz 3 Satz 4 AO). 

14. Zu Artikels Nummer 3a -neu- (§ 147 Absatz 3 AO) 
Artikel 4 Nummer 3a - neu - (§ 19a EGAO) 

a) In Artikel 3 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3 a 
einzufügen: 

,3a. § 147 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

„Bei empfangenen Lieferscheinen, die keine 
Buchungsbelege nach Absatz 1 Nummer 4 
sind, endet die Aufbewahrungsfrist mit dem 
Erhalt der Rechnung. Für abgesandte Liefer- 
scheine, die keine Buchungsbelege nach Ab- 
satz 1 Nummer 4 sind, endet die Aufbewah- 
rungsfrist mit dem Versand der Rechnung.“ ‘ 

b) In Artikel 4 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3 a 
einzufügen: 

,3a. Dem § 19a wird folgender Satz angefügt: 


„§ 147 Absatz 3 Satz 3 und 4 der Abgabenord- 
nung in der Fassung des Artikels 3 des Geset- 
zes vom ... 2011 (BGBl. I S. ...) gilt für alle 
Lieferscheine, deren Aufbewahrungsfrist nach 
§ 147 Absatz 3 der Abgabenordnung in der bis 
zum ... 2011 geltenden Fassung noch nicht ab- 
gelaufen ist.“ ‘ 

Begründung 

Lieferscheine sind als empfangene oder abgesandte 
Handels- oder Geschäftsbriefe nach § 147 Absatz 1 
Nummern 2 und 3 AO aufbewahrungspflichtig. Sie sind 
auch dann aufzubewahren, wenn sich die Angaben aus 
den Rechnungen ergeben. Die Aufbewahrungspflicht 
beträgt gemäß § 147 Absatz 3 Satz 1 AO sechs Jahre 
bzw. zehn Jahre, wenn die Lieferscheine als Buchungs- 
beleg verwendet werden. Nach § 14 Absatz 4 UStG 
muss eine Rechnung stets Angaben zu Menge und Art 
der gelieferten Ware enthalten. Eine Pflicht zur Erstel- 
lung von Lieferscheinen besteht nicht. 

Die doppelte Aufbewahrung inhaltlich identischer Un- 
terlagen ist aus steuerlichen Gründen nicht notwendig. 
Mit dem Verzicht auf die Aufbewahrung von Liefer- 
scheinen, deren Inhalf eingangs- bzw. ausgangsseifig 
durch die enfsprechende Rechnung dokumentiert ist, 
werden Unternehmen von unnötigem Bürokratieauf- 
wand entlastet, ohne dass die Kontrollmöglichkeiten 
der Steuerverwaltung eingeschränkt werden. 

Die verkürzte Aufbewahrungspflicht soll für alle Liefer- 
scheine gelten, deren Aufbewahrungspflicht nach der 
bisher geltenden Vorschrift noch nicht abgelaufen ist. 

15. Zu Artikel 4a - neu - (§ 27 Absatz 2 Satz 6 - neu - 

und § 34 Absatz 12a - neu - 
KStG) 

Artikel 18 Absatz 2 (Inkrafttreten) 
a) Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4a einzufügen: 
,Artikel 4a 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 4144), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Nach § 27 Absatz 2 Satz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Abweichend von Satz 4 wird auf die Abgabe 
der Erklärungen zur gesonderten Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen verzichtet, wenn 
sich gegenüber den gesondert festgestellten Be- 
trägen zum Ende des vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahres keine Änderungen ergeben haben 
und die Kapitalgesellschaft dies in der Körper- 
schaftsteuererklärung angibt.“ 

2. Nach § 34 Absatz 12 wird folgender Absatz 12a 
eingefügt: 

„(12a) § 27 Absatz 2 Satz 6 in der Fassung des 
Artikels 4a des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. . . .) 
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ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2011 
anzuwenden.“ ‘ 

b) ln Artikel 1 8 Absatz 2 ist nach den Wörtern „die Ar- 
tikel“ die Angabe „4a,“ einzufügen. 

Begründung 

Kapitalgesellschaften müssen mit jeder Körperschaft- 
steuererklärung zusätzliche Erklärungen über die ge- 
sonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen ab- 
geben (Vordruck KSt IF). Bei einer Vielzahl von 
Gesellschaften kommt es hier über Jahre hinweg zu kei- 
ner Änderung (z. B. des Einlagekontos), so dass die 
jährliche Verpflichtung, dies in einer eigenständigen 
Erklärung anzugeben, zu keinem Erkenntnisgewinn bei 
der Verwaltung führt, sondern nur Bürokratieaufwand 
bei der Gesellschaft verursacht. Es soll hier künftig ge- 
nügen, wenn die Kapitalgesellschaft in der Körper- 
schaftsteuererklärung angibt, dass keine Änderungen 
der gesondert festzustellenden Besteuerungsgrundla- 
gen gegenüber den zum Ende des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres gesondert festgestellten Beträgen 
eingetreten sind. 

Finanzielle Auswirkungen 
Keine. 

Die Regelung des neuen § 27 Absatz 2 Satz 6 KStG soll 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 20 1 1 anzuwen- 
den sein. 

16. Zu Artikel 5 nach Nummer 2 (§ 20 Absatz 2 UStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob die auf 500 000 Euro angehobene 
Umsatzgrenze für die Umsatzbesteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten dauerhaft geregelt werden kann. 

Begründung 

Mit dem Bürgerentlastungsgesetz Krankenversiche- 
rung wurde die Grenze für die Ist-Besteuerung auf bun- 
deseinheitlich 500 000 Euro angehoben. Allerdings ist 
diese Anhebung bis Ende 2011 befristet. Ab 2012 wür- 
de danach die Grenze wieder auf 250 000 Euro sinken 
und für das gesamte Bundesgebiet gelten. 

Die derzeit geltende Grenze von 500 000 Euro ist 
konsequent, zumal nach dem Bilanzrechtsmodemisie- 
rungsgesetz bis zu einem Jahresumsatz von 500 000 
Euro keine Buchführungspflicht mehr zwingend be- 
steht. Denn bei der innerhalb dieser Grenze stets 
möglichen Gewinnermittlung durch Einnahmen-Über- 
schussrechnung werden nur Zahlungsflüsse, nicht 
schon Forderungen erfasst. Dies spricht dafür, die 
Grenze von 500 000 Euro auf Dauer beizubehalten. 
Dies führt zugleich zur Verbesserung der Liquidität bei 
mittelständischen Unternehmen. 

In diesem Zusammenhang könnte erwogen werden, 
auch den Vorsteuerabzug nach Ist- Versteuerungsgrund- 
sätzen vorzunehmen. 

1 7. Zu Artikel 5a - neu - (§ 44 Absatz 3 UStDV) 

§ 44 Absatz 3 der Umsatzsteuer-Durchführungsverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Fe- 


bruar 2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 17. November 2010 (BGBl. I 
S. 1544) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Begründung 

Unternehmer müssen jährlich ennitteln, ob die auf- 
grund einer Investitionsmaßnahme erfolgte Vorsteuer- 
erstattung in der damaligen Höhe noch zutreffend ist. 
Ansonsten ist der Vorsteuerabzug zu berichtigen. Da 
dieser Vorsteuerberichtigungsbetrag jährlich enuittelt 
werden muss, geht der mit § 44 Absatz 3 UStDV beab- 
sichtigte Vereinfachungseffekt, geringfügige Berichti- 
gungsbeträge erst am Ende des Berichtigungszeitraums 
geltend zu machen, ins Leere. Die Vorschrift karm ge- 
strichen werden. 

Finanzielle Auswirkungen 
Keine. 

18. Zu Artikel 6 (§ 6 Absatz 1 Satz 2 StDÜV) 

In Artikel 6 ist § 6 Absatz 1 Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Nach Auffassung des Bundesrates soll es bei der voll- 
elektronischen Übermittlung von Steuerdaten generell 
eine obligatorische Authentifizierung geben. Der der- 
zeit mögliche Verzicht auf eine Authentifizierung in 
den angeführten Übermittlungsfallen führt in der Praxis 
zu Schwierigkeiten und zusätzlichem nicht vennittel- 
barem Bürokratieaufwand. Das wiederholte Wechseln 
zwischen authentifizierter und nicht-authentifizierter 
Abgabe der elektronischen Steueranmeldung löst bei 
den Finanzämtern erhöhte Prüfüngspflichten aus (z. B. 
Nachfrage beim Steuerberater, Ermitteln des Daten- 
übermittlers, Bearbeitung des Hinweisfalls). Das 
Schließen der freien Zugänge würde die Finanzämter 
entsprechend entlasten. Nach einer rechtzeitigen Infor- 
mation des betroffenen Personenkreises könnte die ob- 
ligatorische Authentifizierung bereits zu Beginn des 
Jahres 2012 eingeführt werden, da ab dem Veranla- 
gungszeitraum 2011 für Unternehmen ohnehin die ge- 
setzliche Verpflichtung besteht, die Jahressteuererklä- 
rung elektronisch einzureichen. Hierfür ist ebenfalls 
kein freier Zugang eröffnet, so dass die Voraussetzun- 
gen für die Authentifizierung bei den meisten betroffe- 
nen Steuerpflichtigen ab dem Jahr 2012 vorliegen 
müssten. Ein zusätzlicher Aufwand würde für die Steu- 
erpflichtigen deshalb grundsätzlich nicht entstehen. 

19. Zu Artikel 9 (Erbschaftsteuer-Durchführungsverord- 

nung) 

Artikel 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Verdopplung der Baga- 
tellgrenze auf 10 000 Euro für Vermögensverwahrer 
und -Verwalter vor. Bis zu diesem Betrag können An- 
zeigen der von ihnen für den Erblasser verwahrten be- 
ziehungsweise verwalteten Vermögensgegenstände un- 
terbleiben. Dieser Betrag wurde erst zum 1 . Januar 2011 
auf 5 000 Euro angehoben. 
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Eine nochmalige Verdopplung der Bagatellgrenze auf 
10 000 Euro und eine Erweiterung des Anzeigenver- 
zichts auch für Wertpapieremittenten und Versiche- 
rungsuntemehmen schafft Kumulationsmöglichkeiten, 
die zu einer deutlichen Verringerung des Erbschaftsteu- 
erautkommens führen können (je Fall Minderung der 
Bemessungsgrundlage bis zu 30 000 Euro). 

20. Zu den finanziellen Auswirkungen des Gesetzent- 
wurfs 

Im Vorblatt des Gesetzentwurfs wird unter Buchstabe D 
„Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haus- 
halte“ in Nummer 2 „Vollzugsautwand“ ausgeführt, 
dass die vorgesehene gesetzliche Regelung in den 
Rechenzentren der Landesfinanzverwaltungen Mehr- 
aufwand durch die notwendige Anpassung der automa- 
tionstechnischen Unterstützung für das Besteuerungs- 
verfahren verursachen wird. 

Die automationstechnische Umsetzung der im Entwurf 
eines Steuervereinfachungsgesetzes 2011 vorgesehe- 
nen Maßnahmen wird - wie üblich - im Rahmen des 
Vorhabens KONSENS erfolgen. Der Bundesrat weist 
darauf hin, dass im KONSENS-Budget aufgrund der 
bereits vorgegebenen Aufgaben für die nun durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf erforderlichen automati- 
onstechnischen Anpassungen kein Finanzierungsspiel- 
raum mehr besteht. Deshalb muss das Budget erhöht 
werden. Nach Berechnungen der Länder ist dabei von 
folgenden Beträgen auszugehen: 

• Jahr 2012: Aufwand für Entwicklung, 

Pflege und Betrieb: 3 Mio. Euro 

• Jahre 2013 bis 2016: Aufwand 

für Pflege und Betrieb: 


jeweils 1 Mio. Euro. 
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